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Dieses Heft der RP Reha liegt Ihnen mit-
ten im Gesetzgebungsverfahren zum 
Bundesteilhabegesetz vor. Nach jahre-
langen Vorarbeiten und Diskussionen, 
die auch in dieser Zeitschrift dokumen-
tiert worden sind, hat die Bundesregie-
rung Ende Juni einen Entwurf zur Re-
form des SGB IX und insbesondere des 
Teilhaberechts der Sozialhilfe (Einglie-
derungshilfe) vorgelegt (BT-Drucksa-
che 18/9522). Der Gesetzentwurf ist 
nach der ersten Beratung durch Bun-
destag und Bundesrat nun in den Aus-
schüssen. Die Stellungnahme des Bun-
desrats (BR-Drucksache 428/16 (b)), die 
Sachverständigenanhörung am 7. No-
vember (AuS-Ausschuss-Drucksache 
18(11)801) und die öffentliche Diskus-
sion haben ein kritisches Echo gezeigt. 
Dennoch wird überwiegend damit ge-
rechnet, dass das Gesetz – in einer ver-
änderten Form – im Dezember Bundes-
tag und Bundesrat passieren und dann 
gestaffelt in den kommenden Jahren in 
Kraft treten wird. Schon der lange Zeit-
raum, der zwischen Beschluss und In-
krafttreten der meisten Regelungen zu 
Beginn des Jahres 2020 liegen soll, zeigt, 
dass wichtige Änderungen im Verfah-
rens- und Leistungsrecht geplant sind, 
auf die sich Verwaltung, Leistungser-
bringer und Leistungsberechtigte neu 
einzustellen haben werden – wenn das 
Gesetz denn kommt.

Eine Rechtsvereinfachung oder ein 
systematisch klareres Gesetz, so viel 
kann schon gesagt werden, bringt das 
BTHG auf keinen Fall. Die Verschie-
bung der Eingliederungshilfe in einen 
neuen Teil 2 des SGB IX, ein neu, aber 
kaum klarer definiertes Verhältnis zwi-
schen allgemeinen und besonderen Re-
gelungen und neue Doppel- und Son-
derregelungen werden Rechtsanwen-
dung und Rechtswissenschaft wohl neue 
Rätsel zu lösen geben. Hoffnungen, die 

Erkenntnisse der Rechts- und Sozial-
wissenschaften über die Anwendungs-
defizite des SGB IX und ihre Ursachen 
würden in der Gesetzgebung umfassend 
berücksichtigt werden, sind jedenfalls 
enttäuscht worden. Eine vorgesehene 
Evaluation des SGB IX war vom Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) nach einer Vorstudie (BMAS-
Forschungsbericht 441) nicht weiter-
verfolgt worden, als der Eindruck ent-
stand, dies könnte das Zustandekom-
men der Reform in der 18. Wahlperiode 
gefährden.

Dass die Politik erst handeln und 
dann forschen lassen will, ist legitim, 
wenn sich auch Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler stets wünschen, 
es möge in anderer Reihenfolge gesche-
hen. So wird es wahrscheinlich kom-
men: Artikel 25 des BTHG-Entwurfs 
sieht vor, dass zentrale Regelungen in 
der Zeit zwischen Beschluss und In-
krafttreten evaluiert werden. Stimmen 
aus der Politik stellen sich eine Art Tro-
ckenübung vor: Das neue Gesetz wird 
virtuell neben dem alten Recht ange-
wandt und die Ergebnisse ermöglichen 
es, Erkenntnisse für die Implementation 
zu gewinnen und, falls nötig, das Ge-
setz noch vor Inkrafttreten zu ändern. 
Wir werden beobachten, ob und wie 
ein solches Forschungsdesign funktio-
nieren kann. Wichtig ist in jedem Fall, 
dass Fragen und Methoden unabhän-
gig und unter Mitwirkung behinder-
ter Menschen und ihrer Organisatio-
nen entwickelt werden.

Im Übrigen ist der Entstehungspro-
zess des BTHG lehrreich für lebensna-
he Politikwissenschaft und Staatsrechts-
lehre, zeigt er doch, wie viele Interessen 
und Institutionen im Bundesstaat und 
im gegliederten Sozialleistungssystem 
zu berücksichtigen sind und sich zu 
Wort melden. Das ist nichts Schlim-
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mes. Übel wäre es vielmehr, wenn das 
Recht der Rehabilitation und Teilhabe 
niemanden interessierte. 

Problematisch ist allerdings, dass das 
Korrektiv der breit geführten öffentli-
chen Debatte, die Politiker und Exper-
ten zwingt, die Reform auf wesentliche 
nachvollziehbare Grundzüge zurückzu-
führen, nur schwach verfügbar ist, weil 
viele Medien und Großorganisationen 
Rehabilitation und Teilhabe behinder-
ter Menschen zu Unrecht für ein Min-
derheiten- und Nischenthema halten. 

Wir hoffen, mit diesem Heft einen 
kleinen Beitrag zumindest zum Fach-
diskurs geleistet zu haben. Was immer 
mit dem Entwurf des Bundesteilhabe-
gesetzes geschieht: Wir bleiben dran!

Felix Welti | Katja Nebe | 
Wolfhard Kohte | Gudrun Wansing
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Inklusion bedeutet einschließen. Aber bereits das aus dem Latei-
nischen stammende Wort Inklusion schafft Barrieren, weil nicht jeder 
Mensch einordnen kann, was darunter zu verstehen ist. Wer oder was 
soll in welchen Kontext eingeschlossen, einbezogen werden? Oder 
geht es eher um die Frage, wer wann und wo ausgeschlossen wird? 
Geschieht dies freiwillig oder unfreiwillig? Was bedeutet die Umset-
zung von Inklusion, wie wird sie gegenwärtig realisiert und was ist 
zukünftig zu tun? Welche Professionen befassen sich unter welchen 
Perspektiven mit diesem Thema?
Eine Forderung im Zuge der Umsetzung von Inklusion ist die Entwick-
lung einer Gesellschaft, in der jeder Mensch anerkannt und akzeptiert 
wird. Gleichberechtigt und selbstbestimmt soll jeder Mensch an gesell-
schaftlichen Aspekten teilhaben – unabhängig z. B. von Geschlecht, 
sexueller Orientierung, Alter, Ethnizität oder Herkunft, von Religionszu-
gehörigkeit oder Bildung, von Behinderungen und/oder Beeinträchti-
gungen.
In diesem Band werden aktuelle Entwicklungen zum Thema „Inklusi-
on“ aus interdisziplinärer Perspektive betrachtet, um ein breiteres 
Verständnis zu ermöglichen, einen Stand der Forschung abzubilden 
und neue Zugänge zu schaffen.
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Martin theben

das BundesteilhaBegesetz – 
odeR: deR gRosse BluFF 

i. gesellschaFtliche teil­
haBe BehindeRteR men­
schen – ein histoRischeR 
üBeRBlick

Die Diskussion um Teilhabe oder, wie 
man es damals nannte, Integration von 
behinderten Menschen reicht weit zu-
rück. Bereits in den 1970er Jahren, der 
Entstehungszeit der Eingliederungshil-
fe für Behinderte als besonderer Leis-
tungsform innerhalb des Bundessozial-
hilfegesetzes, gab es parlamentarische 
Initiativen, die auf ein steuerfinanzier-
tes einkommens- und vermögensunab-
hängiges soziales Leistungsgesetz hin-
ausliefen. So findet sich auf Bundestags-
drucksache 7/553 vom 11. Mai 1973 ein 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU, da-

mals die Oppositionsfraktion im Deut-
schen Bundestag, betreffend Behinder-
tengesetz. In dem Antrag heißt es: „Der 
Bundestag wolle beschließen: die Bun-
desregierung wird ersucht, bis zum 31. 
Dezember 1973 den Entwurf eines Leis-
tungsgesetzes für Behinderte vorzulegen, 
mit der Zielsetzung, das Leistungsrecht 
für Behinderte aus dem Bundessozialhil-
fegesetz herauszunehmen und die vor-
gesehenen Leistungen unabhängig von 
Einkommens- und Vermögensverhält-
nissen der Betroffenen und ihrer Fami-
lien zu gewähren.“ Der Antrag wurde 
dann von der damaligen soziallibera-
len Regierungskoalition unter Hinweis 
auf die Debatten zur Reform des Bun-
dessozialhilfegesetzes abgelehnt. Knapp 
zwei Jahre später wurde dann die Ein-

gliederungshilfe in ihrer bis zum heu-
tigen Tage geltenden Form als Gesetz 
verabschiedet. 

Einen weiteren Anlauf unternahm 
zwei Jahre nach ihrem Einzug in den 
Deutschen Bundestag die Fraktion der 
Grünen. Auf Bundestagsdrucksache 
10/2609 erschien ihr Entwurf eines Bun-
despflegegesetzes. Es enthielt im Kern 
ähnliche Regelungen wie jene der CDU 
und beinhaltete vor allem auch die Ab-
schaffung sämtlicher Pflegeheime. Der 
Gesetzentwurf wurde in der 174. Sit-
zung der 10. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages am 14. November 1985 be-
raten. Bemerkenswert ist dabei, dass es 
während der Beratung im Plenum des 
Bundestages zu Protesten mehrerer Roll-
stuhlfahrer kam. Der Vizepräsident des 

Der Deutsche Bundestag hat am 22. September 2016 in erster Lesung den „entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz­
BthG)“ beraten.1 Der entwurf ist mit Datum vom 5. September 2016 auf Bundestagsdrucksache 18/9522 
erschienen. einen tag später, am 23.09.2016, wurde der entwurf der Bundesregierung auch im Bundesrat 
debattiert. Der Gesetzentwurf wird den wesentlichen erwartungen nicht gerecht. Das Bundesteilhabegesetz 
stellt das wunsch­ und wahlrecht nach wie vor unter einen Mehrkostenvorbehalt, schränkt entgegen der 
entwurfsbegründung den kreis der Leistungsberechtigten ein und zwingt die Leistungsempfänger auch 
weiterhin ihr einkommen und Vermögen einzusetzen. positiv zu bewerten ist die rechtliche Verankerung des 
Budgets für Arbeit und der elternassistenz. Auch die regelungen zur teilhabeplanung und zum Gesamtplan 
weisen in die richtige richtung. Der Aufsatz beschreibt zunächst die historie des Bundesteilhabegesetzes 
und gibt zum zweiten einen Überblick. im dritten teil des Aufsatzes werden dann einige regelungen des 
Bundesteilhabegesetzes daraufhin überprüft, ob sie mit dem Anspruch des Gesetzgebers, einen System­
wechsel in der eingliederungshilfe herbeizuführen und umfassende gesellschaftliche teilhabe im Sinne 
der un­Behindertenrechtskonvention zu garantieren, im einklang stehen. Dabei muss schon eingangs 
konstatiert werden, dass selten eine behindertenpolitische Maßnahme derart deutlich und einheitlich von 
einem Großteil behinderter Menschen und den sie repräsentierenden organisationen massiv kritisiert 
worden ist. Diese deutliche und in großen teilen auch berechtigte Ablehnung des bisher vorliegenden 
Gesetzentwurfes muss ernst genommen werden und darf nicht lediglich als die Summe einzelner parti­
kularinteressen abgetan werden.
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Bundestages Richard Stücklen (CSU) be-
zeichnete unter dem Beifall der Frakti-
onen der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD die Protestierenden als „die Ver-
führten“.2 Auch damals wurde der Pro-
test der Betroffenen nicht ernst genom-
men, vielmehr wurde ihnen unterstellt, 
sie seien in dem Falle von Grünen inst-
rumentalisiert worden, um deren poli-
tisch abstrusen Zielsetzungen durchzu-
setzen. Demzufolge wurde der Antrag 
der Grünen auch von allen anderen im 
Bundestag vertretenen Fraktionen, ein-
schließlich der SPD, abgelehnt. 

Neue Hoffnungen schöpften die Be-
troffenen als zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts das gesamte Behindertenrecht in 
einem neuen Sozialgesetzbuch IX ko-
difiziert werden sollte. Den Betroffe-
nen wurde hier seitens der damaligen 
rot-grünen-Regierung ein Paradigmen-
wechsel versprochen. Dieser Paradig-
menwechsel blieb aber tatsächlich aus. 
Es wurden mit dem Sozialgesetzbuch 
IX weder neue Leistungen geschaffen, 
noch erfolgte eine Herausnahme der 
Eingliederungshilfe, wie auch zu diesem 
Zeitpunkt von den Betroffenen gefor-
dert, aus dem Bundessozialhilfegesetz. 
Das SGB IX sah vielmehr vor, dass ne-
ben diesem Gesetz die Vorschriften der 
einzelnen Leistungsgesetze gelten soll-
ten. Das hieß für die Eingliederungshil-
fe nach wie vor, dass Einkommen und 
Vermögen im Rahmen der gesetzlichen 
Regelungen grundsätzlich zu berück-
sichtigen sind.

Bei diesen Änderungen blieb es auch, 
als im Zuge der Hartz IV-Gesetzgebung 
die Regelungen des Bundessozialhilfe-
gesetzes, soweit es die Eingliederungs-
hilfe und die Hilfe zur Pflege betraf, in 
das neue Sozialgesetzbuch XII über-
führt wurden. 

Neue Hoffnung bekamen die Betrof-
fenen durch entsprechende Verabredun-
gen im Koalitionsvertrag von CDU-CSU 
und SPD für die noch laufende 18. Wahl-
periode. In dem Koalitionsvertrag der 
unter dem Motto „Deutschlands Zu-
kunft gestalten“ erschien hieß es un-
ter der Überschrift „Eingliederungs-
hilfe reformieren – modernes Teilha-
berecht entwickeln“ auf Seite 111: „Wir 

wollen die Menschen, die aufgrund ei-
ner wesentlichen Behinderung nur ein-
geschränkte Möglichkeiten der Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft haben, 
aus dem bisherigen Fürsorgesystem he-
rausführen und die Eingliederungshilfe 
zu einem modernen Teilhaberecht weiter-
entwickeln. Menschen mit Behinderun-
gen und ihre Verbände werden von An-
fang an und kontinuierlich am Gesetzge-
bungsprozess beteiligt.“3 Hinsichtlich der 
hier im Koalitionsvertrag angekündig-
ten Beteiligung behielt die Bundesregie-
rung zunächst Recht. Beim Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales wurde 
eine Arbeitsgruppe einberufen, an der 
zahlreiche Verbände und Institutionen 
auch aus der Behindertenbewegung teil-
nahmen. In mehreren Arbeitssitzun-
gen wurden dort die wesentlichen For-
derungen an ein Bundesteilhabegesetz 
diskutiert und verabredet. Dabei wur-
de insbesondere seitens der Betroffenen 
aber auch vieler anderer Fachverbände 
deutlich, dass die im Koalitionsvertrag 
erwähnte Herausnahme der Eingliede-
rungshilfe aus dem Fürsorgesystem von 
besonderer Bedeutung war. 

Die Betroffenen und ihre Interessen-
vertretungen beließen es aber nicht da-
bei, ihre Forderungen in der Arbeits-
gruppe beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales zu formulieren. 
Vielmehr legte das Forum behinderter 
Juristinnen und Juristen im Mai 2013 
einen (bearbeiteten) eigenen Entwurf 
für ein Gesetz zur sozialen Teilhabe 
und Änderung anderer Vorschriften 
des Sozialgesetzbuches vor.4 Kernele-
mente dieses Gesetzes waren zum ei-
nen die Aufnahme des mehrgliedrigen 
Begriffes der persönlichen Assistenz in 
§ 17 b des Gesetzentwurfes sowie die 
Einführung eines mehrstufigen einkom-
mensunabhängigen sog. Teilhabegeldes. 
Der zum Anfang des Jahres vorgeleg-
te Referentenentwurf, wie auch der am 
22. September in erster Lesung behan-
delte übernahm all diese zuvor aufge-
stellten Forderungen nicht!

Bevor auf die wesentlichen Kritik-
punkte am Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung eingegangen wird, soll der Ent-
wurf zunächst kurz dargestellt werden.

ii. deR entWuRF des 
BundesteilhaBegesetzes

Bei dem Entwurf zum Bundesteilhabe-
gesetz handelt es sich um ein sog. Ar-
tikelgesetz. Das heißt, dass die neuen 
Regelungen nicht in einem eigenen Ge-
setz kodifiziert werden, vielmehr wer-
den einzelne Vorschriften der verschie-
denen Bücher des Sozialgesetzbuchs 
verändert. Hierbei handelt es sich im 
Wesentlichen vor allem gem. Art. 1 des 
Gesetzentwurfes um Änderungen des 
SGB IX. Der Gesetzgeber hat sich für 
diese Systematik entschieden, da im 
SGB IX bereits wesentliche Vorschrif-
ten des Rechts zur sozialen Teilhabe 
und des Schwerbehindertenrechts zu-
sammengefasst worden waren. Die Än-
derungen im SGB IX, die den Kernbe-
stand des Bundesteilhabegesetzes dar-
stellen, bestehen aus drei Teilen. 

Im ersten Teil werden im Wesentli-
chen noch einmal die sozialen Teilha-
beleistungen benannt. Ziel des Geset-
zes ist es, nach § 1 die Selbstbestim-
mung und Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft zu gewährleisten. Es geht 
gem. § 1 SGB IX-E darum, Menschen 
mit Behinderungen oder von Behin-
derung bedrohte Menschen Leistun-
gen nach diesem Gesetz zukommen 
zu lassen, um ihre Selbstbestimmung 
und ihre volle, wirksame und gleich-
berechtigte Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft zu fördern, Benachteili-
gungen zu vermeiden oder ihnen ent-
gegen zu wirken. Dabei soll vor allem 
den Bedürfnissen von Frauen und Kin-
dern mit Behinderungen oder von Be-
hinderung bedrohter Frauen und Kin-
der sowie Menschen mit seelischer Be-
hinderung Rechnung getragen werden. 
In § 2 SGB IX-E wird im Wesentlichen 
der soziale Behinderungsbegriff über-
nommen, wie er bereits in der Vorgän-
gervorschrift enthalten gewesen ist. In 
§ 5 des Entwurfes werden noch einmal 
die Leistungsgruppen benannt. Es han-
delt sich dabei um Leistungen zur me-
dizinischen Rehabilitation (Nr. 1), Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
(Nr. 2), unterhaltssichernde und ande-
re ergänzende Leistungen (Nr. 3), Leis-

tungen zur Teilhabe an Bildung (Nr. 4) 
und Leistungen zur sozialen Teilhabe 
(Nr. 5). In § 6 des Entwurfes werden 
noch einmal die wesentlichen Rehabi-
litationsträger benannt. Der Vorbehalt 
abweichender Regelungen in anderen 
Büchern des Sozialgesetzbuchs nach 
§ 7 wurde beibehalten. 

Das Wunsch- und Wahlrecht der 
Leistungsberechtigten ist jetzt in § 8 
SGB IX-E verankert und enthält im 
Wesentlichen den identischen Rege-
lungsgehalt, wie in § 9 SGB IX-E der 
Vorgängerfassung. Dort in § 8 des Ge-
setzentwurfes ist jetzt von berechtig-
ten Wünschen der Leistungsberechtig-
ten die Rede. 

Erstmals ist in § 13 SGB IX-E jetzt 
ein zentrales Bedarfsermittlungsver-
fahren verankert. Die Verfahrensvor-
schrift in § 14 SGB IX-E der Vorgänger-
regelung wurde auch im neuen Entwurf 
zum Bundesteilhabegesetz im Wesent-
lichen übernommen. § 17 SGB IX-E re-
gelt das Begutachtungsverfahren. Da-
bei weist § 17 Abs. 4 SGB IX-E darauf 
hin, dass die Rehabilitationsträger ei-
nen Sicherstellungsauftrag hinsichtlich 
vorhandener Zugangs- und Kommuni-
kationsbarrieren bei den Sachverstän-
digen haben. Dies dürfte besondere Be-
deutung für Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten haben, da die Gutachter somit 
verpflichtet werden, in leichter Sprache 
zu kommunizieren. 

Positiv hervorzuheben sind an die-
ser Stelle die Regelungen zum Teilha-
beplan in § 19 SGB IX-E und zur Teil-
habeplankonferenz in § 20 SGB IX-E. 

Ebenfalls grundsätzlich positiv hervor-
zuheben ist, dass nunmehr das Budget 
für Arbeit in § 61 des Entwurfes gesetz-
lich verankert worden ist. Die gleiche 
Bewertung ist auch die Regelung in § 60 
des Entwurfes, wonach Leistungen, die 
grundsätzlich nur in einer Werkstatt 
für Behinderte erbracht werden kön-
nen, nunmehr auch außerhalb durch 
andere Leistungsanbieter beansprucht 
werden können. Hier sieht das Gesetz 
auch ein uneingeschränktes Wunsch- 
und Wahlrecht der Betroffenen vor. 

Im zweiten Teil geht es um das Herz-
stück der Reform. Die Regelungen der 
Eingliederungshilfe für Menschen mit 
Behinderungen, die bisher in den §§ 53 
ff. SGB XII verankert waren, wurden 
nunmehr in das SGB IX überführt (vgl. 
§§ 99 ff. SGB IX-E). Auf diesen zweiten 
Teil soll im Rahmen der kritischen Wür-
digung des Gesetzentwurfes dann noch 
näher eingegangen werden. 

Der dritte Teil des Gesetzentwurfes 
befasst sich im Wesentlichen mit den 
Regelungen des Schwerbehinderten-
rechts, die von einigen hier nicht nä-
her zu erörternden Details abgesehen 
im Wesentlichen beibehalten wurden. 
Die verschiedenen Teile des Gesetz-
entwurfes treten zu unterschiedlichen 
Zeiten in Kraft. Von Bedeutung ist hier 
insbesondere, dass der zweite Teil des 
Gesetzentwurfes und die damit vorhan-
denen Regelungen zur Anrechnung des 
Einkommens und des Vermögens erst 
im Jahre 2020 (das heißt während der 
19. Legislaturperiode des Deutschen 
Bundestages) in Kraft treten sollen. 

iii. kRitische WüRdigung 
des gesetzentWuRFes 
unteR BesondeReR BeRück­
sichtigung des 2. teils 

Der Gesetzentwurf zum Bundesteil-
habegesetz hat, wie schon erwähnt, bis 
kurz vor seiner ersten Lesung und da-
rüber hinaus massive Kritik erfahren. 
Die fast einhellige Ablehnung bezieht 
sich dabei im Wesentlichen auf die im 
2. Teil verankerte Reform der Einglie-
derungshilfe. Diese Reform gewähr-
leistet gerade nicht die Herausnahme 
aus dem bisherigen Fürsorgeprinzip. 
Der Gesetzentwurf kodifiziert nicht 
teilhabeorientierte behinderungsbe-
dingte Nachteilsausgleiche. Allenfalls 
in Ansätzen ist der postulierte Pers-
pektivenwechsel erkennbar. So über-
nimmt beispielsweise § 78 Abs. 2 SGB 
IX-E in Ansätzen den Begriff der per-
sönlichen Assistenz wenn es dort heißt, 
der Leistungsberechtigte entscheidet auf 
Grundlage des Teilhabeplans über Ab-
lauf, Ort und Zeit der Assistenz; die-
se Regelung gilt dann auch im Bereich 
der neuen Eingliederungshilfe (vgl. § 
113 Abs. 3 SGB IX-E). Ein weiterer po-
sitiver Aspekt ist darin zu sehen, dass 
in § 78 Abs. 3 SGB IX-E in Verbin-
dung mit § 113 Abs. 3 SGB IX-E jetzt 
auch im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe die sog. Elternassistenz, also Un-
terstützungsleistungen für Eltern mit 
Behinderung gesetzlich normiert wer-
den. Auch die aktualisierte Normie-
rung des Gesamtplanverfahrens nach 
den §§ 117 ff. SGB IX-E und die Stär-

Überblick zum Gesetzgebungsprozess des BTHG

Der offizielle referentenentwurf des BMAS zum BthG wurde mit Datum vom 26.04.2016 veröffentlicht. • Die 
Verbände konnten bis zum 18.05.2016 zum referentenentwurf Stellung nehmen. • Die Anhörung der Länder 
zum referentenentwurf fand am 23.05.2016 statt, die der Verbände am 24.05.2016. • Der regierungsentwurf 
wurde mit Datum vom 22.06.2016 bekannt gegeben und als Drucksache 428/16 mit Datum vom 12.08.2016 ver­
öffentlicht. • Die 1. Lesung im Bundestag erfolgte am 22.09.2016, die Befassung im Bundesrat am 23.09.2016. 
Die Anträge des Bundesrates sind als Br­Drs. 428/1/16 veröffentlicht. • Die Gegenäußerung der Bundes­
regierung zu der Stellungnahme des Bundesrates vom 23. September 2016 ist als kabinettsbeschluss vom 
12. oktober 2016 veröffentlicht. • Die Anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales fand am 07.11.2016 statt. 
Die zweite und dritte Lesung im Bundestag sind für den 01.12.2016 geplant und die zweite Befassung im Bun­
desrat für den 16.12.2016. • erste teile des Bundesteilhabegesetzes sollen ab dem 01.01.2017 in kraft treten.
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irene Vorholz

BundesteilhaBegesetz: 
die sicht deR kommunalen 

leistungstRägeR 

Die Kritik an dem vom Bundeskabinett 
beschlossenen Entwurf eines Bundesteil-
habegesetzes (BR-Drs. 428/16, BT-Drs. 
18/9522) ist groß. Die Leistungsträger 
befürchten eine neue Kostendynamik, 
ohne dass die unverändert fortwirken-
de heutige Kostendynamik gedämpft 
würde. Die Leistungserbringer kritisie-
ren vor allem die grundlegenden Um-
wälzungen im Vertragsrecht. Den Be-
troffenenverbänden gehen einerseits die 
Leistungsverbesserungen nicht weit ge-
nug, andererseits sehen sie Leistungs-
einschnitte. Angesichts dieser gegen-
läufigen Einschätzungen auf eine Aus-
gewogenheit des Entwurfs zu schließen, 
wäre allerdings verfehlt. Vielmehr zeigt 
dies zusätzlich das hohe Streitpotenzi-
al der unzureichenden Gesetzesformu-
lierungen. 

Im Folgenden erfolgt eine Aufbe-
reitung der wesentlichen Kritikpunk-
te vorrangig aus Sicht der Kommunen 
(Landkreise und kreisfreie Städte) als 
Leistungsträger.

i. deFinition des leistungs­
BeRechtigten peRsonen­
kReises

Die Anspruchsvoraussetzungen für die 
Eingliederungshilfe sehen anstelle der 
bisherigen wesentlichen Behinderung 
eine „erhebliche Teilhabeeinschrän-
kung“ in neun abschließend aufgezähl-
ten Lebensbereichen vor (Lernen und 
Wissensanwendung – Allgemeine Auf-
gaben und Anforderungen – Kommu-
nikation – Mobilität – Selbstversorgung 
– Häusliches Leben – Interpersonelle 
Interaktionen und Beziehungen – Be-
deutende Lebensbereiche – Gemein-
schafts-, soziales und staatsbürgerliches 
Leben). Wenn die „Ausführung von Ak-
tivitäten“ in mindestens fünf Lebens-
bereichen nicht ohne personelle oder 
technische Unterstützung möglich ist 
oder in mindestens drei Lebensberei-
chen auch mit personeller oder techni-
scher Unterstützung nicht möglich ist, 
soll eine erhebliche Teilhabeeinschrän-

kung vorliegen, die Leistungen der Ein-
gliederungshilfe auslöst. 

Die Begründung zu § 99 SGB IX-E 
führt aus, dass der Personenkreis weder 
ausgeweitet noch eingeschränkt werde. 
Dies spiegelt sich aber in den Formu-
lierungen nicht wider. Vielmehr kann 
mit den völlig neu gefassten Formulie-
rungen eine nicht steuerbare Auswei-
tung des leistungsberechtigten Perso-
nenkreises einhergehen. Die Lebensbe-
reiche, die sich an der ICF orientieren, 
sind sehr allgemein gehalten und wer-
den nicht erläutert. Besonders vage sind 
die Lebensbereiche „Bedeutende Le-
bensbereiche“, „Gemeinschafts-, sozi-
ales und staatsbürgerliches Leben“ und 
„Interpersonelle Interaktionen und Be-
ziehungen“. In diesen weit gefassten Be-
reichen sind ebenso wie in den anderen 
Lebensbereichen Unterstützungsbedar-
fe unbeschränkt denkbar. Die Konkre-
tisierungen im Entwurf der Eingliede-
rungshilfe-Verordnung bleiben gleich-
falls offen und werden der Praxis nicht 

Aus kommunaler Sicht sollte das Bundesteilhabegesetz ein modernes teilhaberecht nach den zielen 
der un­Behindertenrechtskonvention entwickeln und zugleich die bestehende Ausgabendynamik dämpfen 
sowie keine neue Ausgabendynamik auslösen. Der regierungsentwurf erfüllt dies bei weitem nicht. er 
enthält keine hinreichenden Maßnahmen, um die heutige Ausgabendynamik, die eine jährliche Steigerung 
von ca. 4 prozent umfasst, zu bremsen. Stattdessen werden mehrere punkte des entwurfs zu beträchtlichen 
zusatzausgaben führen: zunächst sind die offenen Formulierungen der Anspruchsvoraussetzungen in der 
eingliederungshilfe streitbefangen. Sie lassen zudem eine Ausweitung des leistungsberechtigten personen­
kreises erwarten. im Bereich der Bildung, der sozialen teilhabe, der Mobilität und der Assistenz wird sodann 
durch neue Leistungstatbestände die inanspruchnahme der eingliederungshilfe verstärkt. richtiger wäre es, 
die vorrangigen regelsysteme inklusiv auszugestalten. zugleich verfestigt der entwurf die Diskriminierung 
pflegebedürftiger Menschen in einrichtungen der Behindertenhilfe zulasten der eingliederungshilfe. und 
schließlich erfordert die einführung aufwändiger Verfahren einen zusätzlichen personaleinsatz. 

kung der Beteiligungsrechte des Leis-
tungsempfängers, etwa in § 117 Abs. 3 
SGB IX-E weißt in die richtige Rich-
tung. Allerdings wird hier die Bedarfs-
ermittlung gerade nicht bundeseinheit-
lich geregelt, da die besondere Ausge-
staltung nach § 118 Abs. 2 SGB IX-E 
den Ländern überlassen bleibt. Erstmal 
soll auch gesetzlich festgeschrieben wer-
den, dass Behindertenverbände nach 
Landesrecht gemäß § 131 Abs. 2 SGB 
IX-E an der Gestaltung der Rahmen-
verträge nach § 131 Abs. 1 SGB IX-E zu 
beteiligen sind; wünschenswert wäre es 
aber, diese Beteiligungsrechte der Lan-
desbeiräte auch auf die Umsetzung der 
Rahmenverträge zu erstrecken. 

In zentralen Bereichen aber wird die 
Reform der Eingliederungshilfe ihrem 
Anspruch, insbesondere die Vorgaben 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
umzusetzen nicht gerecht. Dies soll 
nachfolgend an zwei Beispielen erläu-
tert werden:

1. Einschränkung des Kreises der 
Anspruchsberechtigten

Zu den am meisten kritisiertesten Vor-
schriften des Gesetzentwurfes gehört 
§ 99 SGB IX-E. Er sieht im Kern vor, 
dass Leistungen der Eingliederungs-
hilfe nur bei einem Unterstützungsbe-
darf in mindestens fünf bzw. drei der 
in § 99 Abs. 2 SGB IX-E normierten 
Lebensbereichen besteht. Lediglich in 
§ 99 Abs. 1 Satz 4 SGB IX-E ist eine 
auf eine Zumutbarkeitsprüfung be-
schränkte Ermessensregelung für den 
Fall vorgesehen, dass Unterstützungs-
bedarf in weniger als fünf bzw. drei 
Lebensbereichen besteht. Diese Vor-
schrift stellt eine Abkehr vom bishe-
rigen individuellen Bedarfsdeckungs-
prinzip des § 53 SGB XII dar, setzt die 
Betroffenen einem erhöhten Legitima-
tionsdruck hinsichtlich ihrer Teilha-
berechte aus und provoziert geradezu 
neue Rechtsstreitigkeiten. Sie muss jetzt 
im laufenden Gesetzgebungsverfahren 
korrigiert werden und darf nicht erst 
einer Evidenzkontrolle unterzogen wer-
den. Die Nachteile der Regelung sind 
zu offensichtlich. 

2. Neufassung des Wunsch- und 
Wahlrechtes in § 104 SGB IX-E

Die Regelung entsprich in wesentlichen 
Teilen den Vorschriften des § 9 SGB XII. 
Sie führt statt eines Mehrkostenvor-
behalts nach der Begründung des Re-
gierungsentwurfes eine „Angemessen-
heitsobergrenze“ ein.5 Die Regelung be-
schränkt nach wie vor das Wunsch- und 
Wahlrecht der Leistungsempfänger und 
setzt insbesondere die klare Vorgabe des 
Art. 19 UN-BRK, wonach Niemand in 
besondere Wohnformen gezwungen 
werden darf, um.6 Auch diese Regelung 
wird künftig nicht verhindern, dass es 
rechtliche Streitigkeiten um die konven-
tionsgerechte Auslegung der Vorschrift 
gibt. Hinzu kommt, dass der Leistungs-
empfänger auch bei Assistenzleistungen 
nach § 78 SGB IX-E grundsätzlich ver-
pflichtet werden kann, sich diese mit 
einem anderen Leistungsempfänger zu 
teilen; vgl. § 116 Abs. 2 Satz 1 SGB IX-E.

iV. Fazit

Neben diesen Beispielen gäbe es noch 
viel Kritisches an dem Entwurf aufzu-
zeigen. Die Regelungen zur Abgrenzung 
der Eingliederungshilfe zu den Pflege-
leistungen nach dem örtlichen Kriterium 
der Leistungserbringung, vgl. den nor-
mierten Nachrang der Eingliederungs-
hilfe in § 91 SGB IX-E, ist lebensfremd 
und, soweit nach den Vorschlägen des 
Bundesrates an die Regelaltersgrenze 
angeknüpft werden soll,7 wohl auch al-
tersdiskriminierend. Auch konnte sich 
der Gesetzgeber gerade nicht dazu ent-
schließen, die Leistungen vollständig 

von der Anrechnung des Einkommens 
und des Vermögens freizustellen. Nur 
so aber wäre die Eingliederungshilfe als 
reine Fürsorgeleistung abgelöst worden 
zum echten teilhabeorientierten Nach-
teilsausgleich avanciert. Es bleibt auf die 
Struck’sche-Formel zu hoffen, wonach 
kein Gesetz das Parlament so verlässt, 
wie es eingebracht wurde. Es sind noch 
dicke Bretter zu bohren. 
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VGl. Plenarprotokoll vom 22.09.2016, 
S. 18798 ff. 
Plenarprotokoll vom 14.11.1985, 
S. 13070.
Vgl. den Koalitionsvertrag DEUTSCH-
LANDS ZUKUNFT GESTALTEN unter 
www.cdu.de/sites/default/files/media/
dokumente/koalitionsvertrag.pdf.
Der Entwurf ist abrufbar unter www.
forsea.de/projekte/Teilhabesicherungge-
setz/2013-05-03_GST_Bremen.pdf, siehe 
auch die Stellungnahme des Forums be-
hinderter Juristen zum Referentenentwurf 
eines Bundesteilhabegesetz vom April/Mai 
2016 http://www.teilhabegesetz.org/me-
dia/160517_FbJJ_Stellungnahme_BTHG_
Referentenentwurf.pdf.
Vgl. Drucksache 18/9522, S. 279.
Vgl. hier den Vorschlag in der Bundesrats-
Drucksache 428/16 vom 23.09.2016, S. 39, 
wonach inklusive Leistungen außerhalb 
von besonderen Wohnformen nach Art. 
19 UN-BRK Vorrang haben sollen. 
Vgl. Bundesrats-Drucksache 428/16, S. 30.
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helfen, streitfreie Lösungen zu finden. 
Es besteht ein beträchtliches Risiko, dass 
nicht in den Blick genommene Perso-
nengruppen aus dem Kreis der schwer-
behinderten Menschen die neuen Vor-
aussetzungen erfüllen werden. 

Aus fachlicher Sicht ist zugleich zu 
hinterfragen, warum es gerade fünf bzw. 
drei Lebensbereiche sein sollen, in de-
nen Unterstützung erforderlich ist. Die 
Begründung des Entwurfs legt zwar zu-
treffend die Notwendigkeit dar, dass es 
einer quantitativen Schwelle bedürfe, 
um dem Tatbestandsmerkmal „erheb-
liches Maß“ Rechnung zu tragen. Al-
lerdings bleibt offen, warum dies min-
destens die Hälfte bzw. ein Drittel der 
Lebensbereiche sein muss. 

Die in der Gesetzesbegründung fer-
ner aufgestellte Behauptung, die Formu-
lierung bilde die heutige Praxis ab und 
setze nur um, was eine Empfehlung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der überört-
lichen Träger der Sozialhilfe beinhalte, 
ist nicht zutreffend. Die Empfehlung be-
schreibt lediglich Instrumente für die 
Feststellung der heutigen Leistungsbe-
rechtigung. Die Klassifikation nach der 
ICF wird in der Praxis der Sozialämter 
bei Weitem nicht so umgesetzt, wie sie 
jetzt im Entwurf vorgesehen ist.

ii. neue leistungs­
tatBestände 

Die Eingliederungshilfe soll Leistungen 
zur Medizinischen Rehabilitation, zur 
Teilhabe am Arbeitsleben, zur Teilha-
be an Bildung und zur Sozialen Teil-
habe umfassen, die im Entwurf um-
fänglich beschrieben werden, §§ 102 ff. 
SGB IX-E. Die Eingliederungshilfe wird 
im Ergebnis zum Ausfallbürgen aus-
gebaut, anstatt dass die vorrangigen 
Sicherungs- und Regelsysteme in die 
Pflicht genommen würden. 

Insbesondere im Bereich der Bil-
dung ist dies kontraproduktiv. Die 
Unterstützung behinderter Kinder in 
der Schule muss vollständig aus der 
Hand der Schule erbracht werden und 
nicht durch die nachrangige Einglie-
derungshilfe. Mit der jetzigen Ausge-

staltung von Teilhabe an Bildung als 
eigene Rehabilitationsleistung und der 
Schaffung eines eigenständigen Leis-
tungstatbestands, § 112 SGB IX-E, wird 
das Gegenteil erreicht. Dabei sei klar-
gestellt, dass die inklusive Beschulung 
zweifellos erfolgen soll und auch muss. 
Fraglich ist jedoch, wen die Verant-
wortung hierfür trifft, und das muss 
aus Gründen der Inklusion das Re-
gelsystem der Schule sein, nicht das 
Sondersystem der Eingliederungshilfe.

Im Bereich der sozialen Teilhabe 
wird gleichfalls durch die umfangrei-
che Aufzählung von einzelnen Leistun-
gen wie Assistenz, Mobilität, Besuchs-
beihilfen etc. eine Leistungsausweitung 
vorgenommen, § 113 SGB IX-E. So soll 
die Eingliederungshilfe z.B. auch im 
Freizeitbereich ein Kraftfahrzeug um-
fassen, einschließlich der Kosten für 
die Beschaffung, den Unterhalt, die 
erforderliche Zusatzausstattung und 
möglicherweise auch die Erlangung 
der Fahrerlaubnis. Zwar steht die Be-
willigung unter dem Vorbehalt, dass 
die Nutzung des ÖPNV oder eines Be-
förderungsdienstes nicht möglich oder 
nicht wirtschaftlich ist, § 114 i.V.m. § 83 
Abs. 2 SGB IX-E. Dennoch werden er-
hebliche neue Erwartungen geweckt. 

Auch bei der Teilhabe am Arbeitsle-
ben ist durch die zusätzlich zur Werk-
statt für behinderte Menschen vorge-
sehenen „anderen Leistungsanbieter“ 
(§ 111 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. §§ 60, 62 
SGB IX-E) mit einer vermehrten Inan-
spruchnahme der Leistung zu rechnen. 
Dies wird insbesondere beim Perso-
nenkreis der psychisch kranken Men-
schen der Fall sein, die die Werkstatt 
nicht als richtiges Angebot für sich 
empfinden. Gleiches gilt für die neue 
Leistung „Budget für Arbeit“, § 61 
SGB IX-E. Hinzu kommt die Unwäg-
barkeit, wie teuer diese Leistung tat-
sächlich wird. Neben dem Lohnkos-
tenzuschuss an den Arbeitgeber sind 
Aufwendungen für die Anleitung und 
Begleitung am Arbeitsplatz umfasst. 
Diese Aufwendungen werden höchst 
verschieden sein und können die Kos-
ten eines Werkstattplatzes durchaus 
übersteigen.

Eine weitere Leistungsverbesserung 
enthält § 4 Abs. 4 SGB IX-E, wonach 
Leistungen für Mütter und Väter mit 
Behinderungen gewährt werden, um 
diese bei der Versorgung und Betreu-
ung ihrer Kinder zu unterstützen. Es ist 
unbestritten, dass Eltern mit Behinde-
rung im Einzelfall der Unterstützung 
bedürfen können. Dass dies jedoch im 
Rahmen der Eingliederungshilfe erfol-
gen muss, wäre eine neue Leistungsfest-
schreibung. 

iii. schWieRige aBgRenzung 
zWischen BehindeRung und 
pFlege 

Für die Abgrenzung zwischen Behin-
derung und Pflege gibt es in fachli-
cher Hinsicht keinen Königsweg, erst 
recht nicht seit der Einführung des 
teilhabeorientierten neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs durch das Zweite 
Pflegestärkungsgesetz (BGBl. 2015 I, 
2424). Zu groß sind die inhaltlichen 
Überschneidungen. Bereits das heutige 
„Gleichrang“-Verhältnis von Eingliede-
rungshilfe und Pflegeversicherung (§ 13 
Abs. 3 S. 3 SGB XI) stellt die Praxis vor 
große Schwierigkeiten. Es bedarf inso-
weit einer systematischen Abgrenzung. 
Dies gelingt aber nicht durch das im 
Entwurf vorgesehene neue „Vorrang-
Nachrang“-Verhältnis zulasten der Ein-
gliederungshilfe. 

Im häuslichen Umfeld sieht § 91 
Abs. 3 SGB IX-E zunächst einen Vor-
rang der Pflegeleistung vor, allerdings 
nur, wenn nicht die Eingliederungshil-
fe im Vordergrund steht. Dieses offe-
ne Tatbestandsmerkmal in der Rück-
ausnahme wird zu vielfältigen Abgren-
zungsschwierigkeiten führen, da stets 
umstritten sein wird, wann die Ein-
gliederungshilfe bei gleichzeitiger Pfle-
gebedürftigkeit im Vordergrund steht. 

Im stationären Bereich sieht der Ent-
wurf gleichfalls einen Vorrang der Ein-
gliederungshilfe vor. Bereits heute wer-
den versicherten behinderten Menschen, 
die pflegebedürftig sind, Leistungen 
der Pflegekasse weitgehend vorenthal-
ten, wenn sie in Behinderteneinrich-

tungen leben. § 43a SGB XI bestimmt, 
dass die Pflegekasse für Pflegebedürf-
tige in einer vollstationären Einrich-
tung der Hilfe für behinderte Men-
schen zur Abgeltung der Aufwendun-
gen für die Pflege maximal 266 Euro 
je Kalendermonat übernimmt. Um die 
Benachteiligung nach dem Wohnort 
bzw. der leistungsrechtlichen Klassifi-
zierung der Einrichtung zu beseitigen, 
müssten §§ 13 Abs. 3 S. 3, 43a SGB XI, 
55 S. 1 SGB XII aufgehoben werden. 

Stattdessen hält der vom Bundeska-
binett parallel zum Bundesteilhabege-
setz beschlossene Entwurf eines Drit-
ten Pflegestärkungsgesetzes (BR-Drs. 
410/16, BT-Drs. 18/9518) nicht nur an 
§ 43a SGB XI fest, sondern erweitert 
ihn noch. Er bezieht die Leistungsbe-
schränkung jetzt auch noch auf am-
bulant betreute Wohngemeinschaften. 

Einen verfolgenswerten Vorschlag 
unterbreitet der Bundesrat (BR-Drs. 
419/16 (Beschluss)): Neben einem Vor-
rang von Leistungen der Pflegeversiche-
rung vor denen der Eingliederungshilfe 
wird eine neue Abgrenzung zwischen 
Pflege und Behinderung vorgenom-
men: Besteht vor Erreichen der Regel-
altersgrenze Anspruch auf Eingliede-
rungshilfe, ist diese gegenüber der Hil-
fe zur Pflege vorrangig und bleibt es 
auch über die Regelaltersgrenze hinaus. 
Bei Personen, die erstmals nach Errei-
chen der Regelaltersgrenze Anspruch 
auf Eingliederungshilfe hätten, ist die-
se gegenüber der Hilfe zur Pflege nach-
rangig. Mit einer solchen Lösung wäre 
nicht nur für die Leistungsträger, son-
dern insbesondere auch für die Leis-
tungsberechtigen viel gewonnen.

iV. einkommen und VeRmögen

Als steuerfinanzierte Leistung, für die 
der Bund weiterhin die Gesetzgebungs-
kompetenz der „öffentlichen Fürsor-
ge“ nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG in 
Anspruch nimmt, bleibt die Einglie-
derungshilfe an ein gewisses Maß von 
Bedürftigkeit gebunden. Allerdings 
ist bei der Anrechnung von Einkom-
men und Vermögen eine Reihe von 

Leistungsverbesserungen vorgesehen, 
§§ 135 ff. SGB IX-E, insbesondere um 
die Situation von erwerbstätigen Men-
schen mit Behinderungen zu verbes-
sern. Auf die Anrechnung von Partne-
reinkommen soll ganz verzichtet wer-
den und die Vermögensfreigrenze von 
derzeit 2.600 € soll auf zunächst 27.600 
€ und sodann 50.000 € erhöht werden. 
Diese Privilegierung soll auch greifen, 
wenn der betroffene Personenkreis ne-
ben der Eingliederungshilfe auch Hilfe 
zur Pflege erhält. Ohne dies sozialpoli-
tisch zu bewerten, handelt es sich um 
– im Einzelfall beträchtliche – Leis-
tungsverbesserungen. 

Anstelle der heutigen einzelfallbezo-
genen Beurteilung der finanziellen Si-
tuation sieht der Entwurf die Ermitt-
lung eines vom Leistungsberechtigten 
zu erbringenden Eigenbeitrags vor, der 
durch eine prozentuale Anbindung an 
das zu versteuernde Einkommen er-
mittelt wird. Dies wird einfacher um-
zusetzen sein als die heutige Regelung. 
Allerdings wird der überwiegende Teil 
der Leistungsberechtigten neben der 
Eingliederungshilfe Leistungen zum 
Lebensunterhalt beziehen. Der Leis-
tungsträger wird daher eine doppelte 
Prüfung vornehmen müssen, bei der 
für die Eingliederungshilfe auf das zu 
versteuernde Vorvorjahreseinkommen 
gemäß § 135 SGB IX-E zurückgegrif-
fen wird, während das Einkommen 
für den Lebensunterhalt nach § 82 ff. 
SGB XII aus den aktuellen Einnahmen 
und berücksichtigungsfähigen Abzü-
gen im Bedarfszeitraum zu ermitteln 
ist. Damit erhöht sich zusätzlich der 
Verwaltungsaufwand.

Die privilegierte Anrechnung von 
Einkommen und Vermögen in der 
Eingliederungshilfe lässt zudem ei-
nen Zuwachs von pflegebedürftigen 
Leistungsberechtigten in die Einglie-
derungshilfe erwarten. Pflegebedürf-
tige Menschen, die bislang keine Ein-
gliederungshilfe empfangen, aber an-
spruchsberechtigt sind, werden davon 
Gebrauch machen, wenn sie in den 
Genuss der Verbesserung bei der An-
rechnung von Einkommen und Ver-
mögen gelangen wollen. 

V. tRennung Von Fachleis­
tung und leBensunteRhalt

Der Entwurf des Bundesteilhabegeset-
zes trennt die Fachleistung Eingliede-
rungshilfe von den Leistungen zum Le-
bensunterhalt. Die damit verfolgte Per-
sonenzentrierung soll bzw. wird dazu 
führen, dass es in der Eingliederungs-
hilfe rechtlich keine Unterscheidung 
zwischen ambulant und stationär mehr 
gibt. Anstelle des bisherigen Mehrkos-
tenvorbehalts (§ 13 Abs. 1 SGB XII), 
nach dem eine ambulante Leistung 
nicht unverhältnismäßige Mehrkos-
ten im Vergleich zur (zumutbaren) sta-
tionären Leistung auslösen darf, sollen 
die Kosten der gewünschten und ange-
messenen Leistung die Höhe der Kosten 
„für eine vergleichbare Leistung“ nicht 
übersteigen, § 104 Abs. 2, 3 SGB IX-E. 
Dies wird für die Leistungsträger in der 
Praxis schwer umsetzbar sein. Nicht zu-
letzt im Interesse des Leistungsberech-
tigten bedarf es einer im Einzelfall jus-
tiziablen Lösung. 

Die existenzsichernden Leistungen 
umfassen den Lebensunterhalt ein-
schließlich des Wohnens. Soweit behin-
derte Menschen aufgrund ihrer Behin-
derung einen besonderen Wohnraum-
bedarf haben, müsste dies vollständig 
im Rahmen der Lebensunterhaltsleis-
tungen berücksichtigt werden. Aber 
auch wenn man eine Differenzierung 
der Wohnbedarfe in einen Anteil des 
Lebensunterhalts und einen Anteil der 
Fachleistung vornehmen möchte, wie 
der Entwurf es vorsieht, so bedarf es 
eines tauglichen und unstrittigen Ab-
grenzungskriteriums. Der Entwurf er-
kennt einen Wohnbedarf in der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung als angemessen an, wenn 
er die Höhe der durchschnittlichen an-
gemessenen tatsächlichen Aufwendun-
gen für die Warmmiete eines Einperso-
nenhaushaltes im Bereich des zuständi-
gen Trägers nicht überschreitet (§§ 42, 
42b SGB XII-E ab dem Jahr 2020). Dies 
setzt voraus, dass dieser Wert tatsäch-
lich so erfasst wird. Dies ist zweifelhaft. 

Kritik begegnet auch die Regelung 
in § 42b Abs. 6 SGB XII-E ab dem Jahr 
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2020, wonach Aufwendungen für die 
Unterkunft in der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nur 
bis 25 Prozent oberhalb der Angemes-
senheitsgrenze übernommen werden. Es 
muss ausgeschlossen werden, dass da-
rüber liegende Unterkunftskosten von 
der Eingliederungshilfe (oder der Hil-
fe zum Lebensunterhalt) gedeckt wer-
den müssen.

Vi. VeRFahRen zuR BedaRFs­
eRmittlung und ­Feststel­
lung

Das Bundesteilhabegesetz regelt die 
Bedarfsermittlung und -feststellung 
sowie die Verfahren zur Erstellung ei-
nes Teilhabeplans und/oder eines Ge-
samtplans umfänglich neu. Zunächst 
ist die Eingliederungshilfe grundsätz-
lich eine Antragsleistung geworden, 
§ 108 SGB IX-E. Das Gesamtplanver-
fahren ist sodann in vier Schritten vor-
gesehen: Bedarfsermittlung – Feststel-
lung der Leistungen – Erstellung eines 
Gesamtplans und auf dieser Grundla-
ge Erlass des Verwaltungsaktes – Ab-
schluss einer Teilhabezielvereinbarung.

Die Verfahrensvorschriften in §§ 12 
ff. und 117 ff. SGB IX-E sind komplex, 
erfordern einen hohen Personaleinsatz 
und sind dennoch in ihrem Zusammen-
spiel nicht praxistauglich. So ist das Ver-
hältnis von Teilhabeplan und Gesamt-
plan unklar. In § 119 Abs. 3 SGB IX-E 
ist vorgesehen, die Gesamtplankonfe-
renz mit der Teilhabekonferenz zu ver-
binden, wenn der Träger der Einglie-
derungshilfe Leistungsverantwortlicher 
nach § 15 SGB IX-E, also auch für an-
dere Rehabilitationsträger, ist. Da sich 
beide Verfahren inhaltlich unterschei-
den, ist nicht klar, wie das „Verbinden“ 
gestaltet werden soll. 

Die neuen Vorgaben für die Inst-
rumente zur Bedarfsermittlung und 
-feststellung bedeuten einen erhebli-
chen Aufwand für die Leistungsträ-
ger, da sie entwickelt, implementiert 
und die Mitarbeiter entsprechend ge-
schult werden müssen. Die Vorlauf-
zeit von nur einem Jahr ist nicht aus-

reichend, um das Gesamtplanverfah-
ren vorzubereiten. 

Der Gesetzentwurf sieht an eini-
gen Stellen die Möglichkeit der „ge-
meinsamen Inanspruchnahme“ von 
Leistungen vor, sog. Poolen, z.B. bei 
der Anleitung und Begleitung am Ar-
beitsplatz, § 61 Abs. 4 SGB IX-E, bei 
der Anleitung und Begleitung in der 
Schule oder Hochschule, § 112 Abs. 4 
SGB IX-E, oder bei Leistungen der As-
sistenz, § 116 Abs. 2 und 3 SGB IX-E – 
nicht dagegen, wie fälschlich kolpor-
tiert wird, auch beim Wohnen. Rich-
tiges und wichtiges Ziel ist es, einen 
wirtschaftlichen Einsatz der öffentli-
chen Mittel bei besonders kosteninten-
siven Leistungen zu ermöglichen. Ein 
gutes Beispiel im Bereich der Einglie-
derungshilfe sind die Integrationshel-
fer zur Begleitung behinderter Kinder 
in der Schule. Wenn zwei behinderte 
Kinder, die dieselbe Schulklasse besu-
chen, von demselben Integrationshel-
fer statt bislang von zwei verschiede-
nen Integrationshelfern betreut werden, 
wird damit nach wie vor der individu-
elle Bedarf gedeckt und zugleich ein 
sparsamerer Mitteleinsatz ermöglicht.

Zur Koordinierung der Leistungen 
wird das Verfahren der Zuständigkeits-
klärung in § 14 SGB IX-E neu geregelt. 
Die nun vorgesehene Möglichkeit, dass 
der zweitangegangene Rehabilitations-
träger, sofern er insgesamt nicht zu-
ständig ist, einvernehmlich an den tat-
sächlich zuständigen Träger weiterleiten 
kann, ist zwar aus Sicht der Leistungs-
träger zu begrüßen. Insbesondere in 
diesem Fall der sog. Turbo-Klärung 
sind die Fristen allerdings sehr knapp, 
wenn nicht zu knapp bemessen. Bei ei-
ner Mehrheit von leistenden Rehabilita-
tionsträgern soll ein Rehabilitationsträ-
ger die Leistungen koordiniert erbrin-
gen, § 15 SGB IX-E. Richtig ist, dass er 
für seinen Aufwand einen Erstattungs-
anspruch hinsichtlich der für andere 
Rehabilitationsträger erbrachten Leis-
tungen und eine Verwaltungskosten-
pauschale von 5 Prozent der erstattungs-
fähigen Leistungsaufwendungen erhält, 
§ 16 SGB IX-E. Dies wird Streit zwischen 
den Leistungsträgern vermeiden.

Vii. „unaBhängige“ 
teilhaBe BeRatung

In einem stark ausdifferenzierten Sozi-
alleistungssystem wie der Rehabilitati-
on und der Eingliederungshilfe kommt 
der individuellen Beratung des behin-
derten Menschen besondere Bedeutung 
zu. Heute bereits gibt es vielfältige An-
gebote unterschiedlichster Träger. Die 
Leitungsträger sind verpflichtet, selbst 
zu beraten (§ 14 SGB I im Allgemeinen 
für alle Leistungsträger, § 11 SGB XII 
im Besonderen für die Sozialhilfeträ-
ger), und finanzieren vielfach weitere 
Beratungsangebote Dritter. Das Bundes-
teilhabegesetz sieht zusätzlich auf fünf 
Jahre befristet eine „von Leistungsträ-
ger und Leistungserbringer unabhän-
gige“ ergänzende Beratung vor, die vom 
BMAS gefördert wird, § 32 SGB IX-E. 
Der Bund möchte dabei einen Schwer-
punkt auf die Beratung durch Betroffe-
ne legen, sog. Peer Counseling.

Zweifel bestehen hinsichtlich einer 
Kompetenznorm, die dem Bund die di-
rekte Förderung erlauben würde. Es han-
delt sich um eine neue Verwaltungsaufga-
be, die nicht durch die Bundeskompetenz 
des Art. 87 GG gedeckt ist. Unbescha-
det dessen wird es in der Sache darauf 
ankommen, keine Doppelstrukturen 
zur bestehenden Beratungslandschaft 
zu schaffen. Daher sollte die Förderung 
des Bundes nicht losgelöst von der örtli-
chen Situation erfolgen, sondern nur im 
Einvernehmen mit den Ländern – das 
im Entwurf vorgesehene Benehmen ist 
nicht ausreichend – und vor allem nur 
unter Einbeziehung des vor Ort verant-
wortlichen Leistungsträgers erfolgen. 

Viii. ändeRungen im VeR­
tRagsRecht

Der Entwurf will die Erbringung der 
Fachleistungen der Eingliederungshilfe 
im sog. sozialrechtlichen Dreiecksver-
hältnis beibehalten. Dies ist richtig. Al-
lerdings sieht der Entwurf zugleich ei-
nen unmittelbaren Zahlungsanspruch 
des Leistungserbringers gegen den Leis-
tungsträger vor, § 123 Abs. 6 SGB IX-E. 

In der Gesetzesbegründung wird be-
hauptet, dass dies die Praxis widerspie-
gele. Es ist jedoch etwas anderes, ob die 
Zahlung faktisch an den Leistungser-
bringer erfolgt und der Leistungsbe-
rechtigte weiterhin seinen Sachleistungs-
verschaffungsanspruch hat (so die heu-
tige Sach- und Rechtslage) oder ob der 
Leistungserbringer – parallel zum Leis-
tungsanspruch des Leistungsberechtig-
ten – einen direkten Zahlungsanspruch 
gegen den Leistungsträger erhält. Der 
Bundesrat hat daher zutreffend gefor-
dert, den unmittelbaren Zahlungsan-
spruch zu streichen.

Problematisch ist weiter, dass zusätz-
lich zur Vergütungsvereinbarung die 
Leistungsvereinbarung vor die Schieds-
stelle gebracht werden können soll, § 126 
Abs. 2 SGB IX-E. Dies ist eine beträcht-
liche Benachteiligung des Leistungsträ-
gers. In der Praxis ist es in der Regel die 
Vergütung, die strittig ist, nicht die Leis-
tung. Auch erschließt sich nicht, war-
um der Leistungsträger von der Schieds-
stelle zu einer bestimmten Leistung ver-
pflichtet werden können soll, wenn dafür 
kein Bedarf besteht. Auch dies fordert 
der Bundesrat richtigerweise zurück-
zunehmen.

Richtig ist, dass der Leistungsträger 
ein gesetzlich verankertes Prüfrecht er-
halten soll. Allerdings greift die vorge-
sehene Regelung zu kurz, da „tatsäch-
liche Anhaltspunkte“ erforderlich sein 
sollen, dass ein Leistungserbringer seine 
vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten 
nicht erfüllt, § 128 SGB IX-E. Es muss 
eine anlasslose Prüfung möglich sein. 
Die Erfahrung lehrt, dass dies der er-
folgreichste Weg ist, um Mängel in der 
Leistungserbringung aufzudecken. Fol-
gerichtig ist, dass der Leistungsträger 
das Recht erhält, die vereinbarte Vergü-
tung im laufenden Vereinbarungszeit-
raum zu kürzen, wenn der Leistungs-
erbringer seine gesetzlichen oder ver-
traglichen Verpflichtungen ganz oder 
teilweise nicht einhält, § 129 SGB IX-E. 
Bislang ist dies nur prospektiv möglich. 
Der Entwurf korrigiert insoweit längst 
überfällig eine Fehlstellung.

Die in § 38 SGB IX-E vorgesehene 
Bezahlung tarifvertraglich vereinbar-

ter Vergütungen führt dazu, dass die 
Tarifvertragsparteien „Verträge zulas-
ten Dritter“, nämlich der Leistungsträ-
ger abschließen können. Diese müssen 
dem Leistungserbringer und Arbeitgeber 
die Personalkostensteigerungen vollum-
fänglich ersetzen, ohne an den Tarifver-
handlungen beteiligt gewesen zu sein. 
Richtiger wäre es, bei einem marktori-
entierten Versorgungskonzept zu blei-
ben. Die Gestehungskosten können nicht 
maßgeblich sein für die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit der Leistung.

ix. neue tRägeR deR ein­
gliedeRungshilFe 

Die für die Durchführung der neuen 
Eingliederungshilfe sachlich zustän-
digen Träger müssen von den Ländern 
bestimmt werden, wie § 94 Abs. 1 S. 1 
SGB IX-E zutreffend bestimmt. Dies er-
fordert, dass alle Länder Ausführungs-
gesetze zum SGB IX erlassen. Damit 
kommen die landesverfassungsrecht-
lichen Mehrbelastungsausgleichsrege-
lungen (Konnexität) zum Tragen. In 
der Sache ist zu erwarten, dass die Län-
der dieselben Gebietskörperschaften zu 
Trägern der neuen Eingliederungshilfe 
bestimmen, die heute als örtliche und 
überörtliche Träger der Sozialhilfe die 
Eingliederungshilfe nach dem SGB XII 
ausführen – also die Landkreise und 
kreisfreien Städte sowie die Höheren 
Kommunalverbände und Länder –, da 
dort umfangreiches Know-how in der 
Unterstützung behinderter Menschen 
vorhanden ist. 

Unzulässig ist die im Regierungs-
entwurf auf Betreiben der Länder auf-

genommene Ergänzung in § 94 Abs. 1 
S. 2 SGB IX-E. Danach sollen bis zu ei-
ner Bestimmung der neuen Träger durch 
die Länder die bislang für die Eingliede-
rungshilfe zuständigen Träger zuständig 
bleiben. Das Verbot der Aufgabenüber-
tragung in Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG ist je-
doch nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfGE 119, 
331 Tz. 135) absolut und lässt auch kei-
ne bundesrechtlichen Übergangsrege-
lungen in Bezug auf kommunale Trä-
ger zu. Denn die kompetenzwidrige Be-
stimmung seitens des Bundes würde den 
Ländern die Möglichkeit eröffnen, sich 
unter Berufung auf eine bundesrechtli-
che Regelung der zwingend gebotenen 
landesrechtlichen Aufgabenträgerbe-
stimmung und der daran anknüpfen-
den Mehrbelastungsausgleichsregelung 
zu entziehen.

Die Länder sind verpflichtet, die ab 
1.1.2017 entstehenden Mehrbelastungen 
auszugleichen und ab 1.1.2018 (nicht 
erst, wie im Entwurf vorgesehen, ab 
1.1.2020) die neuen Träger der Einglie-
derungshilfe zu bestimmen. 

x. inkRaFttReten

Erfolgt die Verabschiedung des Bun-
desteilhabegesetzes wie vom Zeitplan 
des Bundes vorgesehen in der letzten 
Sitzung des Bundesrats in diesem Jahr 
am 16.12.2016, ist eine Umsetzung der 
für den 1.1.2017 vorgesehenen Ände-
rungen in der verbleibenden Zeit nicht 
möglich. Es bedarf einer zeitlichen Ver-
schiebung des Inkrafttretens oder einer 
Übergangsregelung.
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edna rasch

BundesteilhaBegesetz und 
pFlegestäRkungsgesetz iii 

zum Verhältnis von Leistungen der eingliederungshilfe 
und Leistungen der pflege 

Mit der Ausrichtung des neuen Pfle-
gebedürftigkeitsbegriffs (NPBB) am 
Grad der Selbstständigkeit sowie der 
regelhaften Einbeziehung sog. pflegeri-
scher Betreuungsleistungen in das Leis-
tungsspektrum der Pflegeversicherung 
(SGB XI) durch das Zweite Pflegestär-
kungsgesetz (PSG II)2 wird die Abgren-
zung zu den Leistungen der Einglie-
derungshilfe (EGH) in Form der Leis-
tungen zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft insbesondere zur Unter-
stützung beim Wohnen in der Praxis ab 
1.1.2017 voraussichtlich konfliktträch-
tiger werden. Seitens der EGH-Träger 
sind jetzt schon verstärkt Tendenzen 
zu beobachten, Leistungen als Pflege-
leistungen zu definieren und die EGH 
faktisch als nachrangiges System zu be-
handeln. Die irreführende Behauptung,3 
der NPBB enthalte „Teilhabe-Elemen-
te“ ist ebenso diffus wie oft wiederholt 
und trägt zu weiterer Verwirrung bei.

Zusätzlich zum PSG II sind weite-
re gesetzliche Änderungen im SGB IX 

und im SGB XII zu erwarten durch das 
BTHG sowie das PSG III. Beide sind 
zwar noch nicht beschlossen. Nach den 
Referentenentwürfen vom April lie-
gen aber zu beiden Vorhaben seit Ende 
Juni die Kabinettsentwürfe vor. Das 
PSG III soll in Ergänzung zum PSG II 
insbesondere den NPBB im Sozialhil-
ferecht in der Hilfe zur Pflege (§§ 61 ff. 
SGB XII) umsetzen. Außerdem enthält 
es in Übereinstimmung mit dem BTHG 
Regelungen zum Verhältnis von EGH 
und Pflegeversicherungsleistungen so-
wie von EGH und Leistungen der Hil-
fe zur Pflege.4 Mit dem umfangreichen 
Vorhaben des BTHG soll insbesondere 
das Recht der EGH personenzentriert 
weiterentwickelt und aus der Sozialhil-
fe (SGB XII) herausgeführt werden, wo-
bei das Neunte Buch Sozialgesetzbuch – 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen – (SGB IX) neugefasst werden 
soll.5 Beide Gesetze sind zustimmungs-
bedürftig und sollen noch in diesem Jahr 
verabschiedet werden. Das PSG III soll 

ganz überwiegend ab 1.1.2017 in Kraft 
treten. Das BTHG als umfangreiches 
Artikelgesetz sieht eine gestaffelte Re-
gelung zum Inkrafttreten vor zwischen 
1.1.2017 und 1.1.2020 (Art. 26 BTHG).

Für Menschen mit Behinderung, die 
sowohl auf Leistungen der EGH als auch 
auf Leistungen der Pflegeversicherung 
angewiesen sind6, ist die bedarfsgerechte 
Kombination der Leistungen von großer 
Bedeutung für die Unterstützung beim 
Wohnen. Auf der Basis des Grundsat-
zes „ambulant vor stationär“ (vgl. § 9 
Abs. 2 Satz 2 SGB XII und § 3 SGB XI) 
sowie der UN-BRK, insbesondere Art. 
19 – Unabhängige Lebensführung und 
Einbeziehung in die Gemeinschaft – 
sind zunehmend auch für Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf indi-
viduelle Wohnmöglichkeiten in der ei-
genen Wohnung oder in Wohngemein-
schaften entstanden.7 Die vorgesehenen 
gesetzlichen Änderungen zum Verhält-
nis von EGH und Pflege drohen, deren 
Finanzierungsgrundlage zu gefährden. 

Seit etlichen Jahren wird sowohl von Seiten der eingliederungshilfeträger als auch vieler Verbände 
gefordert, die Schnittstelle zwischen Leistungen der eingliederungshilfe und Leistungen der pflege ge­
setzlich klarer zu normieren.1 in den regierungsentwürfen des Bundesteilhabegesetzes (BthG) sowie 
des Dritten pflegestärkungsgesetzes (pSG iii) und in den Änderungsanträgen des Bundesrates sind dazu 
regelungen vorgesehen. Diese sind weitgehend untauglich und würden für Menschen mit Behinderung 
und pflegebedarf erhebliche Verschlechterungen nach sich ziehen. Der Beitrag zeigt auf der Basis der 
aktuellen rechtslage, dass die vermeintliche Forderung nach einer „klaren“ Schnittstellenregelung sowie 
entsprechende Vorschläge dazu an den inhaltlichen Fragen vorbeigehen. Abschließend werden alternative 
Lösungsvorschläge aufgezeigt. wichtig ist der rechtliche Gleichrang der Leistungen der eingliederungshilfe 
zu den Leistungen der pflegeversicherung. Für das Verhältnis von eingliederungshilfe zur hilfe zur pflege 
muss zukünftig gelten, dass bei allen personen, die Leistungen der eingliederungshilfe erhalten, diese 
die hilfe zur pflege umfassen.

Das angelaufene parlamentarische 
Gesetzgebungsverfahren ist daher be-
reits von scharfer Kritik begleitet wor-
den.8 Inzwischen liegt auch die Stel-
lungnahme des Bundesrates vor, mit 
zahlreichen aus Sicht behinderter Men-
schen sehr gemischt zu bewertenden 
Änderungsanträgen.9 Es bleibt zu hof-
fen, dass es noch zu grundlegenden Ver-
besserungen kommen wird. Dieser Bei-
trag will dazu Vorschläge unterbreiten. 
Dazu soll zunächst die geltende Rechts-
lage erläutert werden (I.), sodann wer-
den die relevanten Inhalte der aktuel-
len Gesetzesentwürfe vorgestellt (II.) 
und schließlich einer kritischen Wür-
digung unterzogen (III.). 

i. deRzeitige Rechtslage

Die aktuell geltende Rechtslage ist ge-
prägt durch die seit Einführung der 
Pflegeversicherung bestehenden sys-
tembezogenen Gegensätze zwischen 
Pf legeversicherung und EGH einer-
seits sowie andererseits die bislang in 
beiden Systemen geltende Unterschei-
dung zwischen ambulanten und stati-
onären Leistungen. 

1. Systembezogene Unterschie-
de zwischen EGH und Pflegever-
sicherung

Obwohl EGH und Pflegeversicherung 
inhaltlich einige Berührungspunkte ha-
ben, sind die rechtlichen und systembe-
zogenen Unterschiede groß. 

Der erste Unterschied besteht dar-
in, dass die Pflege seit 1995 vorrangig 
geprägt ist durch das System der Pfle-
geversicherung (SGB XI), wohingegen 
die EGH eine steuerfinanzierte Sozial-
hilfeleistung ist (SGB XII). Die auf der 
gesetzlichen Versicherungs- und Bei-
tragspflicht beruhenden Leistungen der 
Pflegeversicherung sind einkommens- 
und vermögensunabhängig. Die Leis-
tungen der EGH werden nur nach An-
rechnung vorhandenen Einkommens 
und Vermögens gewährt. 

Ein weiterer Unterschied besteht hin-
sichtlich des Umfangs der Leistungen. 

Die Leistungen der Pflegeversicherung 
sind durch Festbeträge begrenzt (Teil-
kaskoprinzip, vgl. § 4 SGB XI) und da-
mit unabhängig vom individuellen Be-
darf, der meist erheblich darüber liegt. 
Die überschießenden Kosten müssen 
die Versicherten selbst tragen oder es 
besteht aufgrund finanzieller Bedürf-
tigkeit Anspruch auf ergänzende Leis-
tungen der Sozialhilfe, die sog. Hilfe zur 
Pflege. Im Unterschied zu den Festbe-
trägen der Pflegeversicherung müssen 
sämtliche Sozialhilfeleistungen, d.h. so-
wohl die Hilfen zur Pflege als auch die 
Leistungen der EGH den individuellen 
Bedarf umfassend decken. 

Außerdem weisen die jeweiligen Re-
gelungen zur Leistungserbringung zahl-
reiche Unterschiede auf (z. B. Zulassung 
von Leistungserbringern, Qualitätssi-
cherung etc.).

Schließlich unterscheiden sich die 
Leistungen der Pflegeversicherung und 
der EGH dadurch, dass nur die EGH eine 
Teilhabeleistung im Sinne des SGB IX 
ist. Teilhabeleistungen sollen eine Be-
hinderung abwenden oder die Folgen 
mildern. Außerdem sollen sie Pflege-
bedürftigkeit vermeiden oder mindern 
oder eine Verschlimmerung verhüten. 
Teilhabeleistungen dienen der ganzheit-
lichen Förderung und der Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft (§ 4 SGB IX). 
Die EGH ist im Verhältnis zur Pflege 
die umfassende und hinsichtlich der 
Zielrichtung die zugleich vorgelagerte 
Leistung („Teilhabe und Reha vor Pfle-
ge“, § 8 Abs. 3 SGB IX).

2. Regelung im stationären Bereich

Darauf basierend gilt für den stationären 
Bereich, dass für Menschen, die in voll-
stationären Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe leben und Anspruch auf Leis-
tungen der Pflegeversicherung haben, 
die Pflegekasse nur höchstens 266 Euro 
monatlich übernimmt zur pauschalen 
Abgeltung der pf legebedingten Auf-
wendungen (§ 43a SGB XI). Die Leis-
tung der EGH in vollstationären Ein-
richtungen der Behindertenhilfe um-
fasst folglich auch die Pflegeleistungen 
(§ 55 SGB XII).

3. Regelung im ambulanten 
Bereich

Im ambulanten Bereich stehen demge-
genüber die Leistungen der EGH gleich-
rangig neben Leistungen der Pflegeversi-
cherung. Leistungen der Hilfe zur Pflege 
nach § 61 ff. SGB XII müssen von Leis-
tungen der EGH inhaltlich nach Schwer-
punkt und Ziel unterschieden werden. 

a. Gleichrang von Leistungen der EGH 
zu Leistungen der Pflegeversicherung
Auf der Basis dieser grundlegenden Un-
terschiede stehen die Leistungen der 
EGH in der Gewährung gleichrangig 
neben Leistungen der Pflegeversiche-
rung (§ 13 Abs. 3 Satz 3 SGB XI). Im 
ambulanten Bereich können beide Leis-
tungen nebeneinander in Anspruch ge-
nommen werden. 

Im Unterschied zur EGH als Teilha-
beleistung beinhalten die Leistungen 
der Pflegeversicherung sog. Grundpfle-
ge und hauswirtschaftliche Versorgung 
bezogen auf die gewöhnlichen und re-
gelmäßig wiederkehrenden Verrichtun-
gen im Ablauf des täglichen Lebens. Ab 
2017 werden Inhalte der Pflegeversiche-
rungsleistungen sog. körperbezogene 
Pflegemaßnahmen und pflegerische Be-
treuungsmaßnahmen sein. Pflegerische 
Betreuungsmaßnahmen sind Unterstüt-
zungsleistungen zur Bewältigung und 
Gestaltung des alltäglichen Lebens im 
häuslichen Umfeld. Die Pflegeversiche-
rungsleistungen werden auch nach den 
vorgesehenen gesetzlichen Änderun-
gen keine Teilhabeleistungen im Sinne 
des SGB IX sein. Der NPBB ist im Ge-
gensatz zur EGH ausgerichtet am Grad 
der Selbstständigkeit. Ziel der EGH ist 
Selbstbestimmung und Teilhabe. Die 
Zuordnung ist daher im individuellen 
Fall anhand der über die Pflege hinaus-
gehenden Teilhabeziele vorzunehmen.

Irreführend ist daher die oft geäußer-
te, diffuse Behauptung, der neue Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff enthalte „Teil-
habe-Elemente“, was eine Abgrenzung 
der Leistungen der Pflege zu den Leis-
tungen der EGH erfordere.10 Der neue 
Pflegebedürftigkeitsbegriff ist am Grad 
der Selbstständigkeit ausgerichtet und 
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Weiterführende informationen:

Bundesvereinigung Lebenshilfe, zweite Stellungnahme zu den Gesetzesentwürfen der 
Bundesregierung – entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der teilhabe und Selbstbestim­
mung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BthG) und entwurf ei­
nes Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weite­
rer Vorschriften (Drittes pflegestärkungsgesetz – pSG iii) und dem referentenentwurf des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur ermittlung von regelbedarfen sowie zur 
Änderung des zweiten und des zwölften Buches Sozialgesetzbuch, September 2016, abruf­
bar unter www.lebenshilfe.de
 
#teilhabeStattAusgrenzung – die kampagne der Lebenshilfe zum Bundesteilhabegesetz 
(BthG) und pflegestärkungsgesetz, abrufbar unter www.lebenshilfe.de/bthg

welti, Die Sonderregelung der pflegeversicherung in wohneinrichtungen für behinderte 
Menschen nach §§ 36 Abs. 1 Satz 2, 43a Sozialgesetzbuch (SGB) elftes Buch (Xi) – Soziale 
pflegeversicherung – und die einschränkung des wahlrechts zwischen Behindertenein­
richtungen und pflegeeinrichtungen nach § 55 Sozialgesetzbuch (SGB) zwölftes Buch (Xii) 
– Sozialhilfe – Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz (GG) und der konvention der Vereinten 
nationen über die rechte von Menschen mit Behinderungen (un­Brk). Gutachten für den 
Landeswohlfahrtsverband hessen, abrufbar unter www.lwl.org/@@afiles/47643505/welti­
gutachten.pdf; September 2015

Schülle/Falk/Schimank: kurzbericht zur Verbändeanhörung zum referentenentwurf 
eines Bundesteilhabegesetzes am 24.05.2016 in Berlin; Beitrag D22­2016 unter 
www.reha­recht.de; 17.06.2016

rp­reha heft 3/2016 zum Schwerpunkt „pflegestärkungsgesetze – rechtliche und prakti­
sche Folgen“

nicht etwa an der Teilhabe. Die positi-
ven Auswirkungen, die gute Pflege im 
konkreten Fall auf die Teilhabe haben 
kann, sind im Rahmen der umfassen-
den Bedarfsermittlung und Teilhabepla-
nung der EGH zu berücksichtigen. Viel-
fach behauptete Doppelleistungen kann 
es dadurch auch ab 2017 nicht geben.

b. Unterscheidung EGH von Hilfe zur 
Pflege nach Schwerpunkt und Ziel
Für Leistungen im Bereich Unterstüt-
zung beim Wohnen muss zur Bestim-
mung, ob EGH oder ggf. die Pflegever-
sicherungsleistungen ergänzende Hil-
fe zur Pflege erforderlich ist, nach dem 
Schwerpunkt und Ziel der Leistung im 
individuellen Bedarfsfall unterschieden 
werden. Es gilt auch hier der Grund-
satz „Teilhabe und Reha vor Pflege“ (§ 8 
Abs. 3 SGB IX, § 14 SGB XII). 

c. Individuelle Bedarfsermittlung 
entscheidend
Folge dieses ausdifferenzierten Systems 
ist, dass nur im Einzelfall unter zentra-
ler Beteiligung des leistungsberechtig-
ten Menschen und unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes „Teilhabe und 
Reha vor Pflege“ ermittelt werden kann, 
welche Leistung bzw. Kombination die 
bedarfsgemäße ist. Das stellt hohe An-
forderungen an das Verfahren der Be-
darfsermittlung einschließlich einer 
kompetenten Beratung. Die korrekte Zu-
ordnung der Leistungen zu einer Leis-
tungsart wird daher gelegentlich auch 
in der Rechtsprechung thematisiert.11

ii. Was sehen die gesetzent­
WüRFe FüR die zukunFt VoR?

1. Beseitigung der Unterscheidung 
ambulant – stationär in EGH

Erklärtes Ziel des Regierungsentwurfs 
des BTHG ist die sog. personenzent-
rierte Weiterentwicklung der EGH. Die 
notwendige Unterstützung soll sich zu-
künftig nicht mehr an einer bestimmten 
Wohnform orientieren. Die Charakte-
risierung von Leistungen in ambulante, 
teilstationäre und stationäre Maßnah-

men soll aufgehoben werden.12 Damit 
verbunden ist die Trennung der Fach-
leistungen von den Leistungen zum Le-
bensunterhalt.13

Im Recht der Pflegeversicherung be-
steht die Unterscheidung zwischen am-
bulanten, teilstationären und stationä-
ren Leistungen jedoch weiterhin fort. 
Außerdem bestehen seitens der Regie-
rung offenbar keine Bestrebungen, den 
seit Jahren umstrittenen § 43a SGB XI 
grundlegend zu reformieren. Angesichts 
der Aufhebung der Unterscheidung von 
ambulanten und stationären Leistungen 
in der EGH besteht daher aus Sicht des 
Gesetzgebers die Notwendigkeit, einen 
neuen Anknüpfungspunkt für § 43a 
SGB XI zu finden. 

2. Neuer Anknüpfungspunkt für 
§ 43a SGB XI – WBVG?

Aller Kritik an § 43a SGB XI zum Trotz 
war im Referentenentwurf des BTHG 
vorgesehen, dass § 43a SGB XI in sei-
ner bisherigen Form im Wesentlichen 
erhalten bleiben soll. Als neuer Anknüp-
fungspunkt vorgesehen waren die neu-
en Regelungen zu gemeinschaftlichen 
Wohnformen außerhalb von Wohnun-
gen nach § 42b Abs. 2 Nr. 2 SGB XII-
RefE. Aufgrund der noch nicht voll-
ständig bekannten Regelung des § 42b 
SGB XII-RefE wurden dazu seitens der 
Verbände Bedenken erhoben hinsicht-
lich einer möglichen Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des § 43a SGB XI 
auf ambulant betreute Wohngemein-
schaften. 

Mit den Regierungsentwürfen hat 
dies nochmal eine überraschende Ver-
schärfung erfahren. Die Norm ist nun 
nicht mehr im Entwurf zum BTHG zu 
finden, sondern im Entwurf zum PSG III 
enthalten, vgl. neugefasster § 71 Abs. 4 
SGB XI-E. Ab 2020 soll die geringe pau-
schale Abgeltung dann für Wohnsitua-
tionen in allen Räumlichkeiten gelten, 
in denen der Zweck des Wohnens von 
Menschen mit Behinderungen und der 
Erbringung von Leistungen der EGH 
im Vordergrund steht und auf die das 
Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 
(WBVG) Anwendung findet. 

Dies hätte zweifellos zur Folge, dass 
der Anwendungsbereich des § 43a 
SGB XI auf eine Vielzahl von ambu-
lant betreuten Wohngemeinschaften 
für Menschen mit Behinderung aus-
geweitet würde. Das WBVG ist immer 
dann anzuwenden, wenn ein Vertrag 
zur Überlassung von Wohnraum zwi-
schen einem Unternehmer und einem 
Verbraucher rechtlich oder tatsächlich 
mit einem Vertrag über Pflege- und Be-
treuungsleistungen verbunden ist. Dies 
trifft auf eine Vielzahl von ambulant be-
treuten Wohngemeinschaften insbeson-
dere für Menschen mit sehr hohen Un-
terstützungsbedarfen zu.

 
3. Ambulant: Unterscheidung nach 
häuslichem Umfeld 

Im ambulanten Bereich sehen die Re-
gierungsentwürfe des BTHG und des 
PSG III eine Unterscheidung danach 
vor, ob die Leistung im häuslichen Um-
feld im Sinne von § 36 SGB XI oder au-
ßerhalb dieses Umfeldes erfolgt. Inner-
halb dessen sollen die Leistungen der 
Pflegeversicherung wie auch der Hil-
fe zur Pflege nach § 61 ff. SGB XII den 
Leistungen der EGH vorgehen, es sei 
denn, bei der Leistungserbringung steht 
die Erfüllung der Aufgaben der EGH 
im Vordergrund (§ 13 Abs. 3 Satz 3 
SGB XI-E, § 91 Abs. 3 SGB IX-E, § 63b 
Abs. 1 SGB XII-E). 

Außerhalb des häuslichen Umfeldes 
sollen die Leistungen der EGH denen 
der Pflegeversicherung und der Hilfe 
zur Pflege vorgehen. 

Eine Sonderregelung findet sich seit 
dem Kabinettsentwurf in § 103 Abs. 2 
SGB IX-E, wonach die EGH die Hilfe 
zur Pflege umfassen soll, sofern nicht 
§ 43a SGB XI-E greift und nur, soweit 
es sich um erwerbstätige Leistungsbe-
rechtigte handelt. 

4. Position der Länder

Da beide Gesetzesvorhaben der Zustim-
mung des Bundesrates bedürfen, sind die 
Beschlüsse des Bundesrates von beson-
derer Bedeutung für den Fortgang des 
Verfahrens. Die vorgelegten Änderungs-

anträge betreffend die Schnittstelle Pfle-
ge/EGH sind vor dem Hintergrund der 
finanziellen Interessen der Länder wenig 
überraschend.14 So wird zum einen die 
Ausweitung des § 43a SGB XI kritisiert 
und zum anderen der uneingeschränk-
te Vorrang der Leistungen der Pflege-
versicherung gefordert. Zum Verhält-
nis zwischen Leistungen der EGH und 
Leistungen der Hilfe zur Pflege wird die 
Einführung einer Unterscheidung nach 
Lebenslagen angeregt, je nachdem, ob 
die Teilhabeeinschränkung erstmals 
vor Erreichen des regelmäßigen Ren-
teneintrittsalters oder erst danach ein-
getreten ist.15

iii. kRitik 

Die Regelung des Verhältnisses von EGH 
und Pflege in den aktuellen Regierungs-
entwürfen ist einer der zentralen Kri-
tikpunkte sowohl aus Sicht der leis-
tungsberechtigten Menschen als auch 
der Träger der EGH. Dies betrifft die 
Ausweitung des Anwendungsbereichs 
des § 43a SGB XI ebenso wie die Rege-
lung für den ambulanten Bereich, die 
angesichts der vielfältigen Interpreta-
tionsmöglichkeiten ein konfliktträch-
tiges Feld schaffen würde – sollte sich 
im parlamentarischen Verfahren dar-
an nichts ändern. 

Der Vorschlag der Länder bzw. des 
Bundesrates zum generellen Vorrang 
der Pflegeversicherungsleistungen wür-
de erhebliche weitere Verschlechterun-
gen zu Lasten behinderter Menschen 
bedeuten. Außerdem bietet er lediglich 
eine scheinbare Klarheit. Zur inhaltli-
chen Zuordnung der Leistungen trägt 
er nichts bei. Wenn die EGH trotz ihrer 
grundlegenden Unterschiede im Ver-
hältnis zur Pflegeversicherung nachran-
gig werden sollte, würde dies die Teil-
habeleistung in den Hintergrund drän-
gen. Dies stünde im Widerspruch zum 
Rechtssystem im Übrigen („Reha und 
Teilhabe vor Pflege“) und ignoriert die 
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besonderen Teilhabebedarfe behinder-
ter Menschen. Profitieren würden die 
Haushalte der EGH-Träger, wobei zu 
befürchten steht, dass Menschen mit 
Behinderung die nach dem Pflegeversi-
cherungsrecht vorgesehenen Wahlmög-
lichkeiten durch die EGH-Träger genom-
men würden. Menschen mit Behinde-
rung und Pflegebedarf könnten dann 
z.B. nicht mehr eigenständig und unab-
hängig entscheiden, ob sie das Pflege-
geld oder die Pflegesachleistung in An-
spruch nehmen wollen. Letztlich würde 
dies der EGH-Träger danach entschei-
den, welches Unterstützungsarrange-
ment die geringsten nachrangigen Ein-
gliederungshilfekosten verursacht. 

1. Keine Ausweitung der pauscha-
len Abgeltung der Pflegeversiche-
rungsleistungen

Schon die jetzige Regelung des § 43a 
SGB XI wird von vielen Menschen mit 
Behinderung als diskriminierend und 
mit der UN-BRK unvereinbar abgelehnt. 
Dass dies nun durch Anknüpfung an 
das Wohn- und Betreuungsvertrags-
gesetz (WBVG) noch auf eine Vielzahl 
von ambulant betreuten Wohngemein-
schaften ausgeweitet werden soll, stößt 
auch bei den Trägern der EGH sowie den 
Ländern auf vehemente Ablehnung.16 

Aber auch aus rein rechtlicher Sicht ist 
diese Anknüpfung verfehlt. Das WBVG 
ist ein zivilrechtliches Verbraucher-
schutzgesetz. Die Gestaltung der Ver-
träge obliegt der Privatautonomie der 
Vertragsparteien. Daran die Gewäh-
rung von Sozialversicherungsleistun-
gen zu koppeln, ist systemwidrig und 
lädt zu abweichenden Vertragsgestal-
tungen ein. Ein inhaltlicher Zusammen-
hang zwischen der Inanspruchnahme 
ambulanter Pflegeversicherungsleistun-
gen und der zivilrechtlichen Vertragsge-
staltung zwischen Unternehmer/Anbie-
ter und Verbraucher/Bewohner ist nicht 
erkennbar. Dies offenbart auch die zu 
diesem Punkt absolut dürftige Geset-
zesbegründung. 

Für Menschen mit Behinderung und 
Pflegebedarf, die zukünftig in Wohn-
formen leben wollen, die dem WBVG 

unterliegen, wären die finanziellen Fol-
gen gravierend. Ihnen stünden dann zur 
Finanzierung ihres ambulanten Wohn-
settings je nach Pflegegrad mindestens 
423 Euro bis 1729 Euro monatlich we-
niger zur Verfügung als ohne diese neue 
Regelung (Beträge nach § 36 SGB XI 
minus 266 Euro ohne Berücksichti-
gung weiterer ambulanter Pflegeversi-
cherungsleistungen sowie der Leistun-
gen der häuslichen Krankenpflege nach 
dem SGB V, die z.T. ebenfalls als von den 
266 Euro abgedeckt gelten). 

Die Finanzierung müsste dann durch 
die EGH aufgefangen werden, was die 
EGH entgegen der Zielsetzung des 
BTHG mit zusätzlichen Kosten belas-
ten würde. Wenn man sich vor Augen 
hält, dass es Kommunen und Ländern 
bei der Reform vordergründig darum 
geht, eine weitere Dynamisierung der 
Kosten im Bereich der EGH unbedingt 
zu vermeiden, ist davon auszugehen, 
dass die EGH-Träger darum bemüht 
sein werden, eine entsprechende Kos-
tensteigerung durch diese Neuregelung 
im Recht der Pflegeversicherung so ge-
ring wie möglich zu halten. EGH-Trä-
ger werden daher ihren Spielraum nut-
zen und versuchen, unter Anwendung 
des § 104 SGB IX-E („Leistungen nach 
der Besonderheit des Einzelfalls“) oder 
des § 116 Abs. 2 SGB IX-E („Gemeinsa-
me Inanspruchnahme“) einen Umzug 
der betroffenen Menschen mit Behin-
derung und Pflegebedarf gegen ihren 
Willen von einer ambulant betreuten 
Wohngemeinschaften in eine stationä-
re Wohnform, unter anderem auch in 
stationäre Pflegeeinrichtungen, zu errei-
chen. Dies würde dem zentralen pflege- 
und behindertenpolitischen Grundsatz 
„ambulant vor stationär“ sowie zentra-
len Grundsätzen der UN-BRK, insbe-
sondere Art. 19, zuwider laufen.

Die jetzt schon äußerst problemati-
sche Regelung des § 43a SGB XI17 (in 
Verbindung mit § 103 Abs. 1 SGB IX-E) 
muss dringend reformiert werden, um 
zu verhindern, dass behinderte Men-
schen mit hohen Pflegebedarfen zu ei-
nem Umzug in Pf legeeinrichtungen 
gezwungen werden. Alternativ zu ei-
ner Aufhebung ist auch eine erhebliche 

Anhebung der Beträge vorstellbar. In 
keinem Fall darf der Anwendungsbe-
reich zukünftig noch ausgeweitet wer-
den. Hier muss zumindest auf der Basis 
des Referentenentwurfs nachgebessert 
werden und der Anwendungsbereich 
des § 43a SGB XI an zusätzliche Krite-
rien geknüpft werden, die eine Auswei-
tung verhindern. 

2. Erhalt des Gleichrangs der Leis-
tungen der EGH zu den Leistungen 
der Pflegeversicherung

Aus Sicht der Verbände der behinder-
ten Menschen muss der Gleichrang der 
Leistungen der EGH zu den Leistun-
gen der Pflegeversicherung und damit 
§ 13 Abs. 3 Satz 3 SGB XI in seiner jet-
zigen Form erhalten bleiben. Denn die 
Leistungen der EGH sind als Teilhabe-
leistungen nach dem SGB IX nicht mit 
Pflege nach dem SGB XI gleichzusetzen. 
Ein Vorrang/Nachrangverhältnis stün-
de im Widerspruch zur nach wie vor un-
terschiedlichen generellen Zielrichtung 
der beiden Leistungen und kann die in-
haltlichen Fragen nicht lösen, die nicht 
zuletzt angesichts der Kritik an den Re-
gierungsentwürfen deutlich wurden.

Entgegen dem vom Gesetzgeber an-
gestrebten Ziel einer möglichst klaren 
und besser verständlichen Abgrenzung 
ohne Leistungsverschiebungen dürfte 
die vorgesehene Vorrang-/Nachrang-
Regelung vielmehr zu Fehlanreizen füh-
ren, indem im häuslichen Umfeld pau-
schal nur noch Pflegeleistungen gewährt 
oder zu Lasten der Leistungsberechtig-
ten neue Zuständigkeits- und Abgren-
zungsfragen aufgeworfen werden, die 
eine Flut von Einzelfallstreitigkeiten 
nach sich ziehen. Angesichts der Tat-
sache, dass faktisch die Versicherungs-
leistungen ohnehin in der Praxis auch 
jetzt schon von den Leistungsberechtig-
ten in erster Linie in Anspruch genom-
men werden, bevor einkommens- und 
vermögensabhängige Leistungen geltend 
gemacht werden, bedarf es im Übrigen 
auch aus systematischen Gründen kei-
nes gesetzlichen Vorrangs. 

Der Vorschlag der Länder verfolgt 
daher wesentlich weitergehende finan-
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zielle Interessen zu Lasten behinder-
ter Menschen. Bei einem Vorrang der 
Pflegeversicherungsleistungen stünden 
den behinderten Menschen die Wahl-
möglichkeiten nach dem SGB XI nicht 
mehr wie allen anderen Versicherten 
zur Verfügung. Die für die EGH-Trä-
ger kostengünstigste Variante der Ver-
sorgung in Pflegeeinrichtungen wäre in 
vielen Fällen die Folge. 

3. EGH muss Hilfe zur Pflege 
umfassen

Die Unterscheidung der Leistungen 
der Hilfe zur Pf lege von Leistungen 
der EGH wird aufgrund der im BTHG 
zukünftig vorgesehenen, unterschied-
lichen Anrechnung von Einkommen 
und Vermögen an Bedeutung gewin-
nen. Wichtig ist dabei, dass es keine fis-
kalisch bedingten Verschiebungen von 
Teilhabeleistungen in die Hilfe zur Pfle-
ge und damit die Sozialhilfe gibt. Dies 
würde der grundlegenden Zielrichtung 
des BTHG zuwiderlaufen, die Leistun-
gen für Menschen mit Behinderungen 
aus dem Fürsorgesystem herauszufüh-
ren. Die vorgesehene Regelung des § 103 
Abs. 2 SGB IX-E, die mit der Anknüp-
fung an die Erwerbstätigkeit im Übri-
gen zu einer faktischen Benachteiligung 
behinderter Frauen führen würde, muss 
daher auf alle Personen erstreckt wer-
den, die Anspruch auf Leistungen der 
EGH haben. Soweit also ein Anspruch 
auf Leistungen der EGH besteht, muss 
dieser auch die Leistungen der Hilfe zur 
Pflege umfassen – unabhängig davon, 
ob die leistungsberechtigte Person er-
werbstätig ist oder nicht. Nur so können 
rein fiskalisch motivierte Verschiebun-
gen von Teilhabeleistungen in die Hilfe 
zur Pflege und eine damit zusammen-
hängende Flut von Einzelfallstreitigkei-
ten vermieden werden. 

Die von den Ländern vorgeschlage-
ne Abgrenzung nach Lebenslagen der-
gestalt, dass Personen, die vor dem Er-
reichen des regelmäßigen Rentenalters 
vorrangig einen Anspruch auf Leistun-
gen der EGH haben und lebenslang der 
EGH zugeordnet werden und Personen, 
die erst nach Erreichen des regelmäßigen 

Rentenalters eine Beeinträchtigung be-
kommen, vorrangig der Hilfe zur Pfle-
ge zugeordnet werden, kann nur dann 
eine tragfähige Lösung bieten, wenn sie 
nicht mit einer Vorrang-/Nachrangrege-
lung gekoppelt wird, wie vom Bundesrat 
vorgeschlagen, sondern als Rechtsfolge 
eine eindeutige Zuordnung vornimmt: 
Menschen, deren Lebenslage dadurch 
gekennzeichnet ist, dass sie erstmals 
vor Erreichen des regelmäßigen Ren-
tenalters einen Anspruch auf Leistun-
gen der EGH haben, werden lebenslang 
dem System der EGH zugeordnet. Dies 
umfasst ggf. erforderliche Leistungen 
der Hilfe zur Pflege, ohne dass danach 
unterschieden werden muss. Menschen, 
die erstmals nach Erreichen des regel-
mäßigen Rentenalters einen Anspruch 
auf Leistungen der EGH haben, werden 
dem System der Hilfe zur Pflege zuge-
ordnet. Dies schließt dann auch die er-
forderlichen EGH-Leistungen ein un-
ter einheitlicher Geltung der Regelun-
gen zur Anrechnung von Einkommen 
und Vermögen nach dem Recht der Hil-
fe zur Pflege.

Teilhabebericht der Bundesregierung über 
die Lebenslagen von Menschen mit Beein-
trächtigungen, S. 180 f.
Siehe dazu z. B. die Broschüre „Wohnen 
heute“ der Bundesvereinigung Lebenshil-
fe, 3. Auflage 2012 sowie das Projekt „Mit-
Leben“ des Lebenshilfe Landesverbandes 
Hessen e. V. 
Siehe z.B. die Kampagne der Lebenshilfe 
#TeilhabeStattAusgrenzung auf 
www.teilhabestattausgrenzung.de. 
Zum PSG III BR-Drs. 410/16 vom 
23.09.2016 sowie die zugrundeliegenden 
Empfehlungen der Ausschüsse 410/1/16 
vom 15.09.2016.
Gesetzentwurf der Bundesregierung zum 
PSG III, BT-Drs. 18/9518 vom 05.09.2016, 
S. 41.
Vgl. z.B. Sächsisches LSG, Beschluss vom 
23.06.2015 – Az: L 8 SO 8/15 B ER, RdLh 
1/2016, S. 20 f. mit Anm. Rasch sowie 
LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 
08.07.2015 – Az: L 2 SO 1431/13, RdLh 
1/2016, S. 23 f.
Vgl. Gesetzentwurf zum BTHG, BR-Drs. 
428/16 vom 12.08.2016, S. 4.
Vgl. Gesetzentwurf zum BTHG, BR-Drs. 
428/16 vom 12.08.2016, S. 4.
Zum PSG III BR-Drs. 410/16 vom 
23.09.2016 sowie die zugrundeliegenden 
Empfehlungen der Ausschüsse BR-Drs. 
410/1/16 vom 15.09.2016.
BR-Drs. 410/16 vom 23.09.2016, S. 5 und 
14 ff.; BR-Drs. 410/1/16 vom 15.09.2016, 
S. 17 ff.
Zur Position der Länder vgl. BR-Drs. 
410/16 vom 23.09.2016, S. 5. 
Vgl. Welti, Gutachten für den Landes-
wohlfahrtsverband Hessen, September 
2015.
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roland rosenow 

ändeRungen im leistungs­
VeReinBaRungsRecht deR 

eingliedeRungshilFe duRch 
das BundesteilhaBegesetz

Am 22.06.2016 hat die Bundesregierung 
den Kabinettsentwurf für das Bundes-
teilhabegesetz (BTHG) vorgelegt.1 Das 
BTHG ist ein Artikelgesetz, durch das 
das SGB IX vollständig neu gefasst wer-
den soll. Die Eingliederungshilfe soll 
aus dem Recht der Sozialhilfe (SGB XII) 
herausgenommen und als Teil 2 in das 
SGB IX integriert werden. Der jetzi-
ge Teil 2 des SGB IX wird damit Teil 3. 

Die Bewilligung von Leistungen der 
Eingliederungshilfe setzt im Regelfall 
(§ 75 Abs. 4 SGB XII) voraus, dass der 
Leistungserbringer und der für ihn nach 
§ 77 Abs. 1 Satz 2 SGB XII als Leistungs-
vereinbarungspartner zuständige Sozi-
alhilfeträger eine Leistungs-, eine Ver-
gütungs- und eine Qualitätssicherungs-
vereinbarung nach §§ 75, 76 SGB XII 
geschlossen haben. Systematisch sind 
diese Verträge den öffentlich-rechtli-
chen Normsetzungsverträgen zuzuord-
nen.2 Sie wirken als Zulassung zur Er-
bringung von Leistungen. Dem Leis-
tungserbringer erwächst aus ihnen kein 
Anspruch auf Erteilung eines Auftrags 
oder auf Belegung durch den Rehabi-
litationsträger.3 Die Teilhabeleistung, 
die der Eingliederungshilfeträger be-
willigt, wird in erster Linie durch diese 
Vereinbarungen und ohne Beteiligung 
der Leistungsberechtigten konkretisiert; 
zumindest nach der gesetzlichen Kon-
zeption – in der Praxis ist diese Konkre-
tisierung oft in erheblichem Maß defizi-
tär. Leistungsvereinbarungen haben für 
die Praxis der Eingliederungshilfe da-
mit entscheidende Bedeutung.

Dass das Leistungsvereinbarungs-
recht in der Diskussion um das BTHG 
eine eher randständige Rolle spielt, ist 
daher bemerkenswert. Wahrscheinlich 
liegt eine der Ursachen darin, dass die 
große normative Macht der Leistungs-
vereinbarungen leicht aus dem Blick-
feld gerät, weil sie auf der Ebene un-
tergesetzlicher Normsetzungsverträge 
wirkt. Das Gesetz gibt lediglich die Re-
geln vor, nach denen die Konkretisierung 
der Ansprüche auf Eingliederungshilfe 
durch Leistungsvereinbarungen zu er-
folgen hat. Dieser Beitrag beleuchtet ei-
nige der mit dem BTHG-Entwurf vor-
gesehenen Änderungen der gesetzlichen 
Grundlagen der Leistungsvereinbarun-
gen und möchte damit gleichzeitig dazu 
beitragen, dass dieser wichtige Teil der 
Reform in der Debatte um das BTHG 
größere Beachtung findet.

i. aktuelle Rechtslage 
sgB xii 

Die Rekapitulation der aktuellen Rechts-
lage wird hier unter den beiden Aspekten 
der Änderungen durch das BTHG zum ei-
nen und einiger Probleme, die das BTHG 
nicht löst, zum anderen fokussiert. 

1. Gesetzliche Regelungen

Leistungen der Eingliederungshilfe 
sind Teilhabeleistungen i.S.d. § 4 SGB 
IX. Sie umfassen drei der vier in § 5 
SGB IX genannten Leistungsgruppen; 

die unterhaltssichernden und anderen 
ergänzenden Leistungen (Nr. 3) sind 
ausgenommen. Für die Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation (Nr. 1) und 
für Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben ist der Anspruch durch § 54 Abs. 1 
Satz 2 SGB XII insoweit beschränkt, als 
die Leistungen der Eingliederungshil-
fe nicht über die Leistungen hinausge-
hen, die die Krankenkasse bzw. die Bun-
desagentur für Arbeit gewähren kann, 
wenn einer dieser Rehabilitationsträger 
zuständig ist.4 Leistungen zur Teilha-
be am Leben der Gemeinschaft (Nr. 4) 
sind bedarfsdeckend zu gewähren. Als 
Träger der Eingliederungshilfe ist der 
Sozialhilfeträger Rehabilitationsträger 
(§ 6 SGB IX). Damit gelten für die Ver-
einbarung von Leistungen die Regelun-
gen des SGB IX (insbesondere § 21), so-
weit sie nicht wegen § 7 SGB IX durch 
die besonderen Regelungen des SGB XII 
verdrängt werden. Die Regelungen der 
§§ 75 ff. SGB XII sind weitaus detaillier-
ter als die Vorgaben des SGB IX, umfas-
sen aber nicht alles, was § 21 SGB IX re-
gelt. Insoweit gilt § 21 SGB IX auch für 
Leitungsvereinbarungen der Einglie-
derungshilfe.5 An diesem Verhältnis 
wird sich durch das BTHG nichts än-
dern. Bislang scheint § 21 SGB IX aller-
dings in der eingliederungshilferecht-
lichen Leistungsvereinbarungspraxis 
nur wenig Berücksichtigung zu finden. 
Die Allokation der Eingliederungshilfe 
im SGB IX könnte das Bewusstsein der 
Geltung auch der Vorschriften des ers-
ten Teils des SGB IX stärken.6

Anders als im SGB VIII7 findet 
das Leistungsvereinbarungsrecht im 
SGB XII auf alle Leistungen der Ein-
gliederungshilfe Anwendung. Eine nur 
partielle Anwendung ist unzulässig.8 Ge-
eignete Leistungserbringer haben einen 
Rechtsanspruch auf ermessensfehler-
freie Entscheidung über ihren Antrag 
auf Abschluss einer Leistungsvereinba-
rung.9 Dieser Anspruch ist wie der An-
spruch auf Abschluss der Qualitätssiche-
rungsvereinbarung klagbar. Zuständig 
sind die Sozialgerichte.10 Für den korre-
spondierenden Anspruch auf Abschluss 
einer Vergütungsvereinbarung gilt je-
doch das Schiedsstellenverfahren (§ 77 
Abs. 1 Satz 3 SGB XII). Das hat zur Fol-
ge, dass der Leistungserbringer im Streit-
fall zunächst auf Abschluss einer Leis-
tungs- und Qualitätssicherungsverein-
barung klagen muss. Ein Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung 
(§ 86b Abs. 2 SGG) ist möglich.11 Erst 
wenn dieses Verfahren zum Abschluss 
einer Leistungsvereinbarung geführt 
hat, kann die Vergütungsvereinbarung 
verhandelt werden. Das kann zu einer 
erheblichen Verfahrensdauer führen, 
die vom Beginn der Verhandlungen bis 
zum Abschluss der Vergütungsverein-
barung zu überbrücken ist.12

§ 76 Abs. 1 Satz 1 SGB XII bestimmt, 
dass die Leistungsvereinbarung die „we-
sentlichen Leistungsmerkmale“ festle-
gen muss. Die Vorschrift wird durch eine 
enumerative Aufzählung der Mindest-
bestandteile der Leistungsvereinbarung 
ergänzt. Dies dürfte als gesetzliche Be-
stimmung der essentialia negotii (Min-
destbestandteile des Vertrages) auszule-
gen sein. Ein Vertrag, dessen Inhalt die 
Mindestbestandteile nicht vollständig 
umfasst, ist inexistent. Es kommt nicht 
darauf an, wie ein Vertrag übertitelt ist, 
sondern nur darauf, was er tatsächlich 
regelt (falsa demonstratio non nocet – 
eine falsche Bezeichnung ist unschäd-
lich). Eine Leistungsvereinbarung kann 
also nicht dadurch zu einer solchen wer-
den, dass sie als solche bezeichnet wird, 
sondern nur dadurch, dass sie so aus-
gelegt werden kann (§§ 133, 157 BGB), 
dass sie die Mindestbestandteile, die das 
Gesetz vorgibt, vollständig umfasst.13

§ 76 Abs. 2 Satz 1 SGB XII bestimmt, 
dass die Vergütungen mindestens aus ei-
ner Maßnahmepauschale, einer Grund-
pauschale und einer Investitionspau-
schale bestehen. § 76 Abs. 2 Satz 3 
SGB XII räumt die Möglichkeit ein, 
die Maßnahmepauschale nach Grup-
pen mit vergleichbarem Bedarf zu kal-
kulieren. 

Die Vereinbarungen werden durch 
Landesrahmenverträge determiniert, 
die nach § 79 SGB XII abzuschließen 
sind. Die Rahmenverträge sollen un-
ter anderem Regelungen treffen zu der 
näheren Abgrenzung von Kostenarten 
(§ 79 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII), zu Inhalten 
und Kriterien für die Ermittlung und 
Zusammensetzung der Maßnahmepau-
schalen (§ 79 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII) und 
zu Merkmalen für die Bildung von Grup-
pen mit vergleichbarem Bedarf (§ 79 
Abs. 1 Nr. 2 SGB XII) – nicht aber die 
Maßnahmepauschalen nach § 76 Abs. 2 
SGB XII bestimmen.

Kommt ein Landesrahmenvertrag 
nicht zustande, kann die Landesre-
gierung durch Verordnung Vorschrif-
ten stattdessen erlassen (§ 81 Abs. 1 
SGB XII).

2. Das „Sachleistungsverschaf-
fungsprinzip“

Das BSG hat seit 2008 in einer Reihe von 
Entscheidungen sein Verständnis der 
Besonderheiten des sozialhilferechtli-
chen Dreiecksverhältnisses herausgear-
beitet.14 Der Sozialhilfesenat bezeichnet 
die Konzeption des SGB XII als „Sach-
leistungsverschaffungsprinzip“, das sich 
von einem echten Sachleistungsprinzip 
vor allem dadurch unterscheidet, dass 
der Leistungsberechtigte die Vergütung 
für die in Anspruch genommene Leis-
tung stets selbst schuldet.15 Der Bewil-
ligungsbescheid des Sozialhilfeträgers 
wirkt danach als Schuldbeitritt, der aber 
nichts an der privatrechtlichen Natur der 
Zahlungsverpflichtung des Leistungsbe-
rechtigten gegenüber dem Leistungser-
bringer ändern soll. Deshalb sollen im 
Fall des Streits zwischen Leistungser-
bringer und Sozialhilfeträger um die 
Höhe der Vergütung die Zivilgerich-

te zuständig sein.16 Der BGH ist dieser 
zunächst vom BSG in der Entscheidung 
vom 28.10.2008 nur angedeuteten Auf-
fassung gefolgt.17

Die Rechtsprechung des BSG ist in 
der Literatur von Seiten der Sozialhil-
feträger kritisiert worden. Dillmann 
spricht von „dem SGB XII aufoktroy-
ierten Grundsatzurteilen zum sozial-
hilferechtlichen Dreiecksverhältnis“, 
die „erstaunlicherweise so gut wie kei-
ne praktischen Auswirkungen auf das 
Leistungserbringungsrecht“ hätten.18 
Diese Einschätzung dürfte mittlerwei-
le überholt sein. 

Das vom BSG formulierte „Sachleis-
tungsverschaffungsprinzip“ betont, dass 
der zivilrechtliche Zahlungsanspruch 
des Leistungserbringers gegen den Leis-
tungsberechtigten konstitutiv für einen 
sozialhilferechtlichen Anspruch auf Ein-
gliederungshilfe sei. Denn der Sozial-
hilfeträger tritt mit dem Bewilligungs-
bescheid (lediglich) der zivilrechtlichen 
Schuld bei. Ohne eine solche besteht da-
mit kein Bedarf und folglich kein An-
spruch. Wenn ein Einrichtungsträger 
eine Leistung erbringt, ohne dass eine 
zivilrechtliche Vereinbarung darüber 
wenigstens konkludent geschlossen wur-
de, könnte das als Leistungskondiktion19 
gewertet werden, die im Gegenzug le-
diglich einen schwachen (§ 818 Abs. 3 
BGB) bereicherungsrechtlichen Zah-
lungsanspruch bewirken kann. Die Ver-
tragslage zwischen Leistungsberechtig-
tem und Leistungserbringer rückt da-
mit in den Fokus der sozialgerichtlichen 
Rechtsprechung.20

Die Privatautonomie von Leistungs-
erbringer und Leistungsberechtigtem ist 
jedoch massiv durch zwingendes Recht 
beschränkt. In allen Anwendungsfällen 
des WBVG greift, wenn Sozialhilfebe-
dürftigkeit vorliegt, § 15 Abs. 2 WBVG. 
Damit sind zivilrechtliche Regelungen, 
die von der Leistungs-, Vergütungs- 
und Qualitätssicherungsvereinbarung 
nach §§ 75, 76 SGB XII abweichen, un-
wirksam. Jaritz und Eicher vertreten, 
dass das wegen § 32 SGB I auch in al-
len anderen Fällen gelte.21 Sie scheinen 
allerdings selbst Zweifel daran zu he-
gen, dass öffentlich-rechtliche Norm-
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setzungsverträge als Vorschriften des 
Sozialgesetzbuches zu werten sind, und 
sprechen sich deshalb notfalls für eine 
„mittelbare“ Geltung von § 32 SGB I 
aus. Das Argument, eine Vorschrift, 
die die Privatautonomie begrenzt, kön-
ne mittelbar auch für Bereiche gelten, 
die der Wortlaut nicht umfasst, ist pro-
blematisch. Es würde mindestens vor-
aussetzen, dass eine „strukturelle Un-
terlegenheit“22 eines Vertragspartners 
gegeben ist, die eine gesetzliche Be-
grenzung der Vertragsfreiheit vor Art. 
2 Abs. 1 GG rechtfertigen könnte. Von 
Beschränkungen der Privatautonomie, 
die Jaritz und Eicher hier fordern, profi-
tiert jedoch nicht der tatsächlich struk-
turell unterlegene Leistungsberechtig-
te, sondern der Sozialhilfeträger,23 der 
selbst weder strukturell unterlegen, noch 
Grundrechtsträger ist.

Wenn man Jaritz und Eicher den-
noch folgen will, führt das dazu, dass 
der Inhalt der zivilrechtlichen Vereinba-
rung zwischen Leistungserbringer und 
Leistungsberechtigtem (der konstitutiv 
für den Anspruch gegen den Sozialhil-
feträger ist) ausschließlich von dem In-
halt der öffentlich-rechtlichen Norm-
setzungsverträge abhängt, die zwischen 
Leistungserbringer und Sozialhilfeträ-
ger bestehen. Damit erscheint zweifel-
haft, ob die oben zitierte Auffassung 
richtig sein kann, nach der für Strei-
tigkeiten zwischen Leistungserbringer 
und Sozialhilfeträger um die Höhe der 
Vergütung die Zivilgerichte zuständig 
sein sollen. Wenn man die Zuordnungs-
theorie24 zur Unterscheidung von öffent-
lichem und privatem Recht zugrunde 
legt, kommt man wohl zum Ergebnis, 
dass das Rechtsverhältnis ein öffentlich-
rechtliches ist, für das die Sozialgerich-
te zuständig wären.

3. Gruppen mit vergleichbarem 
Bedarf

§ 76 Abs. 2 Satz 3 SGB XII lautet: „Die 
Maßnahmepauschale kann nach Grup-
pen für Leistungsberechtigte mit ver-
gleichbarem Bedarf kalkuliert werden.“25 
Dieser Vorschrift kommt zentrale Be-
deutung zu. Sie führt dazu, dass Grup-

pen von umfangreicheren und weniger 
umfangreichen Bedarfen gebildet wer-
den, für die eine einheitliche Vergü-
tungspauschale vereinbart wird.26 Die 
Vorschrift, die in Absatz 2 und damit 
im Kontext der Regelungen zur Vergü-
tungsvereinbarung steht, wirkt zurück 
auf die Regelungen zur Leistungsver-
einbarung in Absatz 1. Denn die Ver-
gütung wird für eine Leistung verein-
bart, die nur durch eine Vereinbarung 
nach Absatz 1 definiert werden kann.27 
Die Konsequenz ist, dass Leistungsver-
einbarungen nach § 76 Abs. 1 SGB XII 
i.d.R nicht Leistungen definieren, die 
der Leistungserbringer im Einzelfall 
schuldet,28 lediglich Leistungsspektren. 
In der Praxis sind diese Leistungsspek-
tren oft außerordentlich weit. So wird 
für Einrichtungen nach § 136 Abs. 3 
SGB IX in einigen Bundesländern nur 
eine einheitliche Pauschale und korre-
lierend auch nur eine einheitliche Leis-
tungsbeschreibung vereinbart. In stati-
onären Einrichtungen wird meist nach 
fünf Hilfebedarfsgruppen differenziert.

Im Bereich des ambulant betreuten 
Wohnens wird zum Teil nach Maßnah-
mepauschalen, zum Teil aber nach Fach-
leistungsstunden abgerechnet. Der Ein-
gliederungshilfeträger bewilligt damit 
eine bestimmte Zahl von Fachleistungs-
stunden, deren Erbringung im Zuge der 
Abrechnung belegt werden muss. Eine 
Leistung, die der Berechtigte nicht er-
hält, wird auch nicht vergütet. Ganz 
praktisch heißt das z.B., dass das Ri-
siko des Ausfalls von Mitarbeitenden 
durch Krankheit vom Leistungserbrin-
ger getragen wird. Oft werden für ambu-
lant betreutes Wohnen Maßnahmepau-
schalen für große Spannbreiten unter-
schiedlicher Bedarfe vereinbart. Damit 
entfällt das Erfordernis eines individu-
ellen Leistungsnachweises. Für das o.g. 
praktische Beispiel heißt das: Das Risi-
ko des Krankheitsausfalls trägt de facto 
der Leistungsberechtigte. 

Die Vereinbarung eines Leistungs-
spektrums (und nicht von Fachleistungs-
stunden oder Leistungsmodulen) be-
deutet stets, dass sich aus der Leistungs-
vereinbarung, die den Anspruch des 
Berechtigten gegen den Leistungserbrin-

ger definiert und dabei abweichende zi-
vilrechtliche Vereinbarungen zwischen 
Leistungserbringer und Leistungsbe-
rechtigtem verdrängt, ein individueller 
Leistungsanspruch nicht ableiten lässt. 
Denn die Leistungsvereinbarung legt 
bestenfalls fest, innerhalb welchen Leis-
tungsspektrums der Leistungserbringer 
dem Berechtigten eine Leistung schul-
den kann. Welche Leistung er tatsäch-
lich schuldet, hängt vom Bedarf ab. Das 
Urteil des BSG vom 25.09.201429 hat 
diesbezüglich alle Zweifel ausgeräumt. 
Der Begriff des Bedarfes umfasst aber 
sowohl tatsächliche, als auch normati-
ve Elemente.30

Die für die Lebenswirklichkeit des Be-
rechtigten relevante Frage ist aber: Wel-
che Leistungen erhält er tatsächlich? Im 
System der Maßnahmepauschalen ob-
liegt diese Entscheidung zunächst und 
oftmals nahezu ausschließlich dem Leis-
tungserbringer.31 Der Handlungsspiel-
raum, innerhalb dessen er diese Ent-
scheidungen trifft, ist begrenzt durch 
die wirtschaftlichen Möglichkeiten, die 
aus der Vergütungsvereinbarung resul-
tieren. Das System der Maßnahmepau-
schalen bewirkt, dass der Leistungsum-
fang zwischen Leistungserbringer und 
Sozialhilfeträger inzident, aber maßgeb-
lich durch die Vergütungspauschalen 
bestimmt wird. Darüber hinaus hängt 
er vom Engagement des Leistungser-
bringers ab.

Die Rechtsposition des Berechtigten 
könnte schwächer kaum sein. Mit der 
Unbestimmtheit der Leistungsvereinba-
rung nach § 76 Abs. 1 SGB XII, nimmt 
diese Schwäche noch zu. Daher geht es 
zu Lasten der Berechtigten, dass in der 
Praxis viele Leistungsvereinbarungen 
bereits die Mindestbestandteile gem. 
§ 76 Abs. 1 Satz 1 SGB XII verfehlen.32 
Ein entscheidender Effekt des Systems 
der Maßnahmepauschalen liegt darin, 
dass das Risiko unzureichender Finan-
zierung bis zu einem gewissen Grad vom 
Leistungserbringer auf den Leistungsbe-
rechtigten übergeht. Je offener die Leis-
tungsvereinbarungen formuliert sind, 
desto stärker ist dieser Effekt.

Allerdings gilt das nicht immer. In 
bestimmten Fällen bewirken Maßnah-

mepauschalen, dass das Risiko hoher 
Bedarfe vom Sozialhilfeträger auf den 
Leistungserbringer übergeht. Das be-
trifft Bedarfe, denen der Leistungser-
bringer sich nicht entziehen kann, z.B. 
weil die Unterdeckung eine Gefahr für 
andere Klienten oder Mitarbeitende be-
deuten würde. In diesen Fällen führt 
das System der Maßnahmepauschalen 
in Verbindung mit sehr unbestimmten 
Leistungsvereinbarungen und entweder 
allgemein gehaltenen oder gar nur kon-
kludent geschlossenen zivilrechtlichen 
Vereinbarungen zwischen Leistungs-
berechtigtem und Leistungserbringer 
dazu, dass das Risiko hoher Kosten bis 
zu einem gewissen Grad vom Sozial-
hilfeträger auf den Einrichtungsträger 
übergeht. Denn das Finanzierungssys-
tem hat nicht nur eine Schwächung der 
rechtlichen Position der Leistungsbe-
rechtigten zur Folge, sondern bewirkt 
auch, dass Leistungserbringer nicht da-
vor geschützt sind, aus den bestehen-
den Vereinbarungen und der kraft Ge-
setzes (§ 76 Abs. 1 Satz 2 SGB XII) zu 
vereinbarenden Aufnahmeverpflich-
tung für die Deckung besonders um-
fangreicher Bedarfe in Anspruch ge-
nommen zu werden.

Über viele Jahre war es üblich, für sol-
che Fälle mehr oder weniger informelle 
Einzelfallvereinbarungen zu schließen. 
Seit viele Sozialhilfeträger diese Praxis 
nicht mehr mittragen, sind solche Fälle 
Gegenstand der Rechtsprechung der So-
zialgerichte geworden. Dafür steht, noch 
einmal, insbesondere das Urteil des BSG 
vom 25.09.2014, mit dem Einzelfallver-
einbarungen (§ 75 Abs. 4 SGB XII), die 
von Leistungsvereinbarungen nach § 76 
Abs. 1 SGB XII abweichen, für die über-
wiegende Zahl der Fälle ausgeschlossen 
wurden.33 Das BSG legt hier den WBVG-
Vertrag anhand von Leistungsvereinba-
rung und Rahmenvertag sehr weit aus 
und kommt so zum Ergebnis, dass die 
Einrichtung für zwei junge Männer mit 
einer Behinderung, von denen eine Ge-
fahr für andere Bewohner der Einrich-
tung ausgehen kann, eine eigene Nacht-
wache zur Verfügung stellen muss. Diese 
Leistung sei im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe geschuldet. Der Sozialhilfe-

träger habe seinen Verpflichtungen je-
doch durch die Bewilligung der statio-
nären Versorgung Genüge getan und 
schulde nur die für diese vereinbarte 
Vergütung – also die Grundpauschale, 
die reguläre Maßnahmepauschale und 
den Investitionsbetrag.34

In der Auslegung durch das BSG be-
wirkt das System der Maßnahmepau-
schalen, die für Leistungsspektren ver-
einbart werden, damit in zweifacher 
Hinsicht eine Verlagerung von Risiken: 
Das Risiko hoher Kosten für beson-
ders umfangreiche Bedarfe wird zum 
Teil von dem Sozialhilfeträger, dem es 
nach der gesetzlichen Konzeption zur 
Last fällt, auf die Einrichtungen abge-
wälzt. Die unternehmerischen Risiken 
der Einrichtung werden zum Teil auf 
die Berechtigten abgewälzt.

4. Zwischenergebnis

Das Leistungsvereinbarungsrecht des 
SGB XII hat in den letzten Jahren eine 
dynamische Phase erlebt, die weiter an-
dauert und hier nur grob umrissen wer-
den konnte. Bislang ist nicht zu erken-
nen, dass die schwache Rechtsstellung 
des Berechtigten eine substantielle Stär-
kung erfahren hätte. Gleichzeitig sehen 
die Leistungserbringer sich unter zu-
nehmendem Druck und reagieren da-
rauf mit grundsätzlichem Widerstand 
gegen die anstehende Reform.

Vor allem in stationären Settings, 
aber auch in einem großen Segment der 
ambulanten Leistungen werden Um-
fang und Qualität der Leistung bis heu-
te maßgeblich nur inzident im Rahmen 
der Vergütungsverhandlungen verein-
bart. Qualitätssicherungsvereinbarun-
gen sind zwar zu schließen (§ 76 Abs. 3 
SGB XII), werden aber oft so unver-
bindlich gehalten, dass zweifelhaft er-
scheint, inwieweit Wirksamkeit inten-
diert ist. Weder zeigen Leistungserbrin-
ger ein ausgeprägtes Interesse an der 
Kontrolle ihrer Arbeit, noch entfalten 
die Sozialhilfeträger hier übermäßiges 
Engagement. Die beiden starken Player 
im sozialhilferechtlichen Dreiecksver-
hältnis haben nur ein schwaches struk-
turelles Interesse an Qualitätskontrol-

le. Leistungserbringer müssten sich viel 
mehr als bislang zu konkreten Leistun-
gen verpflichten und kontrollieren las-
sen. Das kann ihnen in der Verunsiche-
rung, die sie zurzeit erleben, nicht rat-
sam erscheinen.

Sozialhilfeträger sind sich darüber im 
Klaren, dass das Einfordern von Quali-
tät dazu führen muss, dass Leistungs-
erbringer Vergütungen fordern, die mit 
der Qualität korrelieren. Je verbindlicher 
Qualität vereinbart ist, desto mehr muss 
sie sich in der Vergütung niederschla-
gen. Das bedeutet für Sozialhilfeträger 
einen Zielkonflikt, der ihre Eignung als 
anwaltschaftliche Vertreter der Interes-
sen der Berechtigten in Frage stellt. Auf 
diese Situation trifft der Kabinettsent-
wurf des BTHG, das besonders mit dem 
Versprechen der Individualisierung der 
Leistungen verbunden ist. 

ii. kaBinettsentWuRF Bthg

Zu allererst: Das sozialleistungsrecht-
liche Dreiecksverhältnis,35 das die Ein-
gliederungshilfe bislang geprägt hat, 
wird durch das BTHG in seinen Grund-
zügen erhalten.36 Das gilt auch für den 
Rechtsanspruch der Leistungserbrin-
ger auf ermessensfehlerfreie Entschei-
dung über den Antrag auf Abschluss 
einer Leistungsvereinbarung. Für Trä-
ger, die die für die Leistung erforderli-
che Eignung nachweisen können, be-
deutet das im Ergebnis einen Rechts-
anspruch auf Zulassung und über das 
Schiedsstellenverfahren auch auf eine 
angemessene Vergütung, wenn ihre 
Leistung in Anspruch genommen wird. 
Nach dem BTHG kann es auch in Zu-
kunft keine Ausschreibung von Leis-
tungen der Eingliederungshilfe nach 
Vergaberecht geben. Inhalte und Qua-
lität der Leistungen sind ebenso wie die 
Vergütung wie bislang nach den Regeln 
des sozialleistungsrechtlichen Dreiecks 
auszuhandeln.

Das Recht der Finanzierung der Ein-
gliederungshilfe ist geregelt in Kapitel 8 
SGB IX-E,37 §§ 123 bis 134. Im Folgen-
den wird ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit auf einzelne Regelungen einge-
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gangen, die nach Auffassung des Au-
tors von besonderer Bedeutung sind.

1. Transparenz gegenüber den 
Leistungsberechtigten

§ 123 Abs. 2 Satz 3 SGB IX-E regelt, dass 
die Vereinbarungen den Leistungsbe-
rechtigten in einer für sie wahrnehm-
baren Form zugänglich gemacht wer-
den müssen. Bislang konnte man zwar 
mit guten Gründen vertreten, dass Leis-
tungsberechtigte das Recht haben, Leis-
tungsvereinbarungen einzusehen. Ge-
regelt war das aber nicht. Vor dem Hin-
tergrund der weitreichenden Bedeutung 
der Vereinbarungen für die Berechtigten 
ist die Regelung uneingeschränkt sinn-
voll und seit langem überfällig.

2. Öffentlich-rechtlicher Anspruch 
des Leistungserbringers gegen 
den Eingliederungshilfeträger

§ 123 Abs. 6 SGB IX-E regelt, dass der 
Leistungserbringer gegen den Träger 
der Eingliederungshilfe einen Anspruch 
auf Vergütung der Leistung hat, die er 
gegenüber dem Leistungsberechtigten 
erbringt. Mit dieser Regelung wird die 
Eingliederungshilfe als Sachleistung 
ausgestaltet. Der Träger der Eingliede-
rungshilfe bewilligt die Leistung und 
schuldet dem Leistungserbringer un-
mittelbar (und nicht erst auf dem Wege 
des Schuldbeitritts) die Vergütung. Das 
ist folgerichtig und stärkt die Rechts-
stellung der Leistungserbringer. Im Fall 
des Streites um die Höhe der angemes-
senen Vergütung kann der Leistungs-
erbringer Ansprüche unmittelbar ge-
gen den Träger der Eingliederungshilfe 
geltend machen und notfalls einklagen. 
Bislang bleibt dem Leistungserbringer 
nur die Möglichkeit, den Leistungsbe-
rechtigten im Verfahren zu unterstüt-
zen. Es ist nachvollziehbar, wenn Leis-
tungsberechtigte sich einer solchen Si-
tuation in einer Stellvertreterrolle sehen, 
die sie als belastend erleben.

Der Zahlungsanspruch ist nun ein 
öffentlich-rechtlicher Anspruch. Das 
hat zur Folge, dass die Sozialgerichte 
dafür zuständig sind und nicht mehr 

wie bislang die Zivilgerichte. Auch das 
ist sachgerecht, denn die Anspruchs-
grundlagen sind jedenfalls ganz über-
wiegend öffentlich-rechtlicher Natur 
(siehe oben).38

Der Bundesrat hat sich in seiner Stel-
lungnahme für die Streichung von § 123 
Abs. 6 SGB IX-E ausgesprochen und be-
gründet das mit dem Argument, es be-
dürfe der Regelung nicht, denn der Leis-
tungserbringer habe auch ohne diese 
Regelung einen Anspruch auf Vergü-
tung – allerdings gegen den Leistungs-
berechtigten. Der Bundesrat plädiert 
hier für die Beibehaltung einer Struk-
tur, die dem sozialhilferechtlichen Cha-
rakter der bisherigen Eingliederungs-
hilfe geschuldet ist. Erklärtes Ziel des 
BTHG ist es jedoch gerade, die Einglie-
derungshilfe aus der Sozialhilfeförmig-
keit herauszuführen.39

Die Vorschrift entlastet die Leistungs-
berechtigten und stärkt die Rechte der 
Leistungserbringer gegenüber den Trä-
gern der Eingliederungshilfe. Im Zuge 
der Überführung der Eingliederungs-
hilfe in das SGB IX ist sie folgerichtig 
und sinnvoll.

3. Geeignete Leistungserbringer: 
Unteres Drittel, tarifliche Vergü-
tungen, externer Vergleich und 
vorrangiger Vertragsschluss mit 
günstigeren Anbietern

In § 124 SGB IX-E werden Regelungen 
aus § 75 Abs. 2 SGB XII übernommen 
und ergänzt. § 75 Abs. 2 Satz 3 SGB XII 
findet sich in § 124 Abs. 3 SGB IX-E wie-
der. Nach dieser Regelung sollen dann, 
wenn mehrere Leistungserbringer in 
gleichem Maße geeignet sind, mit den-
jenigen vorrangig Vereinbarungen ab-
geschlossen werden, deren Vergütung 
bei vergleichbarem Inhalt, Umfang und 
Qualität der Leistung nicht höher ist 
als die der anderen Leistungserbrin-
ger. Diese Vorschrift ist bislang folgen-
los und wird das voraussichtlich auch 
künftig bleiben, denn geeignete Leis-
tungserbringer haben einen Anspruch 
auf Abschluss einer Leistungsverein-
barung. Die Vergütungsvereinbarung 
folgt der Leistungsvereinbarung, weil 

eine Vergütung nicht abstrakt, sondern 
nur für eine definierte Leistung verein-
bart werden kann.

§ 124 Abs. 1 SGB IX-E trifft erstmals 
Regelungen zum externen Vergleich in 
der Finanzierung der Eingliederungs-
hilfe. Die Rechtsprechung zu § 76 Abs. 2 
SGB XII hält den externen Vergleich 
auch heute schon nicht nur für eine zu-
lässige, sondern sogar für eine gebote-
ne Methode zur Ermittlung der ange-
messenen Vergütung.40 Zuletzt hat das 
LSG Rheinland-Pfalz sogar entschieden, 
dass die Schiedsstelle dann, wenn keine 
der Parteien Daten für einen überregi-
onalen externen Vergleich vorlegt, von 
sich aus über das Zuständigkeitsgebiet 
des Sozialhilfeträgers hinaus Daten zum 
externen Vergleich ermitteln müsse.41 
Diese Auffassung wird durch das BTHG 
korrigiert. § 124 Abs. 1 Satz 5 SGB IX-E 
soll nunmehr regeln, dass „die im Ein-
zugsbereich tätigen Leistungserbringer“ 
in den externen Vergleich einzubezie-
hen sind. Damit erfährt die Rechtspre-
chung zum externen Vergleich eine Ein-
schränkung. 

Die Regelung des § 124 Abs. 1 Satz 3 
SGB IX-E, nach der die von einem Leis-
tungserbringer geforderte Vergütung 
stets als angemessen gilt, wenn sie im 
Vergleich mit der Vergütung vergleich-
barer Leistungserbringer im unteren 
Drittel liegt, hat nach Veröffentlichung 
des Referentenentwurfes Befürchtun-
gen ausgelöst. Spätestens durch den mit 
dem Kabinettsentwurf eingefügten Satz 
4 dürfte jedoch klargestellt sein, dass es 
sich nur um eine gesetzliche Vermutung 
handelt: Liegt die Vergütung im unte-
ren Drittel, greift zugunsten des Leis-
tungserbringers die Vermutung, dass die 
Vergütung angemessen ist. Er muss die 
Angemessenheit nicht mehr darlegen. 
Höhere Vergütungen können ebenso 
angemessen sein. Die Angemessenheit 
muss aber wie bislang dargelegt werden.

Schließlich stellt § 124 Abs. 1 Satz 6 
SGB IX-E ausdrücklich klar, dass Kos-
ten, die aufgrund von Tarifbindungen 
der Leistungserbringer entstehen, stets 
angemessen sind. Damit wird die dies-
bezügliche Rechtsprechung des BSG42 
kodifiziert.

4. Maßnahmepauschalen und 
Pooling

Das System der Maßnahmepauscha-
len des § 76 Abs. 2 Satz 3 SGB XII wird 
durch das BTHG fortgeschrieben. § 125 
Abs. 3 Satz 1 SGB IX-E regelt zunächst, 
dass „Leistungspauschalen für die zu 
erbringenden Leistungen“ festzulegen 
sind. Der Begriff der „Leistungspau-
schale“ ersetzt den bisherigen Begriff der 
„Maßnahmepauschale“. Diese Änderung 
des Begriffes reflektiert die Trennung der 
Fachleistung von der Grundsicherungs-
leistung, die durch das BTHG vollzogen 
wird. Satz 2 stellt klar, dass Förderun-
gen aus öffentlichen Mitteln anzurech-
nen sind. Damit wird bekräftigt, dass 
eine Mischung aus Subjekt- und Ob-
jektfinanzierung43 wie bislang44 zulässig 
ist. Satz 3 schließlich regelt, dass Leis-
tungspauschalen „nach Gruppen von 
Leistungsberechtigten mit vergleichba-
rem Bedarf“ oder nach Stundensätzen 
zu kalkulieren sind. Schließlich nimmt 
der Satz Bezug auf das sogenannte Poo-
ling von Leistungen gemäß § 116 Abs. 2 
SGB IX-E.

Die Beibehaltung des Systems der 
Maßnahmepauschalen in § 125 Abs. 3 
Satz 3 SGB IX-E hat in der Diskussion 
um das BTHG kaum eine Rolle gespielt, 
während das Pooling von Leistungen 
auf heftige Kritik stößt.45 Die Relevanz 
in der Debatte steht in einem auffälligen 
Missverhältnis zur Relevanz der Vor-
schriften: Das Pooling ist auf Grundlage 
von § 125 Abs. 3 Satz 3 SGB IX-E auch 
ohne § 116 Abs. 2 SGB IX-E ohne wei-
teres möglich und wird seit jeher prak-
tiziert; nicht nur in stationären Einrich-
tungen, die es auch ohne ihre Nennung 
im Gesetz weiterhin geben wird. § 116 
Abs. 2 SGB IX-E erweitert die Ermäch-
tigung des Trägers der Eingliederungs-
hilfe, Leistungsvereinbarungen abzu-
schließen, die vorsehen, dass mehre-
re Berechtigte Leistungen gemeinsam 
in Anspruch nehmen, in keiner Weise. 
Diese Ermächtigung ergibt sich unmit-
telbar aus dem Leistungsvereinbarungs-
recht und dem hier verankerten System 
der Leistungspauschalen, vormals Maß-
nahmepauschalen. Die neue Vorschrift 

zum Pooling ist insofern nur deklarato-
risch. Nicht deklaratorisch ist sie inso-
fern, als sie eine enumerative Aufzäh-
lung der Leistungsarten umfasst, für die 
das Pooling zulässig ist. Für die nicht ge-
listeten Leistungsarten könnte das Poo-
ling damit künftig unzulässig werden. 

Der Verweis auf die Zumutbarkeitsre-
gelung des § 104 SGB IX-E dürfte eben-
falls deklaratorisch sein. Möglicher-
weise wäre auch eine Auslegung ver-
tretbar, nach der der Schutz vor einer 
unzumutbaren Leistungsgestaltung hier 
eine Erweiterung findet, weil die Vor-
schrift klarstellt, dass im Rahmen der 
Zumutbarkeitsprüfung gem. § 104 Abs. 
3 SGB IX-E besonders geprüft werden 
muss, ob die gemeinsame Inanspruch-
nahme von Leistungen zuzumuten ist. 
Problematisch ist § 116 Abs. 2 SGB IX 
insofern, als eine Klarstellung des Ver-
hältnisses zum Wunsch- und Wahlrecht 
fehlt. Eine Auslegung von § 116 Abs. 2 als 
im Verhältnis zum Wunsch- und Wahl-
recht aus § 104 Abs. 2 SGB IX-E speziel-
lere Vorschrift, die diese nach dem Vor-
rang der spezielleren vor der allgemei-

neren Vorschrift verdrängt, mag fern 
liegen, ist aber nicht auszuschließen.

Die große Enttäuschung, die mit dem 
BTHG verbunden ist, liegt nach Auffas-
sung des Autors nicht im Pooling, son-
dern darin, dass das System der Leis-
tungspauschalen und damit verbunden 
die einrichtungsinterne Querfinanzie-
rung mit all ihren abträglichen Folgen 
für die individuellen Rechtsansprüche 
der Berechtigten und für die Verteilung 
der Risiken zwischen Leistungsträger, 
Leistungserbringer und Leistungsbe-
rechtigtem beibehalten werden soll. Dies 
ist ein scharfer Kontrast zum Verspre-
chen der Individualisierung der Leis-
tungen der Eingliederungshilfe.

Vor dem Hintergrund der Vorgabe, 
dass mit dem BTHG keine neue Aus-
gabendynamik ausgelöst und die be-
stehende Ausgabendynamik begrenzt 
werden soll, sind Befürchtungen, dass 
Qualität und Umfang von Leistungen 
zulasten Betroffener reduziert werden 
könnten, nicht unbegründet. Die Re-
gelung des § 116 Abs. 2 SGB IX-E für 
das Pooling wird in diesem Zusammen-

Weiterführende Informationen zum Leistungs-
erbringungsrecht:

eine zusammenstellung verschiedener Beiträge zum „recht 
der Dienste und einrichtungen“ im rehabilitationsrecht finden 
Sie in Forum e des Diskussionsforums rehabilitations­ und 
teilhaberecht (www.reha­recht.de).
Siehe z.B.:
• Giese: kostenübernahme für eine nachtwache – 

Anmerkung zu BSG, urteil vom 25.09.2014 – B 8 So 8/13 r; 
Beitrag e4­2016 unter www.reha­recht.de; 01.07.2016

• kempe: Vergütung eines Gebärdensprachdolmetschers – 
Anmerkung zu VG Mainz vom 07.05.2015, Az.: 1 k 716/14 Mz; 
Forum e, Beitrag e13­2015 unter www.reha­recht.de; 
08.12.2015

• krug: Barrierefreiheit in der beruflichen rehabilitation 
am Beispiel der Berufsbildungswerke; Forum e, Beitrag 
e6­2015 unter www.reha­recht.de; 27.08.2015

Siehe auch:
philipp köster (2013), Das Leistungserbringungsrecht der me­
dizinischen rehabilitation, Lit Verlag, iSBn: 978­3643119360. 
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hang gesehen. Wenn die hier vertrete-
ne Auffassung zutrifft, dass es sich um 
eine überwiegend deklaratorische Rege-
lung handelt, dann kann jedoch nur die 
Signalwirkung, die von ihr sicher aus-
gehen wird, die befürchtete Wirkung 
entfalten. Die gesetzliche Vorgabe, die 
in der Praxis problematische Eingriffe 
in Umfang und Qualität von Leistun-
gen ermöglichen kann, dürfte in § 125 
Abs. 3 Satz 3 SGB IX-E liegen. Es wird 
daher vielleicht wichtiger denn je sein, 
dass möglichst differenzierte und be-
stimmte Leistungsvereinbarungen ge-
schlossen werden.

5. Schiedsstellenfähigkeit der 
Leistungsvereinbarung

§ 126 SGB IX-E regelt das Verfahren 
zum Abschluss von Vereinbarungen. Die 
entscheidende Änderung zum bisheri-
gen Recht liegt darin, dass das Schieds-
stellenverfahren nicht mehr auf die Ver-
handlung der Vergütung beschränkt ist. 
Auch die Leistungsvereinbarung wird 
jetzt schiedsstellenfähig.46 Die Qua-
litätssicherungsvereinbarung gemäß 
§ 76 Abs. 3 SGB XII entfällt (dazu sie-
he unten).

Der Bundesrat fordert, bei der bis-
herigen Rechtslage zu bleiben. Er sieht 
in der Schiedsstellenfähigkeit der Leis-
tungsvereinbarung einen Widerspruch 
zum sozialhilferechtlichen Dreiecksver-
hältnis: Die „Ausgabendynamik wer-
de durch den Gesetzentwurf auch da-
durch „erhöht, dass die Steuerungsfä-
higkeit der Eingliederungshilfe durch 
die Kostenträger geschwächt wird, in-
dem das bewährte sozialhilferechtliche 
Dreiecksverhältnis quasi aufgegeben 
wird und die Schiedsstellenfähigkeit 
auf die Leistungsvereinbarung ausge-
dehnt wird“.47 Die Fachverbände dage-
gen begrüßen diesen Schritt.48

Das sozialleistungsrechtliche Drei-
ecksverhältnis wird durch die Schieds-
stellenfähigkeit der Leistungsverein-
barung sicher nicht infrage gestellt, 
sondern gestärkt. Ihm liegt gerade der 
Gedanke zugrunde, dass Aushandlungs-
prozesse, die möglichst so auszugestal-
ten sind, dass die Machtverhältnisse 

ausgewogen sind, in besonderer Wei-
se geeignet sind, im Feld der wechsel-
seitigen Interessen von Kostenträgern 
und Leistungserbringern gute Kompro-
misse zu finden.

Bislang hat die Praxis die Chancen, 
die das sozialleistungsrechtliche Drei-
ecksverhältnis für die Eingliederungs-
hilfe bietet, nur teilweise genutzt. Die 
Schiedsstellenfähigkeit der Leistungs-
vereinbarung bedeutet eine Verbesse-
rung des Rechtsschutzes in zweierlei 
Hinsicht: Zum einen ist die Schieds-
stelle ein besser geeigneter Spruchkör-
per als die Kammer eines erstinstanz-
lichen Sozialgerichtes, um den Streit 
um Inhalte einer Leistungsvereinba-
rung zu entscheiden. Zum zweiten be-
wirkt die Zuständigkeit der Schiedsstelle 
eine außerordentliche Beschleunigung 
des Verfahrens. Schiedsstellenverfah-
ren werden im Regelfall innerhalb ei-
nes halben Jahres abgeschlossen. Erst-
instanzliche Verfahren in der Sozial-
gerichtsbarkeit dauern sehr viel länger. 
Dazu kommt, dass die Komplexität ei-
nes Verfahrens, das eine Leistungsver-
einbarung zum Gegenstand hat, im Re-
gelfall zu einer Verfahrensdauer von 
mehr als zwei Jahren allein in der ers-
ten Instanz führen wird.49

Die Bundesländer befürchten of-
fenbar gerade diese Verbesserung des 
Rechtsschutzes. Aus der Perspektive des 
Kosteninteresses, das sie auch vertreten, 
erscheint das jedenfalls dann schlüssig, 
wenn man die oben vertretene Auffas-
sung teilt, nach der unzureichende Leis-
tungsvereinbarungen ein Mittel sind, 
mit dem man Kostensteigerungen ef-
fizient entgegenwirken kann.50

Gerade vor dem Hintergrund der 
Enttäuschung, dass das System der pau-
schalen Vergütung für Leistungsspek-
tren beibehalten wird, ist die Schieds-
stellenfähigkeit der Leistungsvereinba-
rungen von großer Bedeutung für die 
Praxis. Sie liegt nicht nur im wohlver-
standenen Interesse der Leistungser-
bringer, sondern vor allem im Interesse 
der Berechtigten selbst. Den Leistungs-
erbringern kommt die Aufgabe zu, die 
Chancen, die in dieser verfahrensrecht-
lichen Verbesserung liegen, zu nutzen.

6. Qualitätssicherung 

Die Qualitätssicherung in der Einglie-
derungshilfe soll von Grund auf anders 
geregelt werden. Darauf kann hier we-
gen des begrenzten Raumes nicht wei-
ter eingegangen werden, aber wegen der 
Bedeutung der Regelungen sollen sie 
nicht unerwähnt bleiben: Die Qualitäts-
sicherungsvereinbarung des § 76 Abs. 3 
SGB XII entfällt und wird durch eine Re-
gelung zu Wirtschaftlichkeits- und Qua-
litätsprüfung ersetzt (§ 128 SGB IX-E). 
Wenn der Leistungserbringer seine ge-
setzlichen oder vertraglichen Verpflich-
tungen nicht einhält, ist die Vergütung 
zu kürzen. Die Vertragsparteien sollen 
über die Kürzung Einvernehmen her-
stellen. Wenn das Einvernehmen nicht 
zustande kommt, ist das Verfahren zur 
Schiedsstelle eröffnet (§ 129 SGB IX-E).

7. Festsetzung der Vergütungs-
pauschale im Rahmenvertrag

Das System der Rahmenverträge wird 
im Wesentlichen beibehalten (§ 131 
SGB IX-E). Rahmenverträge sind auf 
Landesebene auszuhandeln. Wenn sie 
nicht zustande kommen, kann die Lan-
desregierung die Inhalte durch eine 
Rechtsverordnung bestimmen (§ 131 
Abs. 4 SGB IX-E). Neu ist jedoch, dass 
die Rahmenverträge über die bisheri-
gen Inhalte hinaus künftig „die Höhe 
der Leistungspauschalen nach § 125 
Abs. 3 Satz 1“ bestimmen müssen (§ 
131 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX-E). Diese Rege-
lung ist mit der übrigen Ausgestaltung 
des rechtlichen Rahmens für die Aus-
handlung der Vergütung nicht verein-
bar, denn die Höhe der Leistungspau-
schale kann nur entweder zwischen dem 
Leistungserbringer und dem Träger der 
Eingliederungshilfe ausgehandelt und 
gegebenenfalls durch die Schiedsstelle 
festgesetzt oder durch den Rahmenver-
trag bestimmt werden. Die Begründung 
der Bundesregierung enthält zu dieser 
Frage nichts. Dasselbe gilt für die Stel-
lungnahme des Bundesrates.

Der Widerspruch, der darin liegt, 
dass die Leistungspauschalen einerseits 
zwischen den Vertragspartnern der Ver-

gütungsvereinbarung ausgehandelt, an-
dererseits aber durch den Rahmenver-
trag und notfalls eine Landesverord-
nung bestimmt werden sollen, sollte 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
gelöst werden. Diese Lösung kann nur 
darin liegen, dass Vergütungen auszu-
handeln und durch die Schiedsstelle 
zu überprüfen sind. § 131 Abs. 1 Nr. 3 
SGB IX-E sollte daher gestrichen wer-
den. Wenn der Gesetzgeber sich dennoch 
für Leistungspauschalen entscheidet, 
die durch Rahmenverträge bestimmt 
werden, dann müssten zumindest die 
Rahmenverträge selbst auch schieds-
stellenfähig werden.51

iii. zusammenFassung

Das große Problem des Leistungsver-
einbarungsrechtes in der Eingliede-
rungshilfe wird durch das BTHG nicht 
gelöst: Es bleibt beim System der Leis-
tungspauschalen für Gruppen mit ver-
gleichbarem Bedarf mit all seinen ab-
träglichen Folgen, die primär die Leis-
tungsberechtigten, zum Teil aber auch 
die Leistungserbringer treffen. Die viel 
diskutierte Regelung zum Pooling er-
scheint daneben als eine Vorschrift, die 
überwiegend lediglich deklaratorischen 
Charakter hat. Dessen ungeachtet dürf-
te sie eine nicht unerhebliche Signalwir-
kung entfalten. 

Umso wichtiger ist, dass die Leis-
tungsvereinbarungen nun endlich 
schiedsstellenfähig werden. Dies ver-
bessert die Voraussetzungen für das kon-
struktive Miteinander der Leistungser-
bringer und der Träger der Eingliede-
rungshilfe erheblich. 

Mit der eher unscheinbaren Rege-
lung des § 123 Abs. 6 SGB IX-E wird 
der Schritt zu einer echten Sachleistung 
vollzogen. Dies ist folgerichtig und not-
wendig, denn das vom BSG so genann-
te „Sachleistungsverschaffungsprinzip“ 
ist Ausfluss des sozialhilferechtlichen 
Charakters der Eingliederungshilfe, der 
durch die Überführung in das SGB IX 
gerade überwunden werden soll.

Der Widerstand des Bundesrates ge-
gen die Schiedsstellenfähigkeit der Leis-

www.bmas.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/PDF-Meldungen/2016/
bundesteilhabegesetz-entwurf.pdf?__
blob=publicationFile&v=4 (Abfrage 
18.09.2016).
Jaritz/Eicher in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB XII, 2. Aufl. 2014, § 79 SGB XII, Rn. 
19; zur Unterscheidung von öffentlich-
rechtlichen subordinationsrechtlichen, 
Normsetzungs- und Koordinierungsver-
trägen Engelmann in: von Wulffen/Schüt-
ze, SGB X Kommentar, 8. Aufl. 2014, § 53 
Rn. 6 SGB X.
Pattar, Sozialhilferechtliches Dreiecks-
verhältnis – Rechtsbeziehungen zwischen 
Hilfebedürftigen, Sozialhilfeträgern und 
Einrichtungsträgern, Sozialrecht aktuell 
2012, 85–99 mwN.
Zum Fall der Überschneidung vgl. BSG, 
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2

3

4

19.05.2009, B 8 SO 32/07 R; grundle-
gend zum Umfang des Anspruchs BSG, 
02.02.2012, B 8 SO 9/10 R. Im Referen-
tenentwurf für das BSHG war noch ein 
§ 102 Abs. 2 Satz 2 SGB IX vorgesehen, 
durch den die Entscheidung des BSG vom 
19.05.2009 revidiert werden sollte. Danach 
hätte für die Eingliederungshilfe immer 
dann ein Leistungsausschluss gegolten, 
wenn eine Leistung auch als Leistung 
der medizinischen Rehabilitation oder 
als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben qualifiziert werden kann, aber kein 
Anspruch nach dem SGB III, V, VI, VII 
oder einer anderen Vorschrift besteht. 
Im Kabinettsentwurf wurde dieser Satz 
gestrichen. 
Fuchs in: Cramer/Fuchs/Hirsch/Ritz, 
SGB IX Kommentar, 6. Aufl. 2011, § 21, 
Rn. 20 SGB IX; Welti in: Lachwitz/Schell-
horn/Welti (Hg.), SGB IX Kommentar, 
3. Aufl. 2010, § 21, Rn. 20 SGB IX.
Die in diesem Zusammenhang wich-
tigste und wohl oft nicht berücksichtigte 
Vorgabe des § 21 SGB IX, die durch das 
SGB XII weder konkretisiert, noch ver-
drängt wird, ist Abs. 1 Nr. 3 (angemessene 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Teilneh-
mer an der Ausführung der Leistung), 
vgl. Rosenow, Selbstbestimmung in 
Recht und Praxis der Teilhabeleistungen, 
BtPrax 2015, 85-90.
Für die Eingliederungshilfe nach § 35a 
SGB VIII gilt das ausdifferenzierte Leis-
tungsvereinbarungsrecht der §§ 78a ff. 
SGB VIII nur, wenn es sich um teilstatio-
näre oder stationäre Leistungen handelt; 
ansonsten gilt § 77 SGB VIII.
SG Freiburg, 21.01.2016, S 12 SO 1791/14 
(nicht rechtskräftig).
BVerwG, 30.09.1993, 5 C 41/91, Rz. 11; 
Neumann in: Hauck/Noftz, SGB, 11/15, 
§ 75 SGB XII, Rn. 21; s.a. Fn 9.
aA Jaritz/Eicher in: Schlegel/Voelzke, 
jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, § 75 
SGB XII, Rn. 87: „Aufgrund des darge-
stellten inhaltlichen und denklogischen 
Zusammenhangs zwischen Leistungs- 
und Vergütungsvereinbarung sind die 
Vorschriften des sozialhilferechtlichen 
Leistungserbringungsrechts, die allein an 
die Vergütungsvereinbarung anknüpfen, 
im Rahmen einer system- und verfas-
sungskonformen Auslegung in ihrem 
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tungsvereinbarung und gegen § 123 
Abs. 6 SGB IX-E weist darauf hin, dass 
die Entlassung der Eingliederungshil-
fe aus dem Fürsorgesystem der Sozial-
hilfe ein Projekt ist, das noch nicht die 
breite Unterstützung der Bundeslän-
der hat, die es an und für sich verdient.

Eine ebenfalls eher unscheinbare, 
aber im Interesse der Betroffenen durch-
aus bedeutsame Änderung liegt in der 
Verpflichtung, die Inhalte der Leistungs-
vereinbarungen den Leistungsberechtig-
ten zugänglich zu machen (§ 123 Abs. 2 
Satz 3 SGB IX-E). Auch diese Vorschrift 
kann Signalwirkung entfalten. Insbe-
sondere ist sie geeignet, das Bewusst-
sein für die besondere Bedeutung der 
Leistungsvereinbarungen für die Inter-
essen der Betroffenen zu stärken.

Die Vorschrift schließlich, nach der 
die Rahmenverträge die Leistungspau-
schalen bestimmen sollen (§ 131 Abs. 1 
Nr. 3 SGB IX), ist im Kontext des so-
zialleistungsrechtlichen Dreiecksver-
hältnisses der Eingliederungshilfe in-
konsistent. Es ist zu hoffen, dass diese 
Vorschrift noch gestrichen wird. Wenn 
es dennoch bei der Regelung bleibt, 
dann müssen die Rahmenverträge selbst 
schiedsstellenfähig werden, weil sonst 
die Situation eintreten kann, dass Ver-
gütungen nicht mehr verhandelt, son-
dern von den Ländern durch Verord-
nung bestimmt werden.



rechtSprechunG rechtSprechunG

RP Reha  4/2016 2928

Anwendungsbereich auf die Leistungsver-
einbarung zu erstrecken.“
LSG Stuttgart, 13.07.2006, L 7 SO 1902/06 
ER-B.
z.B. 3 Jahre und 8 Monate trotz erfolg-
reicher Inanspruchnahme einstweiligen 
Rechtsschutzes, s. Tatbestand in LSG 
Mainz, 28.01.2016, L 1 SO 62/15 KL 
(nicht rechtskräftig), Aufforderung zur 
Verhandlung 27.07.2011, Schiedsstellen-
entscheidung über die Vergütungsverein-
barung 04.03.2015.
aA Jaritz/Eicher: Eine Leistungsverein-
barung, die die Mindestbestandteile 
nicht umfasst, soll gem. § 134 BGB 
nichtig sein. (Jaritz/Eicher in: Schlegel/
Voelzke, jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, 
§ 76 SGB XII, Rn. 55) Das würde aber 
voraussetzen, dass § 76 Abs. 1 SGB XII 
als gesetzliches Verbot auszulegen ist, 
was zweifelhaft erscheint (vgl. Palandt, 
74. Aufl., § 134 Rn 2 f.). Außerdem greift 
die Rechtsfolge des § 134 BGB i.d.R. 
erst dann, wenn beide Vertragsparteien 
Adressaten des gesetzlichen Verbots sind 
(Palandt, 74. Aufl., § 134, Rn. 9 mwN). 
Wenn man § 76 Abs. 1 SGB XII als gesetz-
liches Verbot auslegen wollte, könnte es 
sich allenfalls gegen den Sozialhilfeträger 
richten, nicht aber die Vertragsfreiheit des 
Leistungserbringers einschränken. Die 
Frage, ob eine Leistungsvereinbarung, die 
die Mindestbestandteile nicht alle umfasst, 
unwirksam ist, ist beim BSG unter dem 
AZ B 8 SO 10/16 R anhängig. 
Zusammenfassend mit Bezugnahme auch 
auf korrespondieren Rechtsprechung des 
BGH dargestellt in Jaritz/Eicher in: Schle-
gel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 
2014, § 75 SGB XII, Rn. 30 bis 63 mwN.
BSG, 28.10.2008, B 8 SO 22/07 R, Rn. 21; 
Vorholz sieht in der Rechtsprechung des 
BSG eine neue Einordnung der Einglie-
derungshilfe als Sachleistung, die wegen 
des Vorrangs der Geldleistung, § 10 Abs. 3 
SGB XII, unzulässig sei. Eingliederungs-
hilfe sei daher als Geldleistung zu werten; 
Vorholz,Die Rechtsprechung des Bundes-
sozialgerichts im Sozialhilferecht – eine 
Kritik aus Sicht der Praxis, in: Deutscher 
Sozialgerichtstag e.V. (Hg.), Sozialrecht als 
Menschenrecht, Stuttgart 2011, 127–152 
<138> Tatsächlich aber wird bereits seit 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des 
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Sozialhilferechts vom 23.07.1996 und der 
damit verbundenen Reform des Leis-
tungsvereinbarungsrechts die Auffassung 
vertreten, dass Eingliederungshilfe als 
Sachleistung gewährt werde; Schellhorn/
Jirasek /Seipp, BSHG Kommentar, 15. 
Aufl. 1997, § 93, Rn. 10 BSHG. Möglicher-
weise geht es in der Diskussion eigentlich 
um die Frage der Beteiligung des Bundes 
an den Kosten, vgl. Art. 104a Abs. 3 GG.
Daher sollen für Streitigkeiten, die die 
Höhe des geschuldeten Entgeltes betreffen, 
die Zivilgerichte zuständig sein; Eicher, 
Der Zahlungsanspruch des Leistungser-
bringers im Sozialhilferecht, SGb 2013, 
127–131.
BGH, 07.05.2015, III ZR 304/14.
Dillmann: Montesquieu, Habermas, 
Shakespeare & Co – Versuch einer Analy-
se der neuen Rechtsprechung des Bundes-
sozialgerichts zur Sozialhilfe in: Deutscher 
Sozialgerichtstag e.V. (Hg.): Sozialrecht als 
Menschenrecht, Stuttgart 2011, 101–125 
<121>; vgl. a. Vorholz aaO.
Also als Leistung ohne Rechtsgrund, 
durch die der Begünstigte der Leistung 
ungerechtfertigt bereichert sein könnte 
(§ 812 BGB).
Vertragsschluss über den Besuch einer 
Förder- und Betreuungsgruppe i.S.v § 136 
SGB IX ohne schriftlichen Vertrag ver-
neint: LSG Stuttgart, 04.12.2014, L 7 SO 
135/11, Revision durch das BSG zugelas-
sen, anhängig unter B 8 SO 19/15 R.
Jaritz/Eicher in: Schlegel/Voelzke, 
jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, § 75 
SGB XII, Rn. 200.
vgl. Murswiek in: Sachs(Hg.), GG Kom-
mentar, 5. Aufl. 2009, Art. 2, Rn. 55–55c 
GG.
Das wird am Beispiel des Urteil des 
vom BSG vom 25.09.2014, B 8 SO 8/13 
R, besonders deutlich; vgl. auch BSG, 
02.02.2010, B 8 SO 20/08 R; LSG Stuttgart, 
20.11.2013, L 7 SO 1394/11.
Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
München 2011, S. 44 Rn. 13. 
Bis zum 21.07.2009 war die Bildung von 
Hilfebedarfsgruppen obligatorisch. Durch 
das Gesetz zur Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch, zur Errichtung 
einer Versorgungsausgleichskasse und an-
derer Gesetze vom 15.07.2009 wurde die 
Regelung durch eine Kann-Bestimmung 
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ersetzt.
vgl. Jaritz/Eicher in: Schlegel/Voelzke, 
jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, § 76 
SGB XII, Rn. 48–52.
Das Fehlen oder der Wegfall einer Leis-
tungsvereinbarung bewirkt, dass auch die 
Vergütungsvereinbarung ihre Gültigkeit 
verliert; SG Augsburg, 18.08.2006, S 15 
SO 96/06 ER. 
Das Gesetz lässt andere Leistungsver-
einbarungen, die etwa Module, die im 
Einzelfall zusammengestellt und bewilligt 
werden können, zu. Davon wird in einigen 
Bundesländern im Bereich ambulanter 
Leistungen Gebrauch gemacht, zB durch 
die Vereinbarung von Fachleistungs-
stunden, die individuell bemessen und 
bewilligt werden. Beispielhaft ist die 
Leistungsvereinbarungspraxis des Land-
schaftsverbandes Rheinland, die im ambu-
lanten Bereich gute Rahmenbedingungen 
für individualisierte Leistungen schafft. 
BSG, 25.09.2014, B 8 SO 8/13 R.
Die Frage z.B., ob in einer Einrichtung für 
schwer mehrfach behinderte Menschen 
am Wochenende tagestrukturierende 
Maßnahmen stattfinden, oder ob sich die 
Versorgung auf da pflegerisch Erforderli-
che beschränkt, ist eine normative Frage.
 ZT wird vertreten, dass eine Konkre-
tisierung des Leistungsanspruchs des 
Berechtigten durch Hilfeplan erfolgen soll. 
Hier ist nicht der Raum, um ausführlich 
auf dieses Argument eingehen zu können. 
Schon de facto werden Leistungen in 
Hilfeplänen jedoch allenfalls in seltenen 
Ausnahmen so beschrieben, dass ein 
definierter Anspruch erwüchse; vgl. auch 
Niediek, Bedarfsermittlung im Feld von 
Macht und Wissen, RP-Reha 1/2015, 5–11.
In Baden-Württemberg beschränken sich 
die meisten Leistungsvereinbarungen da-
rauf, auf die im Rahmenvertrag gelisteten 
Leistungstypen zu verweisen. Die Leis-
tungstypen verfehlen die Mindestbestand-
teile jedoch ebenfalls. Aus zivilrechtlicher 
Perspektive liegt es nahe, hier an kollusives 
Zusammenwirken der Sozialhilfeträger 
und der Einrichtungen zu Lasten der 
Berechtigten zu denken. 
BSG, 25.09.2014, B 8 SO 8/13 R; vgl. auch 
LSG Stuttgart, 04.12.2014, L 7 SO 135/11, 
Revision durch das BSG zugelassen und 
unter B 8 SO 19/15 R anhängig; LSG Stutt-
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gart, 25.06.2015, L 7 SO 1447/11, Revision 
durch das BSG zugelassen und unter B 8 
SO 10/16 R anhängig.
Man kann mit guten Gründen einwen-
den, dass die Auslegung insbesondere des 
Rahmenvertrages, die der Sozialhilfesenat 
des BSG hier vorgenommen hat, nicht 
überzeuge. Unter der derzeitigen Judi-
katur wäre dieses Argument aber als nur 
wissenschaftliches, nicht als praktisches 
tragfähig.
Grundlegend s. Cremer /Goldschmidt/
Höfer, Soziale Dienstleistungen. Ökono-
mie, Recht, Politik, Tübingen 2013, 
S. 116–140.
Die Reformpläne des BMFSFJ zum 
SGB VIII zeigen, dass das nicht selbstver-
ständlich ist: Das BMFSFJ plant zurzeit, 
den Jugendämtern die Möglichkeit einzu-
räumen, alle Leistungen der Jugendhilfe 
in das kommunale Beschaffungswesen 
zu überführen und nach Vergaberecht 
auszuschreiben; zum aktuellen Stand s. 
http://kijup-sgbviii-reform.de/ (Abfrage 
26.09.2016).
Art. 1 BTHG fasst das SGB IX vollständig 
neu. Die neuen Vorschriften werden hier 
zitiert als „SGB IX-E“ für SGB IX-Ent-
wurf.
Inkonsistent ist in diesem Zusammen-
hang allerdings die Regelung des § 137 
Abs. 3 SGB IX-E, durch die das bisherige 
Bruttoprinzip (§ 92 SGB XII) durch ein 
Nettoprinzip ersetzt wird. Der Träger der 
Eingliederungshilfe müsste im Fall des 
Streites um die Höhe der Vergütung wohl 
dann vor dem Zivilgericht klagen, wenn 
der Berechtigte einen Teil der Aufwendun-
gen selbst zu erbringen hat, und dann vor 
dem Sozialgericht, wenn mindestens ein 
Teil des streitigen Betrages durch den Trä-
ger der Eingliederungshilfe zu zahlen ist.
BR Drucksache 428/16 vom 23.09.2016, 
S. 46. Die Fachverbände begrüßen die 
Regelung; Die Fachverbände für Men-
schen mit Behinderung: Stellungnahme 
der Fachverbände zum Entwurf der 
Bundesregierung für ein Gesetz zur 
Stärkung der Teilhabe und Selbstbestim-
mung von Menschen mit Behinderungen, 
http://www.diefachverbaende.de/files/
stellungnahmen/2016-09-12_KFV_Stel-
lungnahme_BTHG_RegE.pdf, Abfrage am 
25.09.2016; S. 91.
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LSG Chemnitz, 10.06.2015, L 8 SO 58/14 
KL; LSG Potsdam, 30.09.2015, L 15 SO 
308/14 KL; LSG München, 24.11.2011, 
L 8 SO 135/10 KL; einschränkend: BSG, 
07.10.2015, B 8 SO 21/14 R (externer Ver-
gleich ist zulässig, aber die Schiedsstelle ist 
nicht dazu verpflichtet).
LSG Mainz, 28.01.2016, L 1 SO 62/15 KL 
(nicht rechtskräftig).
BSG, 07.10.2015, B 8 SO 21/14 R.
vgl. Köbl, Ursula/Brünner, Frank (Hg.): 
Abschied von der Objektfinanzierung? Die 
Finanzierung der Investitionskosten von 
Einrichtungen nach SGB XI und BSHG, 
Baden-Baden 2004.
§ 76 Abs. 2 Satz 2 SGB XII.
Die Fachverbände aaO, S. 76; die Stel-
lungnahmen der Verbände werden hier 
nicht im Einzelnen zitiert. Sie stehen unter 
http://www.gemeinsam-einfach-machen.
de/GEM/DE/AS/Bundesteilhabegesetz/
Stellungnahmen_BTHG/Stellungnah-
men_node.html zur Verfügung (Abfrage 
01.10.2016).
Jaritz und Eicher vertreten als einzige und 
gegen den Wortlaut der geltenden Rege-
lungen, dass das auch jetzt schon gelte; 
Jaritz/Eicher in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB XII, 2. Aufl. 2014, § 77 SGB XII, Rn. 
122. Ihnen ist insoweit zuzustimmen, als 
die Schiedsstellenfähigkeit der Leistungs-
vereinbarung systematisch schlüssig wäre.
Bundesrat: BR Drucksache 428/16 vom 
23.09.2016, S. 2. 
Die Fachverbände für Menschen mit 
Behinderung, Stellungnahme der Fachver-
bände zum Entwurf der Bundesregierung 
für ein Gesetz zur Stärkung der Teilhabe 
und Selbstbestimmung von Menschen mit 
Behinderungen, www.diefachverbaende.
de/files/stellungnahmen/2016-09-12_
KFV_Stellungnahme_BTHG_RegE.pdf, 
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Abfrage am 25.09.2016, S. 97.
2015 betrug bereits die durchschnittliche 
Dauer erstinstanzlicher Klageverfahren, 
die durch Urteil entschieden werden, 
24,4 Monate; Statistisches Bundesamt, 
Rechtspflege Sozialgerichte. Fachserie 
10 Reihe 2.7, Wiesbaden 2016, www.
destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/
Rechtspflege/GerichtePersonal/Sozialge-
richte2100270157004.pdf;jsessionid=F
150FD6695CC82EB8D2207CD31BA92
AD.cae3?__blob=publicationFile, , S. 24 
(Abfrage 03.10.2016).
Die Länder fordern darüber hinaus eine 
Regelung, nach der sie Leistungsvereinba-
rungen ohne besonderen Grund kündigen 
können; BR Drucksache 428/16 vom 
23.09.2016, S. 53. Der Entwurf sieht dage-
gen vor, dass nur in bestimmten Fällen die 
Kündigung zulässig ist (§ 130 SGB IX-E). 
Die Forderung der Länder ist bereits in 
sich nicht schlüssig, weil eine Kündigung 
keinen Sinn ergibt, wenn ein Rechtsan-
spruch auf Abschluss einer Leistungsver-
einbarung besteht. Dieser Rechtsanspruch 
ist ein integraler Bestandteil des leistungs-
vereinbarungsrechtlichen Dreiecksverhält-
nisses in der Eingliederungshilfe.
Im SGB XI gilt das seit langem, § 75 Abs. 4 
SGB XI. Natürlich ist die Schiedsstellenfä-
higkeit der Rahmenverträge auch ohne die 
Regelung des § 131 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX-E 
sinnvoll und wünschenswert.
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RechtspRechungsüBeRsicht

SoziALrecht

Versagung sozialgerichtlichen 
Eilrechtsschutzes bzgl. der Erhö-
hung eines Persönlichen Budgets 
verletzt Rechtsschutzanspruch des 
Betroffenen 
Bundesverfassungsgericht, Beschluss 
vom 12.09.2016 – 1 BvR 1630/16

Orientierungssatz
1. Art 19 Abs. 4 S. 1 GG gewährleistet 

auch die Effektivität des Rechtsschut-
zes (vgl. BVerfG, 19.06.1973, 1 BvL 
39/69, BVerfGE 35, 263 <274>). Ins-
besondere im Eilverfahren muss ge-
richtlicher Rechtsschutz so weit wie 
möglich der Schaffung vollendeter, 
irreparabler Tatsachen zuvorkom-
men (vgl. BVerfG, 24.04.1974, 2 BvR 
236/74, BVerfGE 37, 150 <153>). Da-
her dürfen etwa die Anforderungen 
an das Vorliegen eines Anordnungs-
grundes nicht überspannt werden 
(BVerfG, 16.05.1995, 1 BvR 1087/91, 
BVerfGE 93, 1<15>; vgl. auch BVerfG, 
28.09.2009, 1 BvR 1702/09, BVerfGK 
16, 233 <243>).

2. Steht die Höhe eines Persönliches 
Budgets (§ 17 SGB IX, § 57 SGB XII) 
in Streit, so muss das Fachgericht bei 
der Prüfung des Anordnungsgrun-
des entscheidend auf die gegenwär-
tige Situation des Bedürftigen abstel-
len. Umstände aus der Vergangenheit 
darf es nur insoweit heranziehen, als 
sie eindeutige Erkenntnisse über die 
gegenwärtige Lage ermöglichen (vgl. 
BVerfG, 06.08.2014, 1 BvR 1453/12). 
Hat der Betroffene dargelegt, dass 
seine finanziellen Kapazitäten voll-
ständig ausgeschöpft sind, kann die 
Eilbedürftigkeit nicht mit Hinweis 
auf die Erfüllung der finanziellen 
Verpflichtung über einen längeren 
Zeitraum in der Vergangenheit ver-
neint werden.

3. Hier: Verletzung des Anspruchs auf 
effektiven Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 
S. 1 GG). Die Fachgerichte durften 
mit Blick auf die Darlegungen des Be-
schwerdeführers zu seiner aktuellen 
finanziellen Lage die Eilbedürftigkeit 
nicht unter Hinweis auf seine bishe-
rige Leistungsfähigkeit verneinen.

Barrierefreie Zugänglich-
machung von Bescheiden und 
Urteilen
sächsisches landessozialgericht, 
urteil vom 16.03.2016 – l 8 so 10/14

Leitsatz
1. Ein blinder oder sehbehinderter 

Mensch kann auch außerhalb des Gel-
tungsbereichs von § 4 Abs. 2 Zugäng-
lichmachungsverordnung (ZMV), § 8 
Abs. 2 Sächsisches Integrationsgesetz 
(SächsIntegrG) die barrierefreie Zu-
gänglichmachung von Bescheiden be-
anspruchen und ist hierauf in einer für 
ihn wahrnehmbaren Form hinzuwei-
sen. Unterbleibt ein solcher Hinweis, 
kommt bei Versäumung der Wider-
spruchsfrist eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand in Betracht.

2. Die vermieterseitige Kündigung 
der bisherigen Wohnung macht den 
Umzug in eine andere Wohnung 
selbst dann i.S.d. § 35 Abs. 2 Satz 6 
SGB XII notwendig, wenn die Kün-
digung durch mietvertragswidriges 
Verhalten des Hilfebedürftigen ver-
ursacht worden ist. 

3. Beansprucht eine Person, der kei-
ne laufenden Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts zustehen, 
vom Sozialhilfeträger die Übernah-
me von Umzugskosten, darf bei der 
Ermittlung ihrer Hilfebedürftigkeit 
entsprechend der Wertung des § 31 
Abs. 2 Satz 2 SGB XII Einkommen 
von bis zu sieben Monaten berück-
sichtigt werden. 

Anspruch eines Heimes auf 
Abschluss eines Versorgungs-
vertrages mit Pflegekassen
landessozialgericht niedersachsen­
Bremen, urteil vom 17.09.2015 – l 15 
p 36/12

Leitsatz
Eine Einrichtung, von der behinderte 
Menschen mit einer Pflegestufe nur im 
erwerbsfähigen Alter aufgenommen und 
in Ermangelung hauseigener Angebote 
für die Strukturierung des Tages regel-
mäßig für sieben bis acht Stunden werk-
täglich in eine Werkstatt für Behinderte 
gebracht werden, hat keinen Anspruch 
auf Abschluss eines Versorgungsvertra-
ges für die vollstationäre Pflege.

Fahrtkosten für einen Behinder-
tenfahrdienst für Recherchen für 
eine Promotion – Leistungspflicht 
der Bundesagentur für Arbeit
Bundessozialgericht, urteil vom 
24.02.2016 – B 8 so 18/14 R

Leitsatz
Die Pflicht zur umfassenden Prüfung 
eines Rehabilitationsantrags nach allen 
in Betracht kommenden Leistungsgeset-
zen gilt auch in einem der eigentlichen 
Leistungsbewilligung vorgeschalteten 
Verfahren der Zusicherung bzw. wenn 
das Ziel der Leistung auf den Beitritt zu 
einer Schuld gerichtet ist.

Orientierungssatz
1. Die Ablehnung des Begehrens des 

Klägers auf Erteilung einer Zusiche-
rung (§ 34 Abs. 1 S. 1 SGB X) der 
Übernahme wöchentlicher Fahrt-
kosten durch einen Behinderten-
fahrdienst oder auf Beitritt zu einer 
künftigen Schuld gegenüber dem Be-
hindertenfahrdienst hat sich vorlie-
gend dadurch erledigt (§ 39 Abs. 2 
SGB X), dass der Kläger die Fahrten 

mit einem nach dem Ablehnungsbe-
scheid angeschafften Pkw durchge-
führt hat. 

2. Die für die Nutzung des Pkw angefal-
lenen Kosten könnte der Kläger zwar 
nach § 15 Abs. 1 S. 4 Alt 2 SGB IX 
geltend machen; insoweit handelt es 
sich jedoch um einen anderen Streit-
gegenstand. 

3. Statthaft ist deshalb nunmehr allein 
eine Feststellung der Rechtswidrig-
keit der ablehnenden Entscheidung 
im Wege der Fortsetzungsfeststel-
lungsklage (§ 131 Abs. 1 S. 3 SGG).

4. Die Zuständigkeit des erstangegan-
genen Rehabilitationsträgers für die 
Leistungserbringung im Außenver-
hältnis bei Nichtweiterleitung des Re-
habilitationsantrags ändert nichts an 
der Notwendigkeit einer Beiladung 
des eigentlich zuständigen Leistungs-
trägers nach § 75 Abs. 2 Alt 1 SGG. 

5. Als Rechtsgrundlage für einen An-
spruch auf Leistungen der Teilhabe 
am Arbeitsleben kommen vorliegend 
vorrangig die §§ 97, 98 Abs. 1 Nr. 2 
i.V.m. den §§ 102 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 103 
S. 1 Nr. 3 SGB III in der bis 31.3.2012 
geltenden Fassung in Betracht.

ArBeitSrecht

Entschädigung nach dem AGG – 
Präventionsverfahren 
Bundesarbeitsgericht, urteil vom 
21.04.2016 – 8 azR 402/14

Leitsatz
1. Das Präventionsverfahren nach § 84 

Abs. 1 SGB IX ist keine angemessene 
Vorkehrung i.S.v. Art. 5 der Richtlinie 
2000/78/EG sowie von Art. 27 Abs. 1 
S. 2 Buchst. i i.V.m. Art. 2 Unterabs. 3 
und Unterabs. 4 der UN-BRK.

2. Der Arbeitgeber ist nicht verpflich-
tet, innerhalb der Wartezeit nach § 1 

Abs. 1 KSchG ein Präventionsverfah-
ren nach § 84 Abs. 1 SGB IX durch-
zuführen.
 

Mitbestimmung beim betrieb-
lichen Eingliederungsmanagement 
Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 
22.03.2016 – 1 aBR 14/14

Leitsatz
1. Durch einen Spruch der Einigungs-

stelle kann das Verfahren nach § 84 
Abs. 2 S. 1 SGB IX über die Klärung 
von Möglichkeiten, eine bestehende 
Arbeitsunfähigkeit zu überwinden, 
erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzu-
beugen und eine möglichst dauerhafte 
Fortsetzung des Beschäftigungsver-
hältnisses zu fördern, nicht auf ein 
Gremium übertragen werden, das aus 
Mitgliedern besteht, die Arbeitgeber 
und Betriebsrat jeweils benennen.

2. Die Beteiligung des Betriebsrats 
an dem Klärungsprozess nach § 84 
Abs. 2 S. 1 SGB IX setzt das Einver-
ständnis des betroffenen Arbeitneh-
mers voraus. Dieser ist im Rahmen 
der Unterrichtung nach § 84 Abs. 2 
S. 3 SGB IX darauf hinzuweisen, dass 
von der Beteiligung des Betriebsrats 
abgesehen werden kann.

BetreuunGSrecht

Beschränkung ärztlicher 
Zwangsbehandlung auf unterge-
brachte Betreute nicht vereinbar 
mit staatlicher Schutzpflicht 
Bundesverfassungsgericht,  Beschluss 
vom 26.07.2016 – 1 Bvl 8/15

Leitsatz
1. Aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG folgt die 

Schutzpflicht des Staates, für nicht 
einsichtsfähige Betreute bei drohen-
den erheblichen gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen unter strengen 
Voraussetzungen eine ärztliche Be-
handlung als letztes Mittel auch gegen 
ihren natürlichen Willen vorzusehen. 

2. a) Im Verfahren nach Art. 100 Abs. 1 
GG kann Vorlagegegenstand auch 
eine Norm sein, bei der das Gericht 
eine Ausgestaltung vermisst, die nach 
dessen plausibel begründeter Über-
zeugung durch eine konkrete ver-
fassungsrechtliche Schutzpflicht ge-
boten ist.  
b) Besteht ein gewichtiges objektives 
Bedürfnis an der Klärung einer durch 
eine Vorlage aufgeworfenen Verfas-
sungsrechtsfrage, kann die Vorlage 
trotz Erledigung des Ausgangsver-
fahrens durch den Tod eines Haupt-
beteiligten zulässig bleiben. 

heiMrecht

Unzulässigkeit einer Beitritts-
erklärung als Anlage zum Heim-
vertrag 
Bundesgerichtshof, urteil vom 
21.05.2015 – iii zR 263/14

Leitsatz
Überlässt der Betreiber eines Senio-
renheims interessierten Pflegegästen 
oder Dritten im Zusammenhang mit 
dem Abschluss eines Wohn- und Be-
treuungsvertrags als Anlage zu einem 
vorformulierten Vertragsentwurf eine 
„Beitrittserklärung“, in der sich ein 
Dritter als Beitretender verpflichtet, 
selbstständig und neben dem Pflege-
gast für dessen Verpflichtungen aus 
dem Vertrag aufzukommen, liegt hier-
in eine Zuwiderhandlung gegen § 14 
Abs. 1 Satz 1 WBVG i.S.v. § 2 Abs. 1 S. 
1, Abs. 2 Nr. 10 Unterlassungsklagen-
gesetz (UKlaG), wenn der Beitritt des 
Dritten im Wohn- und Betreuungsver-
trag nicht vereinbart ist.
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gesetz des guten Willens?  
Alfons Adam von der Daimler AG über das neue Schwerbehindertenrecht 

RP-Reha: Die Stärkung des inklusiven 
Arbeitsmarktes wird von der Bundes-
regierung im Koalitionsvertrag als aus-
drückliches Ziel benannt. Hierzu ge-
hört die „Anerkennung und Stärkung 
des ehrenamtlichen Engagements der 
Schwerbehindertenvertretungen“. Das 
Bundesteilhabegesetz ist das wesent-
liche Instrument zur Umsetzung die-
ses Ziels. Halten Sie die vorgesehenen 
Regelungen insgesamt für geeignet?

Adam: So wie die Regelungen jetzt im 
Gesetzentwurf stehen, halte ich sie nicht 
für geeignet. Wesentliche Forderungen 
wurden nicht aufgegriffen. Allem voran 
fehlt es an Rechtsverbindlichkeit und den 
Akteuren damit an Rechtssicherheit. Die 
SBV hat faktisch keine Möglichkeiten, 
ihre Rechte durchzusetzen und ist auf 
den guten Willen des Arbeitgebers an-
gewiesen, das betrifft insbesondere die 
Pflicht der Arbeitgeber zur Unterrich-
tung und Anhörung der SBV. 

RP-Reha: Sie haben es bereits ange-
sprochen, in den derzeitigen Rege-
lungen im SGB IX sowie auch im Re-
gierungsentwurf des BTHG (SGB IX-
E) heißt es „Der Arbeitgeber hat die 
Schwerbehindertenvertretung in al-
len Angelegenheiten, die einen einzel-

nen oder die schwerbehinderten Men-
schen als Gruppe berühren, unverzüg-
lich und umfassend zu unterrichten 
und vor einer Entscheidung anzuhö-
ren; er hat ihr die getroffene Entschei-
dung unverzüglich mitzuteilen.“ Aus 
der Praxis wird berichtet, dass dies 
vielfach, obwohl schon heute gelten-
des Recht, nicht geschieht und daher 
gefordert, unterlassene Anhörungen 
und Informationen zu sanktionieren. 
Wie steht es mit der Umsetzung die-
ser Forderung im BTHG?

Adam: Genau das ist das wesentliche 
Problem, Fehlverhalten von Arbeitge-
bern wird bislang nicht sanktioniert und 
wird es auch im BTHG nicht! Das heißt, 
verstößt ein Arbeitgeber gegen die ge-
nannte Vorgabe, hat dies praktisch kei-
ne Folgen. Die SBV hat damit entweder 
Glück, weil sie in einem Betrieb tätig 
ist, in dem der Arbeitgeber gewillt ist, 
die SBV einzubeziehen oder sie hat ein 
Problem. Insbesondere bei kleinen Be-
trieben finden wir diese Situation häu-
fig. Die nehmen gerade mal ihren Be-
triebsrat wahr und auch das nur, weil 
man ein gut ausgestaltetes Betriebsver-
fassungsgesetz (BetrVG) hat. Mit den 
jetzigen Regelungen im Schwerbehin-
dertenrecht stehen dem Missbrauch da-

her Tür und Tor offen. Zwar gibt es die 
Möglichkeit, sich bei einem Verstoß bei 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) zu 
beschweren, aber man kann sich viel-
leicht vorstellen, was das für das Ver-
trauensverhältnis zwischen Arbeitgeber 
und der SBV als Arbeitnehmervertre-
tung bedeutet. Hinzukommt, dass re-
gelmäßig über diesen Weg nicht die ge-
wünschten Ergebnisse erzielt werden.
 
RP-Reha: Was wäre Ihrer Meinung 
nach geeigneter als der Weg zur BA?

Adam: Auch hier ist man wieder bei der 
Rechtsverbindlichkeit. Die Regelungen 
müssen zunächst einmal so ausgestaltet 
sein, dass von Anfang an klar ist, dass 
sie verbindlich sind. Für den Fall, dass 
Arbeitgeber es dennoch unterlassen, 
die SBV anzuhören und zu informie-
ren, braucht es eine Stelle, die bei Mei-
nungsstreitigkeiten vermittelt. Hier bie-
tet sich aus meiner Sicht das Integrati-
onsamt an. Und, wenn auch das nichts 
hilft, muss der Klageweg offen stehen. 

RP-Reha: In seinen Änderungsanträ-
gen zum BTHG greift der Bundesrat 
diese Problematik auf und forderte 
eine wirksame Sanktion für die Ver-
letzung von Beteiligungsrechten. Die-

Alfons Adam, Gesamtvertrauensperson der schwerbehinderten Menschen (GSBV) der Daimler AG, nimmt 
im interview Stellung zu zentralen Fragen des neuen Schwerbehindertenrechts im geplanten Bundesteil­
habegesetz (BthG). Das hauptproblem sieht er in der nach wie vor fehlenden rechtsverbindlichkeit und 
den fehlenden Mitteln zur rechtsdurchsetzung. Dies betreffe insbesondere Sanktionierungsmöglichkeiten 
bei Missachtung der gesetzlich vorgesehenen Anhörungs­ und informationsrechte der Schwerbehinderten­
vertretung (SBV). hoch problematisch seien zudem die unpräzise ausgestalteten inklusionsvereinbarungen 
sowie die fehlenden Qualifizierungsansprüche für alle Stellvertreterinnen. Als positiv bewertet Adam die 
geplante herabsetzung der Schwellenwerte zur Freistellung der SBV und die geplanten Bürokräfte. insge­
samt sei das entworfene BthG jedoch ein Gesetz, das auf den guten willen des Arbeitgebers angewiesen 
sein wird. um inklusion tatsächlich zu erreichen, brauche es ein Miteinander aller beteiligten Akteure und 
notfalls effektive rechtsmittel bei der Missachtung gesetzlicher Vorgaben.

se solle aber unterhalb eines aktiven 
„Vetorechts“ für die Schwerbehinder-
tenvertretungen bleiben. Wie bewer-
ten Sie diesen Vorschlag?

Adam: Mit diesem Anliegen hat uns der 
Bundesrat sogar geholfen. Die SBVen 
fordern kein Mitbestimmungsrecht, das 
ist beim Betriebsrat genau richtig ange-
siedelt. Was wir wollen ist, dass die SBV 
nicht einfach übergangen wird! Hier 
muss es eine Anhörungsverpflichtung 
geben und, wie oben beschrieben, ge-
eignete Maßnahmen, wenn diese miss-
achtet wird. Zu Beginn haben wir hier 
eine „Unwirksamkeitsklausel“ gefor-
dert, das war einigen zu hart formuliert. 
Mittlerweile fordern wir eine „Beteili-
gungsverpflichtung“. 

RP-Reha: Im Rahmen des BTHG soll 
die Grenze zur Freistellung der Schwer-
behindertenvertretung von 200 (sie-
he § 96 Abs. 4 SGB IX) auf 100 (§ 179 
Abs. 4 SGB IX-E) herabgesetzt wer-
den. Wie schätzen Sie die praktische 
Wirkung ein?

Adam: Das finde ich gut! Die Regelung 
ist so, wie sie ist, genau richtig und ent-
spricht langjährigen Forderungen, die 
die behindertenpolitischen Sprecher ge-
meinsam gestellt haben. 

RP-Reha: In seinen Änderungsanträ-
gen zum BTHG lehnt der Bundesrat 
die Herabsetzung der Grenze für die 
Freistellung ab und begründet dies mit 
erheblichen Kosten, die den Arbeitge-
bern insbesondere aufgrund zusätz-
lich benötigten Personals entstehen 
würden. Wie bewerten Sie diese Ar-
gumentation?

Adam: Das halte ich in keiner Weise für 
überzeugend. Und ich bin mir sicher, 
dass die Freistellung der SBV nicht zu 
teuer wird. Wenn man überlegt, wel-
che Betriebe mit welcher Betriebsgrö-
ße dies trifft, dann sind es diejenigen, 
die 3000 bis 4000 Beschäftigte haben 
und in denen bereits 10 Betriebsrats-
mitglieder freigestellt sind. Wenn sol-
che Betriebe sich die Freistellung einer 

SBV nicht leisten können, dann muss 
man sich fragen, ob sie überhaupt über-
lebensfähig sind. Meiner Meinung nach 
zeigt sich hier die Angst der Arbeitge-
ber vor der SBV, die natürlich völlig un-
begründet ist. Letztlich braucht der Ar-
beitgeber Berater, die über den Nutzen 
der SBV aufklären und mit verbreiteten 
Klischees aufräumen. Leider erlebt man 
immer wieder, dass auch durch Perso-
nen in hohen Positionen, z.B. im Minis-
terium, aus verschiedensten Gründen, 
Ängste geschürt werden, anstatt Vor-
teile aufzuzeigen. Und auch hier kann 
ich nur wiederholen, es muss klare Ver-
pflichtungen und Regelungen für Ar-
beitgeber geben, gerade auch für klei-
ne und mittlere Unternehmen. 

RP-Reha: Die Thematik Verpflich-
tungen für Arbeitgeber ist auch im 
Zusammenhang mit der Reform des 
Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BGG) auf starke Kritik gestoßen, da 
man hier ein wesentliches Anliegen, 
die Verpflichtung Privater und da-
mit auch der Arbeitgeber zu Barrie-
refreiheit, nicht erreicht hat. Was ist 
Ihre Meinung hierzu?

Adam: Das ist natürlich ein riesen Pro-
blem und die Schaffung von Barriere-
freiheit für kleinere und mittlere Betrie-
be eine große Herausforderung, die aber 
angegangen werden muss. Auch Daim-
ler ist bei Weitem noch nicht barriere-
frei, aber wir haben eine ganz aktuelle 
interne Regelung mit dem Ziel, Schritt 
für Schritt barrierefrei zu werden. 

RP-Reha: Das BTHG sieht weiterhin 
vor, die Schwellen zur Heranziehung 
von StellvertreterInnen von 200 (§ 95 
Abs. 1 S. 4 SGB IX) auf 100 (§ 178 Abs. 
1 S. 4 SGB IX-E) herabzusetzen. Wie 
lautet Ihre Einschätzung hierzu?

Adam: Hier haben wir dasseble Prob-
lem wie bei den anderen Regelungen. 
Die Zahlenwerte sind in Ordnung, aber 
es mangelt erneut an Verbindlichkeit. 
So besteht zwar die Möglichkeit, stell-
vertretende Mitglieder heranzuziehen, 
aber es fehlt an Verpflichtungen. 

RP-Reha: Damit die Schwerbehinder-
tenvertretungen ihre Aufgaben sachge-
mäß wahrnehmen können, müssen ne-
ben der Vertrauensperson auch deren 
StellvertreterInnen qualifiziert sein. 
Einen generellen Qualifizierungsan-
spruch sieht das BTHG nur für das 
erste stellvertretende SBV-Mitglied 
vor. Was bedeutet dies für die prak-
tische Arbeit?

Adam: So wie es jetzt geregelt ist, ist 
es völlig unlogisch – natürlich braucht 
man für alle StellvertreterInnen Schu-
lungen. Wem hilft unqualifiziertes Per-
sonal? Und was ist, wenn die Vertrau-
ensperson mal krank ist oder für länge-
re Zeit ausfällt? Darüber hinaus geht es 
auch darum, Wissen weiterzugeben für 
Nachfolgende. Der Arbeitgeber müsste 
hieran ein großes Interesse haben. Mit 
allem anderen ist niemandem geholfen, 
weder den Arbeitnehmern noch den Ar-
beitgebern. Wir bei Daimler haben es 
daher auch so geregelt, dass alle Stell-
vertreterInnen geschult werden.  

RP-Reha: Sie haben die besonders pro-
blematische Situation bei kleineren 
und mittleren Betrieben schon ange-
sprochen. Nun ist es so, dass Arbeitge-
ber mit jahresdurchschnittlich 20 Ar-
beitsplätzen mindestens 5 Prozent der 
Arbeitsplätze mit schwerbehinderten 
Menschen besetzen müssen. Eine SBV 
wird in Betrieben gewählt, in denen 
nicht nur vorübergehend wenigstens 5 
Beschäftigte eine Schwerbehinderung 
haben. Bei einer praktischen Umset-
zung gemäß dieser Vorschriften, wä-
ren SBVen nur in Betrieben ab einer 
Größe von 100 Beschäftigten zu fin-
den. Wie bewerten Sie diese Situation?

Adam: Das ist natürlich ein Problem. 
Ein erster Schritt würde hier meiner 
Meinung nach darin liegen, die Un-
terscheidung zwischen „einfachbehin-
dert“ und „schwerbehindert“ aufzuhe-
ben. Auch der UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK) ist eine solche 
Konstellation fremd. In der täglichen 
Arbeit und Beratung ist es letztlich so, 
dass die SBV auch für „einfach“ behin-
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derte Menschen zuständig ist. Um das 
an einem Beispiel festzumachen: An 
meinem Standort im Mercedes-Benz- 
Werk in Bremen haben  wir aktuell bei 
einer Belegschaftsgröße von rund 14000 
Mitarbeitern 960 schwerbehinderte bzw. 
gleichgestellte Menschen. Ratsuchende 
behinderte Menschen, die von der SBV 
betreut werden, gibt es 3500. 

RP-Reha: Das BTHG sieht in § 166 SGB 
IX-E Regelungen zu Inklusionsverein-
barungen vor. Diese sollen die Integ-
rationsvereinbarungen ablösen. Wel-
che Veränderungen, abgesehen vom 
Namen, bringt die neue Vorschrift?

Adam: Mit den Inklusionsvereinba-
rungen hat man im Wesentlichen nur 
den Begriff geändert. Die Vorschrift ist 
weiterhin viel zu offen formuliert – es 
ist überhaupt nicht klar, welche Inhal-
te im Rahmen der Vereinbarung gere-
gelt werden. Zudem fehlt es auch hier an 
Verbindlichkeit. Hat man eine Inklusi-
onsvereinbarung und hält sich nicht da-
ran, hat auch dies keinerlei Folgen. Hel-
fen wird sie daher in der jetzigen Form 
nicht.  Das wird auch daran deutlich, 
dass derzeit höchstens 20 Prozent der Be-
triebe eine solche Vereinbarung haben. 

RP-Reha: Die derzeitige Regelung zum 
Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ment (BEM) in § 84 Abs. 2 SGB IX 
sieht vor, dass der Arbeitgeber in Fäl-
len, in denen für Arbeitnehmer Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
oder begleitende Hilfen im Arbeitsle-
ben in Betracht kommen, die Gemein-
samen Servicestellen (GS) hinzuzieht. 
Nun sollen die GS mit dem BTHG abge-
schafft werden. Es wird argumentiert, 
sie seien grundsätzlich verzichtbar, da 
sie in der Vergangenheit nicht in An-
spruch genommen wurden, und der 
Wegfall werde durch die ergänzende 
unabhängige Teilhabeberatung kom-
pensiert. Wie schätzen Sie den Wegfall 
der GS als mögliche Ansprechpartner 
für Arbeitgeber ein?

Adam: Ich hatte bisher nicht allzu viel 
mit den Gemeinsamen Servicestellen 

zu tun und, wenn ich es hatte, habe 
ich keine guten Erfahrungen gemacht. 
Das heißt aber nicht, dass ich für die 
Abschaffung der Stellen bin. Vielmehr 
müsste man sie mit gutem Personal aus-
statten, das in der Lage ist, umfassend 
über alles zu beraten. Die Arbeitgeber 
brauchen verlässliche Ansprechpartner. 
Für die Zukunft könnte ich mir vorstel-
len, dass sich die Deutsche Rentenversi-
cherung zu einem möglichen Ansprech-
partner entwickelt. 

RP-Reha: Ein wesentlicher Faktor zur 
Schaffung eines inklusiven Arbeits-
marktes ist die Einbeziehung (schwer)
behinderter Jugendlicher in betriebli-
che Ausbildungsangebote. Praktisch 
gelingt dies häufig noch nicht. Bietet 
das BTHG Ihrer Meinung nach neue 
Chancen?

Adam: Das ist ein äußerst schwieriges 
Thema, auch wenn wir in meinem Un-
ternehmen in den 10 zurückliegenden 
Jahren schon mehr als 250 junge Men-
schen mit einem Handycap ausgebildet 
haben! Wir brauchen hier eine ganz neue 
Kultur – junge Menschen dürfen nicht 
direkt den Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM) zugewiesen werden. 
Daimler ist hier momentan dabei, eine 
Kooperation mit den Berufsbildungs-
werken (BBW) aufzubauen. Diese sol-
len junge Menschen an Daimler ver-
mitteln und gleichzeitig weiter unter-
stützen. Der Ausbildungsvertrag soll 
bei Daimler sein, sodass ein regulä-
res Ausbildungsverhältnis besteht. Die 
Überlegungen zur praktischen Umset-
zung laufen.

RP-Reha: Das klingt sehr nach dem 
Konzept der Assistierten Ausbildung. 
Haben Sie hiermit bereits Erfahrun-
gen?

Adam: Nein, das haben wir mit Aus-
nahme bei der Unterstützung von hör-
geschädigten Menschen leider nicht. 

RP-Reha: Gibt es noch weitere wich-
tige Punkte oder Hinweise, die noch 
nicht angesprochen wurden?

Adam: Im BTHG ist eine Bürokraft für 
die SBV vorgesehen. Dieses Vorhaben 
ist sehr gut und auch notwendig, da die 
SBV in der Regel einen sehr hohen Ver-
waltungsaufwand hat. 

RP-Reha: Wenn Sie dem Gesetzgeber 
drei wesentliche Empfehlungen zum 
BTHG mit auf den Weg geben könn-
ten, welche wären das?

Adam: Erstens, Inklusion kann nur dort 
gelingen, wo qualifizierte SBVen sind. 
Zweitens, die SBV ist kein Gegner der 
Arbeitgeber oder anderer Akteure, son-
dern eine Art Inklusionslotse, der von 
hohem Nutzen für den gesamten Be-
trieb ist. Drittens, um die UN-BRK ef-
fektiv umzusetzen, müssen alle Akteu-
re zusammenarbeiten. 

RP-Reha: Sehr geehrter Herr Adam, 
herzlichen Dank für das interessante 
Interview, die Einblicke in Ihre Arbeit 
und die praktischen Einschätzungen 
zum aktuellen Reformprozess. 

Das Interview führte Cindy Schimank.
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teilhaBeplanung und gesamt­
planung im Bthg: gRundzüge 

und oFFene FRagen

i. einleitung 

Im gegliederten Sozialsystem in Deutsch-
land kommen für Leistungen zur Teil-
habe grundsätzlich sieben verschiede-
ne Rehabilitationsträger (§ 6 SGB IX; 
nachfolgend kurz: Reha-Träger) zuzüg-
lich der Integrationsämter1 als zustän-
dig in Betracht. Es werden vier – nach 
dem aktuell im Gesetzgebungsverfah-
ren befindlichen Bundesteilhabegesetz 
(BTHG) fünf – verschiedene Gruppen 
von Leistungen zur Teilhabe (Rehabi-
litationsleistungen) unterschieden (§ 5 
SGB IX-E). Hinzu kommen insbeson-
dere die Leistungen der begleitenden 
Hilfe im Arbeitsleben, aber auch ande-
re Sozialleistungen können im Kontext 
der Teilhabe bedeutsam sein, zum Bei-
spiel Pflege. Die jeweiligen Zuständig-
keiten und Leistungsinhalte sind ausdif-
ferenziert und überschneiden sich teil-
weise. Es liegt also auf der Hand: (Mit-)

Voraussetzung einer gelingenden Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft von 
Menschen mit (drohender) Behinde-
rung sind Kooperation und Koordina-
tion der verschiedenen Akteure.

Das SGB IX als „Leistungsverfah-
rensgesetz“ [1] ist seit 2001 der Ort, an 
dem v.a. in Teil 1 wesentliche Vorschrif-
ten zur Zusammenarbeit insbesondere 
der Reha-Träger festgeschrieben sind. 
Neben vielfältigen Weiterentwicklun-
gen im Leistungsrecht der Eingliede-
rungshilfe sollen mit dem BTHG diese 
Vorgaben des SGB IX Teil 1 „gestärkt 
und verbindlicher ausgestaltet“ wer-
den [2: S. 4]. Dieser Beitrag betrachtet 
die vorgesehenen Verfahrensregelungen 
zur Leistungsplanung und  abstimmung 
im Rahmen der Teilhabeplanung (Teil 1 
SGB IX-E) und nimmt Bezug auf aus-
gewählte Aspekte der Gesamtplanung 
(Teil 2 SGB IX-E) und der Bedarfser-
mittlung und -feststellung. 

ii. teilhaBeplanung nach 
teil 1 sgB ix­e

Im Rahmen des Kapitels 4 des SGB IX-E 
(„Koordinierung der Leistungen“) wird 
mit den §§ 19 ff. SGB IX-E ein „verbind-
liches, partizipatives Teilhabeplanver-
fahren“ [2: S. 192] ausdrücklich gesetz-
lich verankert. Dieses soll dazu dienen, 
„‚Leistungen wie aus einer Hand‘ ge-
währen zu können und Nachteile des 
gegliederten Systems der Rehabilitati-
on für Menschen mit Behinderung ab-
zubauen“ (ebd.).

Bereits das aktuelle Recht des SGB IX 
sieht im Rahmen der „bislang nur in 
Grundzügen geregelte[n] Koordinie-
rung der Leistungen“ [2: S. 238] die 
Pflicht vor, bei mehreren Leistungen 
oder mehreren Leistungsträgern die 
Leistungen (§ 10 Abs. 1 SGB IX) in ei-
nem Teilhabeplan zusammenzustellen 
und auf einander abzustimmen. Die-

Mit dem Bundesteilhabegesetz (BthG) sollen die übergreifenden Vorschriften zur zusammenarbeit der 
rehabilitationsträger des SGB iX teil 1 weiterentwickelt werden. einer der wesentlichen punkte ist die ge­
setzliche Ausgestaltung eines teilhabeplanverfahrens, welches künftig für alle rehabilitationsträger gelten 
und so „Leistungen wie aus einer hand“ sicherstellen soll. Daneben wird mit dem BthG im rahmen der 
vielfältigen weiterentwicklungen im Leistungsrecht der eingliederungshilfe (neu: teil 2 SGB iX­e, bislang: 
kapitel 6 SGB Xii) das Gesamtplanverfahren stärker konkretisiert und optimiert. Dieser Beitrag betrachtet 
die vorgesehenen Verfahrensregelungen zur Leistungsplanung und ­abstimmung im rahmen der teilhabe­
planung (teil 1 SGB iX­e) und nimmt Bezug auf ausgewählte Aspekte der Gesamtplanung (teil 2 SGB iX­e) 
sowie der Bedarfsermittlung und ­feststellung. Dabei werden Gemeinsamkeiten und unterschiede beider 
planungsverfahren herausgearbeitet und bestehende offene Fragen aufgezeigt.
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se Norm wurde aufbauend auf §§ 12 f. 
SGB IX untergesetzlich im Rahmen der 
Gemeinsamen Empfehlungen „Teilha-
beplan“ (2004–2014) und „Reha-Pro-
zess“ (ab 2014) konkretisiert und aus-
gestaltet [3: S. 4]. 

Mit dem BTHG werden nunmehr die 
Teilhabeplanung breiter gesetzlich aus-
gestaltet und ihre Potenziale fruchtbar 
gemacht [5]. Der Teilhabeplan, dessen 
Anwendung bislang praktisch eng be-
grenzt blieb, ist mit den Neuregelungen 
(i.R.d. BTHG) von den Reha-Trägern 
nun regelmäßig verbindlich anzufer-
tigen und wird zum „standardisierten 
Verwaltungsverfahren und regulärer Be-
standteil der Aktenführung“ [2: S. 239] 
der Rehabilitationsträger. Es ist Aufga-
be bzw. Anforderung des Teilhabeplans, 
mit diesem den Leistungsberechtigten 
unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten des Einzelfalls eine umfassende 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zügig, wirksam, wirtschaftlich und auf 
Dauer zu ermöglichen.

 
1. Verbindlichkeit

Neben einer klareren inhaltlichen und 
formalen Ausgestaltung des Teilhabe-
planverfahrens ist es Intention des Ge-
setzgebers, dessen Verbindlichkeit zu er-
höhen bzw. sicherzustellen. So stellt § 7 
SGB IX-E klar, dass die Verfahrensvor-
schriften zur „Koordinierung der Leis-
tungen“ (Kapitel 4 des Teil 1 SGB IX-E), 
wozu auch das Teilhabeplanverfahren 
zählt, unmittelbar für alle Reha-Träger 
gelten und von diesen auch durch Lan-
desrecht nicht abgewichen werden kann. 
Weitere rechtliche Vorgaben, wie zum 
später betrachteten Gesamtplanverfah-
ren i.R.d. Teil 2 SGB IX, aber auch zur 
Hilfeplanung nach SGB VIII gelten ex-
plizit ergänzend (§ 21 SGB IX-E). 

2. Anlass zur und Verantwortlich-
keit für die Teilhabeplanung nach 
SGB IX-E

Wie im bisherigen Recht hat eine Teil-
habeplanung zu erfolgen, soweit Teilha-
beleistungen2 verschiedener Leistungs-
gruppen oder mehrerer Reha-Träger er-

forderlich sind (§ 19 Abs. 1 SGB IX-E). 
Es kann sich damit um mehrere Leis-
tungen eines Reha-Trägers3, aber auch 
mehrerer Reha-Träger handeln. Teilha-
beplanung setzt so nicht zwangsläufig 
ein Einbezogensein mehrerer Reha-Trä-
ger voraus. Für die Teilhabeplanung und 
die Erstellung des Teilhabeplans ist nach 
den Regelungen des SGB IX-E der sog. 
„leistende Rehabilitationsträger“ (vor-
mals der „nach § 14 SGB IX zuständige 
Träger“) zuständig. Welcher Reha-Trä-
ger dies ist, bestimmt sich nach den – 
mit dem BTHG ebenfalls weiterentwi-
ckelten – Regelungen zur Klärung der 
Zuständigkeit in § 14 SGB IX-E, der 
nach § 185 Abs. 7 SGB IX-E z.T. sinn-
gemäß für Integrationsämter gilt. Der 
leistende Reha-Träger ist dafür verant-
wortlich, dass die nach dem individu-
ellen Bedarf voraussichtlich erforderli-
chen Leistungen hinsichtlich Ziel, Art 
und Umfang von den beteiligten Reha-
Trägern im Benehmen miteinander und 
in Abstimmung mit den Leistungsbe-
rechtigten funktionsbezogen4 festgestellt 
und schriftlich so zusammenstellt wer-
den, dass sie nahtlos ineinander grei-
fen (§ 19 Abs. 1 SGB IX-E). Auf dieser 
Grundlage erstellt der leistende Reha-
Träger den eigentlichen Teilhabeplan 
(§ 19 Abs. 2 SGB IX-E).

Um in der Praxis die gewünschten 
Regelungsziele zu erreichen, wird ers-
tens die Frage zu beachten sein, wann 
und inwieweit im Einzelfall davon aus-
gegangen werden kann, dass die „Erfor-
derlichkeit“ mehrerer Leistungen oder 
eine Betroffenheit mehrerer Reha-Träger 
gegeben ist, so dass ein Teilhabeplanver-
fahren überhaupt begonnen wird. Für 
eine Zahl an Fällen scheint die Annahme 
nicht unplausibel, dass zu Verfahrens-
beginn eine potenzielle aber noch kei-
ne faktische „Erforderlichkeit“ besteht, 
da diese erst im Rahmen des Teilhabe-
planverfahrens selbst festgestellt wird. 
So erscheint es praxisnäher, wenn be-
reits ein bestehender „Anlass zur An-
nahme“, dass die o.g. Erforderlichkeit 
gegeben ist, ein Teilhabeplanverfahren 
auslöst [3: S. 6]. 

Zweitens hat eine gelingende Stär-
kung des Teilhabeplanverfahrens die of-

fensichtliche Voraussetzung, dass Teil-
habebedarfe, die zu mehreren Leistun-
gen führen können, auch erkannt werden 
[7]. Damit ist die Frage des Prüfungs-
umfangs bei Betrachtung der Erfor-
derlichkeit mehrerer Leistungen oder 
Reha-Träger im o.g. Sinne angespro-
chen. Bereits nach aktueller Rechtsla-
ge hat der zuständige Reha-Träger im 
Rahmen eines Antrages auf Leistun-
gen zur Teilhabe oder bei Tätigwerden 
von Amts wegen (z.B. in der Gesetzli-
chen Unfallversicherung) nach allen in 
Betracht kommenden Rechtsgrundla-
gen zu prüfen, inwieweit ein Teilhabe-
bedarf vorliegt [z.B. 8]. Das mit einem 
Antrag formulierte konkrete Leistungs-
begehren ist damit zwar initial für den 
Prozess der Bedarfsfeststellung, jedoch 
ist auf dieser Grundlage ein Bedarf an 
Teilhabeleistungen im Ergebnis umfas-
send, d.h. leistungsgruppen- und reha-
trägerübergreifend, zu prüfen und fest-
zustellen. Es ist davon auszugehen, dass 
dieser umfassende Maßstab auch wei-
terhin vom leistenden Reha-Träger an-
zulegen ist und mithin auch die Erfor-
derlichkeit mehrerer Reha-Leistungen 
bzw. Reha-Träger als Eingangsvoraus-
setzung für eine Teilhabeplanung auf 
dieser Basis eingeschätzt wird. Folglich 
sind auch geeignete Instrumente für eine 
individuelle Ermittlung des Teilhabe-
bedarfs einzusetzen. Mit diesen müs-
sen zumindest Anhaltspunkte erkannt 
werden können, aus denen sich ein Be-
darf für eine über das jeweils trägerspe-
zifische eigene Mindestprüfungsspek-
trum hinausgehende vertiefte Prüfung 
und mithin die Notwendigkeit der Be-
gutachtung oder der Einbeziehung an-
derer Stellen ergeben. Dass hierfür trä-
gerübergreifend einheitliche Grundla-
gen der Bedarfsermittlung sinnvoll aber 
im BTHG nur begrenzt gesetzlich ver-
ankert sind, wurde bereits an anderer 
Stelle ausführlich dargelegt [7].

3. Beteiligte und Grundzüge des 
Verfahrens der Teilhabeplanung 

Sind für die Teilhabeplanung neben 
dem leistenden Reha-Träger weite-
re Reha-Träger relevant, so sind die-

se nach § 15 SGB IX-E zu beteiligen 
und die Teilhabeplanung hat im Be-
nehmen mit ihnen und in Abstimmung 
mit den Leistungsberechtigten zu er-
folgen (§ 19 Abs. 1 SGB IX-E). Dabei 
sind zwei Konstellationen zu unter-
scheiden: Geht erstens der Rehabilita-
tions-Antrag über die konkreten leis-
tungsgesetzlich verankerten Zustän-
digkeiten des leistenden Reha-Trägers 
hinaus, leitet dieser den Antrag nach 
§ 15 Abs. 1 SGB IX-E insoweit an den 
oder die Reha-Träger weiter, die für 
diesen weiteren Bedarf zuständig sind 
(sog. „Antragssplittung“). Hält zwei-
tens der leistende Reha-Träger für die 
umfassende Feststellung des Rehabili-
tationsbedarfs (§ 14 Abs. 2 SGB IX-E) 
die Feststellungen weiterer Reha-Trä-
ger für erforderlich und ist keine An-
tragsplittung angezeigt, dann hat der 
leistende Reha-Träger diese anderen 
Rehabilitationsträger einzubeziehen 
sowie ihre Bedarfsfeststellungen ein-
zufordern (§ 15 Abs. 2 SGB IX-E). Im 
zweiten Fall hat der leistende Reha-Trä-
ger neben der Koordinierungs- auch 
die Leistungsverantwortung gegenüber 
den Leistungsberechtigten [2: S. 234] 
(siehe Punkt 6).

Die im Verfahren ggf. zu berücksich-
tigenden weiteren Leistungsbereiche be-
schränken sich nicht allein auf Teilha-
beleistungen i.S.d. SGB IX Teil 1. Viel-
mehr sind nach § 22 SGB IX-E durch 
den für die Teilhabeplanung zustän-
digen Reha-Träger, unter Berücksich-
tigung der Interessen der Leistungsbe-
rechtigten, auch „andere[r] öffentliche[r] 
Stellen“ in die Erstellung des Teilha-
beplans in geeigneter Art und Weise 
einzubeziehen, soweit dies zur Feststel-
lung des Rehabilitationsbedarfs erfor-
derlich ist. Konkret gesetzlich benannt 
und damit potenziell bedeutsam sind 
die Pflegekassen, die Integrationsäm-
ter, die Jobcenter sowie die zuständige 
Betreuungsbehörde (§ 22 SGB IX-E). 
Aber auch andere Stellen sind denkbar, 
so z.B. Schulen/Hochschulen bei den 
Übergängen in diese bzw. von diesen 
in andere Lebensbereiche.

Zumindest mittelbare Relevanz bei 
der Teilhabeplanung haben ferner Leis-

tungen der Krankenbehandlung. Denn 
die Vorschriften zur Teilhabeplanung 
sind bereits bzw. auch bei solchen Leis-
tungen im Blick zu behalten (§ 10 
SGB IX bzw. § 43 SGB IX-E), um „ei-
nen reibungslosen Übergang […] in die 
Rehabilitation“ [2: S. 249] zu sichern. 

Die Teilhabeplanung ist schriftlich zu 
dokumentieren (§ 19 Abs. 2 SGB IX-E). 
Ansonsten ist das Verfahren grund-
sätzlich an keine Form gebunden, die 
Erstellung des Teilhabeplans „ist ins-
besondere im Umlaufverfahren mög-
lich“ [2: S. 238]. Zur optionalen Teil-
habeplankonferenz als Bestandteil des 
Teilhabeplanverfahrens siehe nachfol-
genden Punkt 4.

Der Teilhabeplan ist innerhalb der 
für die Entscheidung über einen An-
trag maßgeblichen Frist aufzustellen 
(§ 19 Abs. 2 SGB IX-E). Diese bemes-
sen sich nach den §§ 14 ff. SGB IX-E. 
Ist nur ein Reha-Träger mit dem An-
trag befasst, beträgt die Frist grund-
sätzlich drei bzw. (bei vorheriger Wei-
terleitung eines Antrags) fünf Wochen 
nach Antragseingang. Sind nach § 15 
SGB IX-E andere Reha-Träger betei-
ligt worden, verlängert sich die Frist 
grundsätzlich auf sechs Wochen, bei 
Durchführung einer Teilhabeplankon-
ferenz auf zwei Monate (§ 15 Abs. 4 
SGB IX-E). Der Teilhabeplan ist im Ver-
lauf der Rehabilitation erforderlichen-
falls anzupassen und fortzuschreiben 
(§ 19 Abs. 3 SGB IX-E). 

Ein Wechsel des für die Teilhabe-
planung verantwortlichen Reha-Trä-
gers zwischen den im Einzelfall be-
teiligten Reha-Trägern kann zwischen 
diesen vereinbart werden, hat aber in 
Abstimmung mit dem Leistungsbe-
rechtigten zu erfolgen (§ 19 Abs. 5 u. 
§ 119 Abs. 3 SGB IX-E). 

Die Leistungsberechtigten werden in 
das Teilhabeplanverfahren weitreichend 
einbezogen. Gegenüber dem leistenden 
Reha-Träger besteht ein Einsichtsrecht 
in den Teilhabeplan selbst. Denkbar 
wäre, im Sinne der Selbstbestimmung 
des Leistungsberechtigten als Haupt-
person des Verfahrens, dass grund-
sätzlich der Teilhabeplan zur Verfü-
gung gestellt wird [9]. 

4. Teilhabeplankonferenz nach 
§ 20 SGB IX-E

Als potenzielles Format der Abstim-
mung der Leistungsträger wird mit 
§ 20 SGB IX-E die Möglichkeit von 
Teilhabeplankonferenzen neu gesetz-
lich eingeführt, durch welche eine 
gemeinsame Beratung der Feststel-
lungen zum Rehabilitationsbedarf er-
möglicht wird. Ausgestaltet als „kann-
Regelung“ obliegt es dem verantwort-
lichen Reha-Träger zu beurteilen, ob 
eine Teilhabeplankonferenz „erforder-
lich und zweckmäßig“ ist [2: S. 239]. 
Das Instrument der „Konferenz“ zur 
persönlichen einzelfallbezogenen Ab-
stimmung relevanter Beteiligter ist bei 
Leistungen zur Teilhabe nicht grund-
sätzlich neu. Es findet sich z. B. im Be-
reich des Persönlichen Budgets (Bud-
getkonferenz), der Eingliederungshil-
fe (siehe Punkt III; Gesamtplan- oder 
Hilfeplankonferenz) sowie in der Ge-
meinsamen Empfehlung „Reha-Pro-
zess“ (Teilhabekonferenz).

Die Durchführung einer Teilhabe-
plankonferenz ist von der Zustimmung 
des Leistungsberechtigten abhängig; ge-
meinsame Beratungen der Reha-Träger 
sind aber bei Nicht-Zustandekommen 
unbenommen [2: S. 240]. Neben den 
beteiligten Reha-Trägern können Leis-
tungsberechtigte eine Teilhabeplankon-
ferenz vorschlagen, wobei vom Vor-
schlag der Leistungsberechtigten nach 
gesetzlich hinterlegten Kriterien abge-
wichen werden kann.5 In diesem Fall 
sind die Leistungsberechtigten unter 
Nennung der maßgeblichen Gründe 
zu informieren und hierzu anzuhören. 

Teilnehmer der Konferenz sind ge-
mäß § 20 Abs. 3 SGB IX-E Beteiligte 
nach § 12 SGB X (insb. jeweils rele-
vante Leistungsträger und der/die Leis-
tungsberechtigte) sowie auf Wunsch des 
Leistungsberechtigten Bevollmächtigte 
und Beistände nach § 13 SGB X so-
wie „sonstige Vertrauenspersonen“. Die 
Teilnahme von Rehabilitationsdiensten 
und Rehabilitationseinrichtungen, aber 
auch Pflegediensten kann auf Wunsch 
oder mit Zustimmung der Leistungs-
berechtigten erfolgen (ebd.). 
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Angesichts dessen, dass eine Teilhabe-
plankonferenz nicht gesetzlich verpflich-
tend vorgesehen ist (z.B. im Wege eines 
Regel-Ausnahme-Verhältnisses [6: S. 7]) 
und andere Abstimmungswege explizit 
offenstehen [2: S. 240], bleibt deren Nut-
zungsgrad in der Praxis abzuwarten.

5. Inhalt des Teilhabeplans

Arbeitsmittel der Teilhabeplanung als 
Verfahren ist der Teilhabeplan. Wie 
für die Teilhabeplanung insgesamt ist 
der leistende Reha-Träger dafür verant-
wortlich, fristgerecht einen Teilhabeplan 
zu erstellen. Der Teilhabeplan doku-
mentiert relevante Aspekte des Verwal-
tungshandelns, wie auch entsprechen-
de Ergebnisse und hat nach § 19 Abs. 2 
SGB IX-E zu beinhalten:
1. den Tag des Antragseingangs beim 

leistenden Rehabilitationsträger und 
das Ergebnis der Zuständigkeits-
klärung und Beteiligung nach den 
§§ 14 und 15,

2. die Feststellungen über den indivi-
duellen Rehabilitationsbedarf auf 
Grundlage der Bedarfsermittlung 
nach § 13,

3. die zur individuellen Bedarfsermitt-
lung nach § 13 eingesetzten Inst-
rumente,

4. die gutachterliche Stellungnahme der 
Bundesagentur für Arbeit nach § 54,

5. die Einbeziehung von Diensten und 
Einrichtungen bei der Leistungser-
bringung,

6. erreichbare und überprüfbare Teil-
habeziele und deren Fortschreibung,

7. die Berücksichtigung des Wunsch- 
und Wahlrechts nach § 8, insbeson-
dere im Hinblick auf die Ausführung 
von Leistungen durch ein Persönli-
ches Budget,

8. die Dokumentation der einvernehm-
lichen, umfassenden und trägerüber-
greifenden Feststellung des Rehabi-
litationsbedarfs in den Fällen nach 
§ 15 Abs. 3 Satz 2,

9. die Ergebnisse der Teilhabeplankon-
ferenz nach § 20,

10. die Erkenntnisse aus den Mitteilun-
gen der nach § 22 einbezogenen an-
deren öffentlichen Stellen und

11. die besonderen Belange pflegender 
Angehöriger bei der Erbringung von 
Leistungen der medizinischen Re-
habilitation.

Hat der leistende Reha-Träger nach § 15 
Abs. 2 SGB IX-E andere Reha-Träger 
beteiligt, sind ggf. weitere Aspekte im 
Teilhabeplan zu dokumentieren (siehe 
Punkt 6.). 

6. Bedeutung des Teilhabeplans 
für die Entscheidung über einen 
Rehabilitations-Antrag

Nach dem Willen des Gesetzgebers 
ist der Teilhabeplan selbst kein Verwal-
tungsakt [2: S. 239]. Vielmehr ist dieser 
von den Reha-Trägern bei der Entschei-
dung über den Antrag zugrunde zu le-
gen. Auch kann durch Übernahme re-
levanter Bestandteile auf den Teilhabe-
plan Bezug genommen werden (ebd.). 
Die Entscheidungsbegründung soll er-
kennen lassen, inwieweit die im Teilha-
beplan enthaltenen Feststellungen bei 
der Entscheidung berücksichtigt wur-
den (§ 19 Abs. 4 SGB IX-E). Zur Frage, 
ob der Teilhabeplan Bestandteil des Ver-
waltungsaktes sein sollte, finden sich in 
der Literatur unterschiedliche Positio-
nen [5: S. 10].

Besondere Relevanz erhält der Teil-
habeplan dadurch, dass es u.U. von sei-
nem Inhalt abhängt, welcher bzw. wel-
che Reha-Träger über die für den ermit-
telten Bedarf in Betracht kommenden 
Leistungen entscheiden kann bzw. kön-
nen. Dies ist der Fall, wenn der leistende 
Reha-Träger andere Reha-Träger nach 
§ 15 Abs. 2 SGB IX-E (d.h. ohne Antrag-
splittung) beteiligt hat. Ist dann im Teil-
habeplan dokumentiert, dass
1. die erforderlichen Feststellungen 

nach allen in Betracht kommenden 
Leistungsgesetzen von den zuständi-
gen Reha-Trägern getroffen wurden, 

2. auf Grundlage des Teilhabeplans 
eine Leistungserbringung durch die 
nach den jeweiligen Leistungsgeset-
zen zuständigen Reha-Träger sicher-
gestellt ist und 

3. die Leistungsberechtigten einer nach 
Zuständigkeiten getrennten Leis-

tungsbewilligung und Leistungser-
bringung nicht aus wichtigem Grund 
widersprechen, 

entscheiden die beteiligten Reha-Träger 
nach den für sie geltenden Leistungsge-
setzen über die jeweiligen Leistungen im 
eigenen Namen (§ 15 Abs. 3 SGB IX-E). 
Ist dies nicht dokumentiert6, entschei-
det der leistende Reha-Träger allein und 
im eigenen Namen über alle in Betracht 
kommenden Leistungen7. Die Unter-
schiede werden in der Rechtspraxis vo-
raussichtlich besonders dann spürbar, 
wenn Fristen nicht eingehalten werden 
oder es zu unterschiedlichen Rechtsauf-
fassungen über den Inhalt der Verwal-
tungsentscheidung kommt. Solcherlei 
Durchsetzungsregelungen finden sich 
im bisherigen Recht nicht.

iii. ausgeWählte aspekte 
zuR gesamtplanung nach 
teil 2 sgB ix­e 

Das BTHG umfasst auch und insbeson-
dere Regelungen zur Reform des Leis-
tungsrechts der Eingliederungshilfe (bis-
lang 6. Kapitel des SGB XII, zukünftig 
Teil 2 des SGB IX). Bereits im aktuellen 
Recht ist die Gesamtplanung (§ 58 SGB 
XII) etabliert8, welche nunmehr infolge 
der „personenzentrierten Neuausrich-
tung der Eingliederungshilfe […] opti-
miert“ werden soll [2: S. 197]. Aufgabe 
der Gesamtplanung ist es, eine bedarfs-
deckende Leistungserbringung sicher-
zustellen [2: S. 286]. Im Verhältnis zur 
Teilhabeplanung sind zahlreiche Rege-
lungen identisch [11] oder beinhalten 
trägerbezogene Spezifika, teils unter 
Bezugnahme auf Teil 1 SGB IX-E. Das 
hinsichtlich einer wahrgenommenen 
Duplizität von Teilhabe- und Gesamt-
planverfahren vorgetragene Argument, 
dass auch in einem einheitlichen Ver-
fahren Raum für trägerspezifische Re-
gelungen ist [12], verfängt im Reform-
prozess bislang nicht.

Der Anlass für eine Gesamtplanung 
ist im Vergleich zur Teilhabeplanung ge-
nereller gefasst: Nach § 121 SGB IX-E ist 
durch den Träger der Eingliederungs-
hilfe ein Gesamtplan in jedem Fall bei 

Leistungen nach diesem Leistungsge-
setz zu erstellen. Es handelt sich somit 
bei der Gesamtplanung um ein in jedem 
Fall anzuwendendes Verfahren, welches 
der Steuerung, Wirkungskontrolle und 
Dokumentation des Teilhabeprozesses 
dient (§ 121 Abs. 2 SGB IX-E). 

Zur Vereinheitlichung des bisherigen 
Verfahrens wurden in die Diskussion 
zur Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe seitens der Arbeits- und Sozi-
alministerkonferenz (ASMK) frühzeitig 
bundeseinheitliche Maßstäbe und Krite-
rien eingebracht [13; 14]. Diese aufgrei-
fend ist nach § 117 Abs. 1 SGB IX-E das 
Gesamtplanverfahren „nach folgenden 
Maßstäben durchzuführen:
1. Beteiligung des Leistungsberechtig-

ten in allen Verfahrensschritten, be-
ginnend mit der Beratung,

2. Dokumentation der Wünsche des 
Leistungsberechtigten zu Ziel und 
Art der Leistungen,

3. Beachtung der Kriterien: a) trans-
parent, b) trägerübergreifend, c) in-
terdisziplinär, d) konsensorientiert, 
e) individuell, f) lebensweltbezogen, 
g) sozialraumorientiert und h) ziel-
orientiert,

4. Ermittlung des individuellen Be-
darfes,

5. Durchführung einer Gesamtplan-
konferenz,

6. Abstimmung der Leistungen nach 
Inhalt, Umfang und Dauer in einer 
Gesamtplankonferenz unter Betei-
ligung betroffener Leistungsträger.“

Um das Ziel der bedarfsdeckenden Leis-
tungserbringung zu erreichen, sind am 
Gesamtplanverfahren neben dem Träger 
der Eingliederungshilfe der Träger der 
Hilfe zum Lebensunterhalt, der Träger 
der Hilfe zur Pflege und/oder die Pflege-
kasse sowie ggf. die zuständige Betreu-
ungsbehörde zu beteiligen9, da vielfach 
in der Eingliederungshilfe Leistungsbe-
rechtigte auch pflegerische Bedarfe und 
Bedarfe an notwendigem Lebensunter-
halt10 haben [2: S. 286]. Die Inhalte des 
aufzustellenden Gesamtplans entspre-
chen denen des Teilhabeplans (Punkt 
II.3) zuzüglich fünf weiterer näher defi-
nierter Aspekte (§ 121 Abs. 4 SGB IX-E). 

Auch die Regelungen zur Gesamt-
plankonferenz nach Teil 2 SGB IX-E 
sind teils parallel zur Teilhabeplanung 
(s.o.), umfassen aber konkretere Vorga-
ben zu den Gegenständen der Abstim-
mung (§ 119 Abs. 2 SGB IX-E). Augen-
fällig ist, dass diese Konferenz nach § 117 
und § 120 SGB IX-E eigentlich für die 
Leistungsbestimmung maßgeblich ist 
(s.o.), ihre Durchführung aber – ebenso 
wie Teilhabeplankonferenzen – rechtlich 
„nur“ optional („kann“) gestellt ist [9].

Hinsichtlich des Vorgehens bei der 
Gesamtplanung stellen der Träger der 
Eingliederungshilfe und die beteilig-
ten Leistungsträger nach Abschluss der 
Gesamtplankonferenz ihre Leistungen 
nach den für sie geltenden Leistungs-
gesetzen fest. Die Ergebnisse einer Ge-
samtplankonferenz sind dabei bei der 
Erstellung des Gesamtplans zu Grun-
de zu legen. 

Wie der Teilhabeplan ist der Gesamt-
plan kein Verwaltungsakt, aber die er-
folgten Feststellungen über die Leis-
tungen sind für diesen Erlass bindend. 
Vereinfacht formuliert ergibt sich ein 
konsekutiver Dreischritt: 1. Ermittlung 
und Feststellung von Bedarf und Leis-
tung ggf. unter Nutzung einer Gesamt-
plankonferenz; 2. Aufstellung des Ge-
samtplans; 3. Erlass des Verwaltungs-
aktes. 

Der Gesamtplan bedarf, wie der Teil-
habeplan, der Schriftform und soll re-
gelmäßig überprüft und fortgeschrie-
ben werden.

iV. oFFene FRagen im 
VeRhältnis Von teilhaBe­
planung nach teil 1 und 
gesamtplanung nach 
teil 2 sgB ix­e

Das Verhältnis von Teilhabe- und Ge-
samtplanung wirft eine Reihe von Fra-
gen auf [15], von denen drei herausge-
griffen werden sollen: 

1. Aus der Festlegung des Kreises der 
Beteiligten an der Gesamtplanung er-
geben sich Unsicherheiten, inwieweit 
als Beteiligte der Gesamtplanung auch 
andere Reha-Träger vorgesehen sind. 

Aus Sicht eines Leistungsgesetzes er-
scheint dies hinsichtlich einer umfassen-
den Bedarfsfeststellung und Bedarfsde-
ckung nicht unplausibel, um erforder-
liche Leistungen anderer Reha-Träger 
mit zu umschließen. Damit jedoch ist 
der Anlass der Teilhabeplanung nach 
Teil 1 SGB IX erfüllt. Wird weiterfüh-
rend davon ausgegangen, dass eine Be-
troffenheit mehrerer Leistungsgruppen 
in der Eingliederungshilfe „regelmäßig 
der Fall ist“ [15: S. 15], wird klärungs-
bedürftig, „wann ein Teilhabeplanver-
fahren bzw. ein Gesamtplanverfahren 
und wann eine Teilhabeplankonferenz 
bzw. eine Gesamtplankonferenz erfor-
derlich ist“ (ebd.). Hinweise im Geset-
zestext wie der, dass der Träger der Ein-
gliederungshilfe, sofern er Leistungs-
verantwortlicher nach § 15 SGB IX-E 
ist, die Gesamtplankonferenz mit ei-
ner Teilhabeplankonferenz nach § 20 
verbinden soll (§ 119 Abs. 3 SGB IX-E), 
scheinen hier keine ausreichende Ori-
entierung zu bieten.11 

2. Sofern aufgrund der Spezifik von 
Leistungsfällen der Eingliederungs-
hilfe regelmäßig andere Reha-Träger 
zu beteiligen sind, ist zu fragen, wie 
beide Planungsverfahren hinsichtlich 
der Tatsache zusammenpassen, dass 
der Gesamtplanung im Gesetzentwurf 
handlungsleitende Maßstäbe und Kri-
terien zu Grunde gelegt werden, der 
Teilhabeplanung aber nicht. Dies auf-
greifend, argumentiert aktuell u.a. der 
Bundesrat [16: S. 15], dass die in § 117 
Abs. 1 SGB IX-E normierten bundes-
einheitlichen Kriterien auch für die 
trägerübergreifende Teilhabeplanung 
zu gelten hätten, um eine ganzheitli-
che Teilhabeplanung zu erreichen. Dies 
erscheint im Blick auf den Gleichlauf 
der Planungsverfahren sowie zur Un-
terstützung der Einheitlichkeit des Re-
habilitationsrechts durchaus plausibel; 
auch sind die Kriterien bereits träger-
übergreifend weithin konsentiert [3]. 
Gleichwohl wäre es noch stringenter, 
das Verfahren der Bedarfsermittlung 
und -feststellung in Teil 1 SGB IX-E 
grundsätzlich – und somit unabhän-
gig von der Erforderlichkeit einer Teil-
habeplanung – in Anlehnung an die 



Soweit ihre Aufgaben im Rahmen der 
begleitenden Hilfe im Arbeitsleben gem. 
§ 102 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX berührt sind 
und der Leistungs-, Handlungs- und Un-
terstützungsrahmen vergleichbar mit dem 
der Rehabilitationsträger ist.
Setzen unterhaltssichernde Leistungen 
den Erhalt von anderen Leistungen zur 
Teilhabe voraus, gelten diese Leistungen 
nach § 19 Abs. 6 SGB IX-E im Verhältnis 
zueinander nicht als Leistungen verschie-
dener Leistungsgruppen und lösen damit 
keine Teilhabeplanung aus.
Z.B. medizinische und berufliche Rehabi-
litationsleistung. 
„Funktionsbezogen“ meint, dass die 
„trägerübergreifende Beurteilung von 
Teilhabeeinschränkungen […] grund-
sätzlich nach dem, ‚bio-psycho-sozialen 
Modell‘ zu erfolgen hat“ [2: S. 238]. 
Ausnahme: bei beantragten Leistungen 
an Mütter und Väter mit Behinderungen 
bei der Versorgung und Betreuung ihrer 
Kinder.
Die Punkte 1 und 2 sind i.d.R. dann der 
Fall, wenn nach Fristablauf die Feststellun-
gen der beteiligten Reha Träger nicht vor-
liegen. Hier ist der leistende Träger befugt, 
eigene Ermittlungen und Feststellungen 
zum Teilhabebedarf zu treffen (§ 15 Abs. 2 
SGB IX-E). Die genauen Auswirkungen 
dieser Regelung auf das Verfahren Teilha-
beplanung sind noch unklar, es erscheint 
möglich, dass ein Teilhabeplan dann ohne 
weitere konkrete Einbeziehung dieser 
Reha-Träger aufgestellt werden kann.
Das BTHG sieht hierbei „stringente 
Möglichkeiten der Kostenerstattung im 
Innenverhältnis zwischen den Rehabilita-
tionsträgern“ vor [2: S. 193]. 
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Kriterien nach § 117 Abs. 1 SGB IX-E 
auszurichten [6: S.  7]. Denn für die 
anderen Reha-Träger (nicht Eingliede-
rungshilfeträger) ist im Blick auf die 
Handlungspraxis zu berücksichtigen: 
Bei Leistungsfällen mit Teilhabepla-
nung würden die Kriterien gelten, bei 
solchen, die keine Teilhabeplanung aus-
lösen, jedoch nicht. Damit stellt sich 
die Frage inwieweit es für die Praxis 
sinnvoll ist, abhängig von der Komple-
xität des Einzelfalls verschiedene Vor-
gehensweisen zu etablieren.

3. Sofern Leistungsberechtigte An-
sprüche auf Leistungen beispielsweise 
eines Reha-Trägers aus dem Bereich 
der Sozialversicherung und eines Trä-
gers der – staatlich organisierten – Ein-
gliederungshilfe haben und der Sozial-
versicherungsträger verantwortlich für 
die Teilhabeplanung ist, wird die Ein-
gliederungshilfe beteiligter Reha-Trä-
ger. Nun gelten zunächst die Vorschrif-
ten der Teilhabeplanung, aber für die 
Eingliederungshilfe ergänzend die der 
Gesamtplanung. Hier wäre nun kon-
kreter zu beleuchten, ob und inwie-
fern Unterschiede bestehen bzw. wie 
genau die beiden Planungsinstrumente 
zu verzahnen sind, wenn die Einglie-
derungshilfe leistender oder beteiligter 
Reha-Träger ist. So ist z. B. zu fragen, 
ob nunmehr zwei parallele Verfahren 
durchzuführen oder Pläne aufzustel-
len sind. Beispielsweise wären die er-
gänzenden Inhalte des Gesamtplans 
(§ 119 Abs. 4 SGB IX-E) entsprechend 
zu dokumentieren; oder fließen die-
se zusätzlich in den Teilhabeplan ein?

V. ausBlick

Seit Herbst 2016 ist das parlamentari-
sche Verfahren zum BTHG im Gang. 
Nach erster Lesung in Bundesrat und 
Bundestag zeichnen sich an verschiede-
nen Stellen Änderungsbedarfe ab [16]. 
So bleibt, den Ausgang des parlamen-
tarischen Verfahrens abzuwarten und/
oder nach Verabschiedung des Geset-
zes gemeinsam möglichst einheitliche 
Antworten auf verbleibende Fragen zu 
suchen, zu finden und zu vereinbaren, 

um die mit dem BTHG intendierten 
Verbesserungen für Menschen mit Be-
hinderungen möglichst umfassend zu 
erreichen.
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In der aktuellen Praxis sind im Kontext 
einer „Gesamtplanung“ nach § 58 SGB XII 
begriffliche Heterogenitäten (insb. „Ge-
samtplan“, „Teilhabeplan“, „Hilfeplan“) zu 
beobachten, welche bisweilen zunächst 
eine Gegenstandsklärung erforderlich 
werden lassen.
Darüber hinaus werden in § 121 Abs. 3 
SGB IX-E weitere Beteiligte benannt, mit 
denen der Träger der Eingliederungshilfe 
bei der Aufstellung des Gesamtplanes 
zusammenwirken soll.
Die Trennung von Fachleistungen und 
existenzsichernden Leistungen ist eines 
der Kernelemente der Reglungen des Teils 
2 SGB IX-E.
Jedenfalls wird darauf hingewiesen, dass 
„in Fällen, in denen der Teilhabeplan 
nur aufgrund der Erforderlichkeit einer 
Leistungsfeststellung des Trägers der 
Eingliederungshilfe aus verschiedenen 
Leistungsgruppen ohne Beteiligung weite-
rer Rehabilitationsträger erfolgt, […] die 
Teilhabeplankonferenz regelmäßig durch 
eine Gesamtplankonferenz nach Teil 2 zu 
ersetzen“ ist [2: S. 287].
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10

11
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Wo liegen aus Ihrer Sicht die 
grundlegenden Verbesserun-

gen des zu erwartenden Bundesteil-
habegesetzes?

Mit dem Bundesteilhabegesetz wer-
den die Forderungen nach einer Dein-
stitutionalisierung der Leistungen der 
Eingliederungshilfe und einer stärke-
ren Personenzentrierung umgesetzt. 
Dies geschieht durch die Fokussierung 
der Eingliederungshilfe auf die fachli-
chen Leistungen der Teilhabe und ihre 
Trennung von den existenzsichernden 
Leistungen des Lebensunterhalts. Dies 
geschieht auch durch die weitgehende 
Aufgabe der Unterscheidung nach dem 
Ort der Leistungserbringung – insbe-
sondere der Unterscheidung nach stati-
onärer, teilstationärer und ambulanter 
Leistungserbringung. Und dies geschieht 
auch durch die neue personenzentrier-
te, partizipative und trägerübergreifende 
Bedarfsfeststellung und Teilhabe- bzw. 
Gesamtplanung. 

Die Möglichkeiten, Ort und Art der 
Leistungserbringung zu wählen, werden 
deutlich erweitert. Dies gilt z.B. für die 
Teilhabe am Arbeitsleben. Neben die 
Werkstätten für behinderte Menschen 
treten die anderen Leistungsanbieter 
und das Budget für Arbeit. Damit wer-
den das Wunsch- und Wahlrecht von 

Menschen mit Behinderungen und die 
Inklusion auf dem allgemeinen Arbeits-
markt weiter gestärkt.

Die Regelungen über die Anrech-
nung von Einkommen und die Heran-
ziehung von Vermögen bei der Erbrin-
gung von Leistungen der Eingliede-
rungshilfe werden stufenweise deutlich 
verbessert. Besonders wichtig ist, dass 
in Zukunft Einkommen und Vermögen 
von Partnern in vollem Umfang anrech-
nungsfrei bleiben. Damit wird eine der 
schwerwiegendsten Barrieren für eine 
selbstbestimmte Lebens- und Famili-
enplanung von Menschen mit Behin-
derungen beseitigt.

Schließlich ist auf die gestärkte Mit-
wirkung der Schwerbehindertenvertre-
tung in Betrieben und der Werkstatträ-
te in Werkstätten für behinderte Men-
schen Beschäftigten hinzuweisen.

Der Anspruch auf ein Bundes-
teilhabegeld ist trotz der An-

kündigung nicht verwirklicht worden. 
Bedeutet dies aus Ihrer Sicht „noch 
nicht“? 

Durch die Verwirklichung eines Bun-
desteilhabegeldes wären die Chancen auf 
eine selbstbestimmte Teilhabe erheblich  
verbessert worden. Das Konzept eines 
Teilhabegeldes stellt die konsequente 

Weiterentwicklung der Überlegungen 
dar, die dem persönlichen Budget zu-
grunde liegen. Es ist wirklich schade, 
dass dieses Instrument noch keinen Ein-
gang in die Bundesgesetzgebung gefun-
den hat. Es hätte mit Blick auf die Blin-
den- und Gehörlosengelder der Länder 
zugleich zur Gleichwertigkeit der Le-
bensbedingungen für Menschen mit 
Behinderungen beigetragen. Ich gebe 
die Hoffnung nicht auf, dass bei einer 
der nächsten Novellen dieses bedeutsa-
me Konzept wieder aufgegriffen wird.

Ist aus Ihrer Sicht die Veror-
tung der Eingliederungshil-

fe im Rehabilitations- und Teilhabe-
recht (SGB IX) ein sinnvolles Anliegen?

Die Herauslösung der Eingliederungs-
hilfe aus der Sozialhilfe und ihre Ver-
ortung im Teilhaberecht des SGB IX ist 
ein ausgesprochen sinnvoller Schritt. 
Die allgemeinen und die besonderen 
Bestimmungen des im SGB IX verorte-
ten Rehabilitations- und Teilhaberechts 
treten bei der Rechtsanwendung in den 
Vordergrund und konkurrieren nicht 
mehr mit den Bestimmungen der Sozi-
alhilfe. Damit gewinnt die trägerüber-
greifende Teilhabeplanung stark an Be-
deutung. Die konsistente Regelung des 
Teilhaberechts in einem Gesetzbuch, 

das ausschließlich den Zielen der Reha-
bilitation und Teilhabe dient, ist für die 
Rechtsanwendung durch die Leistungs-
träger, also für die Praxis, von nicht zu 
unterschätzendem Wert.  

Leistungsträger sollen gegen-
über Leistungserbringern ge-

stärkt werden. Wird dadurch nicht die 
Hilfeplanung allein vom Leistungsträ-
ger, der ja auch die Kosten im Auge ha-
ben muss, bestimmt?

Teilhabeplanung und Gesamtplanung 
erhalten gegenüber dem Status quo eine 
erheblich größere Bedeutung. Ja, sie er-
halten die Bedeutung, die ihnen im Leis-
tungsrecht zusteht. Während derzeit in 
§ 58 SGB XII die Gesamtplanung nur 
angesprochen wird, widmet sich ihr 
das neue SGB IX eingehend in einem 
ganzen Kapitel. Damit finden die Ent-
wicklungen der vergangenen Jahrzehn-
te, die durch die Träger der Eingliede-
rungshilfe vorangetrieben worden sind, 
Eingang in das Bundesrecht. Die Parti-
zipation des Leistungsberechtigten er-
hält – auch und gerade mit Blick auf die 
Forderungen der UN-BRK – einen he-
rausragenden Stellenwert im Rahmen 
sowohl der Gesamtplanung als auch 
der Teilhabeplanung. Der partizipati-
ve, trägerübergreifende, ICF-gestützte 
Prozess der Bedarfsermittlung ist seit 
jeher ein Kernanliegen der sog. Wei-
terentwicklung der Eingliederungshil-
fe, der von den Ländern seit dem Jahr 
2007 beschrieben, gefordert und ver-
mehrt zur Anwendung gebracht wor-
den ist. Die im Entwurf des BTHG be-
schriebenen Planungsprozesse tragen 
stärker zur Verwirklichung von Teil-
habezielen, d.h. von persönlichen Teil-
habezielen bei als Verfahren, die für die 
Leistungsträger mit weniger Aufwand 
verbunden sind. 

Die Einschätzung, dass die Anwen-
dung dieser “neuen” Verfahrensbestim-
mungen in der Praxis mit Kostenge-
sichtspunkten korreliert, teile ich nicht. 
Sie stellen eher eine vollständige Erfas-
sung der Bedarfe und der persönlichen 
Vorstellungen und Wünsche der Men-
schen mit Behinderungen sicher als die 

rudimentären aktuell geltenden gesetz-
lichen Vorgaben.

Uunter anderem von Verbän-
den von Menschen mit Behin-

derungen wird gefordert, dass Leis-
tungen einkommens- und vermögen-
sunabhängig erbracht werden. Ist dies 
nicht ein legitimes Anliegen?

Zunächst sei hervorgehoben, dass die 
Neuregelung des Einkommens- und 
Vermögenseinsatzes einen erheblichen 
Fortschritt für die selbstbestimmte Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft dar-
stellen. Dies wird leider in der aktuel-
len Situation nicht immer ausreichend 
gewürdigt. 

Andererseits ist die Überlegung, alle 
Unterstützungsleistungen einkommens- 
und vermögensunabhängig zu gewäh-
ren, ein Anliegen, das weiter verfolgt 
werden sollte. Durch eine einkommens- 
und vermögensunabhängige Blinden-
hilfe würde der Gedanke eines Teil-
habegeldes wieder aufgegriffen und es 
würden die landesrechtlich bedingten 
unterschiedlichen Leistungen durch 
eine bundeseinheitliche Regelung er-
setzt. Leistungen zur Überwindung von 
Teilhabeeinschränkungen sollten in ih-
rem Kernbereich grundsätzlich einkom-
mens- und vermögensunabhängig ge-
währt werden.

Wird durch die 5-aus-9-Rege-
lung (§ 99 SGB IX-neu) der Zu-

gang zu notwendigen Leistungen er-
schwert?

Es ist dringend erforderlich, dass noch 
vor Inkrafttreten der neuen Eingliede-
rungshilfe im Jahr 2020 die Auswirkun-
gen dieser Bestimmung eingehend un-
tersucht werden. Ausreichend Zeit hier-
für ist vorhanden. Eine abschließende 
Bewertung der Auswirkungen dieser 
Regelung erscheint mir ohne eine sol-
che Untersuchung nicht möglich.

Hör- und sprachbehinderte 
Menschen sollen als Leistun-

gen zur sozialen Teilhabe nur dann 
Hilfen zur Kommunikation erhalten, 

wenn das aus „besonderem Anlass” 
nötig ist (§ 82 SGB IX-neu ). Kann 
dies denn als Fortschritt im Sinne der 
Umsetzung der UN-BRK angesehen 
werden?

Die Regelung überträgt inhaltsgleich 
den bisherigen § 57 SGB IX zur Förde-
rung der Verständigung aus besonde-
rem Anlass. Soweit es um die Bewäl-
tigung des Alltags geht, kommen laut 
Gesetzesbegründung Leistungen zur 
Assistenz nach § 78 SGB IX in Betracht. 
Eine Ausweitung des Leistungsumfangs 
ist mit der Regelung nicht intendiert. 
Einen Fortschritt im Sinne der Umset-
zung der UN-BRK stellen die umfassen-
den Regelungen zur sozialen Teilhabe 
im 13. Kapitel des neuen SGB IX dar. 
Dies gilt insbesondere für die Einfüh-
rung des neuen Leistungstatbestandes 
der Assistenzleistungen, die ganz deut-
lich zu Rechtssicherheit und Rechtsklar-
heit bei der Sicherstellung der sozialen 
Teilhabe beiträgt und damit die selbst-
bestimmte Gestaltung des alltäglichen 
Lebens fördert.

Menschen mit Behinderungen 
muss ein bedarfsorientierter 

Zugang zu Leistungen der medizi-
nischen Rehabilitation möglich sein, 
einschließlich notwendiger Hilfen, um 
die Ziele der medizinischen Rehabili-
tation zu erreichen und weitere ärztli-
che oder ärztlich verordnete Leistun-
gen in ihrer Wirksamkeit zu sichern. 
Sehen Sie hier Fortschritte oder Leis-
tungslücken durch das BTHG?

Die neuen Regelungen zur Koordina-
tion der Leistungen der unterschiedli-
chen Leistungsträger im 4. Kapitel des 
1. Teils des neuen SGB IX, insbeson-
dere die trägerübergreifende Teilha-
beplanung sollen auch den Zugang zu 
den Leistungen der medizinischen Re-
habilitation beschleunigen und am in-
dividuellen Bedarf orientieren.  Zu der 
trägerübergreifenden Teilhabeplanung 
muss der Anspruch auf eine trägerüber-
greifende Beratung durch den leisten-
den Rehabilitationsträger treten. Dies 
ist mit Blick auf den ersatzlosen Weg-

robert richard bezieht im interview position zum Bundesteilhabegesetz. Als besonders positiv bewertet 
er die Vorschriften zur teilhabeplanung und Gesamtplanung. Die nichtaufnahme des teilhabegeldes sowie 
die Abschaffung der Gemeinsamen Servicestellen werden hingegen bedauert.
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Am 09.09.2016 fand die von der Deut-
schen Vereinigung für Rehabilitation 
(DVfR) und der Universität Kassel or-
ganisierte Fachtagung „Partizipation 
und Beratung im Teilhaberecht“ in Kas-
sel statt. Veranstaltet wurde die Tagung 
vom Projekt „Partizipatives Monitoring 
der aktuellen Entwicklung des Rehabi-
litations- und Teilhaberechts“. Das Pro-
jekt begleitet das Bundesteilhabegesetz 
(BTHG) bereits im Entstehungsprozess. 
Ein wesentlicher Aspekt des Gesetzes-
vorhabens ist die „Beratung“.

i. BeRatung im Recht – 
gRundlagen

Zu Beginn führte Prof. Dr. Felix Welti 
(Universität Kassel) in die „Beratung im 
Recht – Grundlagen“ ein.1 Der wörtli-
chen Bedeutung zufolge findet sich die 
Beratung in verschiedenen Bereichen 

wie der Politik, dem Familienleben, der 
Medizin oder dem Recht. Stets sind bei 
einer Begriffsklärung Wirklichkeit und 
bestehende Normen zu prüfen. Mit der 
Beratung werden in der Regel Vorgänge 
beschrieben, in denen Rat erzeugt wird. 
Konkretisierend finden sich dazu etwa 
im Grimm‘schen Wörterbuch verschie-
dene Beschreibungen, die die sprachli-
che Entwicklung von der Verortung in 
der Fürsorge zu einem Prozess gemein-
samer Beratung widerspiegeln. Ebenso 
habe sich auch das öffentlich-rechtliche 
Sozialleistungsverhältnis zwischen be-
hinderten Menschen und Leistungs-
trägern oder Einrichtungen von einem 
durch Fürsorge geprägten Verhältnis zu 
einem Verhältnis, das auf Gegenseitig-
keit beruht, entwickelt. Beratung finde 
dabei oft im Schutz der Vertraulichkeit 
statt, einen Hinweis dafür bildeten die 
verschiedenen Beratungs- und Berufs-
geheimnisse. Gleichwohl sei für For-

schung und Rechtsprechung Transpa-
renz bei derartigen Vorgängen wichtig.

Wesentliche Grundlage für Beratun-
gen bei Entscheidungsprozessen sei der 
sich aus Art. 4 Abs. 3 UN-Behinder-
tenrechtskonvention (UN-BRK) erge-
bene und von behinderten Menschen 
geprägte Grundsatz „Nichts ohne uns 
über uns und ohne unseren Rat!“. Auch 
für die Vorgänge im sozialen Rechts-
staat (Gesetzgebung, Rechtsprechung, 
Verwaltung) sei Beratung ein essenti-
eller Aspekt und werde als Beitrag der 
Willensbildung vorausgesetzt. Auf der 
Ebene der Gesetzgebung diene sie auch 
dem Minderheitenschutz. Dazu könne es 
auch angemessener Vorkehrungen wie 
Gebärdensprachdolmetscher oder Zu-
gänglichkeit der Räume bedürfen. Die-
se bilden oft die Basis für eine gleich-
berechtigte politische Teilhabe, so wie 
sie Art. 29 UN-BRK vorsieht.2 Mit der 
Reform des Behindertengleichstellungs-

Die Autoreninnen und Autoren berichten von der Fachtagung „partizipation und Beratung im teilhabe­
recht“. in vier einführenden Vorträgen näherten sich die referierenden dem thema aus juristischer, sozial­
wissenschaftlicher und praktischer Sicht. Anschließend diskutierten die teilnehmenden in sechs parallelen 
Arbeitsgruppen zu verschiedenen themen. in den Diskussionen des tages wurde u.a. gefragt, welche Stellen 
unabhängige Beratung künftig wahrnehmen können und wie sichergestellt wird, dass bereits bestehende 
Strukturen einbezogen werden. wichtig sei die erwartungen an die unabhängige Beratung nicht zu hoch 
zu setzen und diese als ergänzendes Angebot zu verstehen. zudem diskutierten die teilnehmenden, was 
Gegenstand unabhängiger Beratung sein kann sowie Anforderungen an Qualifikationen und kompetenzen 
der Beratenden. es handelt sich um eine zweitveröffentlichung des Beitrags D42­2016 aus dem Diskussi­
onsforum rehabilitations­ und teilhabrecht (www.reha­recht.de). 

Maren Giese | eva nachtschatt | Mario Schreiner | Jasmin zücker | 
Angelice Falk | cindy Schimank | thomas ketzmerick | Matthias Liebsch
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„paRtizipation und BeRatung 
im teilhaBeRecht“ 

am 09.09.2016 in kassel

fall der gemeinsamen Servicestellen, die 
bislang diese Aufgabe wahrzunehmen 
hatten, umso wichtiger.

Die Streichung spezieller, restriktiver 
Regelungen zum Wunsch- und Wahl-
recht in den anderen Büchern des So-
zialgesetzbuchs sollte mit Blick auf die 
allgemeine Regelung im SGB IX in Be-
tracht gezogen werden. Hierdurch wür-
de die Selbstbestimmung in der Praxis 
erleichtert. 

Die Sicherstellung der Wirksamkeit 
der ärztlichen und ärztlich verordne-
ten Leistungen ist in die Bestimmungen 
zur Sozialen Teilhabe und hier konkret 
in die neuen Regelungen zu den Assis-
tenzleistungen, die der selbstbestimm-
ten und eigenständigen Bewältigung des 
Alltages dienen, aufgenommen und aus-
drücklich benannt worden. Diese Klar-
stellung stellt einen Fortschritt im Sin-
ne der Fragestellung dar.

Die im künftigen § 61 SGB IX 
vorgesehenen Vorgaben für ein 

Budget für Arbeit halten Expertinnen 
und Experten für zu kurz gegriffen. 
Sehen Sie Reserven und wenn ja, wo?

Neben dem Budget für Arbeit, das auf ein 
Beschäftigungsverhältnis zielt, muss es 
auch ein Budget für Ausbildung geben. 
Diese Erweiterung ist für die Teilhabe 
am Arbeitsleben auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt fundamental. Wir wis-
sen, dass einmal eingeschlagene Wege, 
die in Sondersysteme führen, nur sel-
ten dauerhaft verlassen werden. Daher 
müssen bereits beim Übergang in das 
Berufsleben die für Beschäftigungsver-
hältnisse geltenden Wahlmöglichkeiten 
auch für die berufliche Ausbildung be-
reitgestellt werden. 

Welchen Stellenwert nimmt 
aus Ihrer Sicht die ergänzen-

de unabhängige Teilhabeberatung (§ 32 
SGB IX-neu) ein?

Die Einführung einer unabhängigen 
Teilhabeberatung ist eine Forderung 
der Länder. Die im Gesetzesentwurf 
vorgesehene zeitliche Begrenzung der 
Förderung sollte aufgehoben werden. Es 

gibt mit Blick auf diese Aufgabe keinen 
sachlichen Grund für eine Befristung 
der Förderung. Der besondere Mehr-
wert der unabhängigen Beratung liegt 
in der Vermittlung von Teilhabechan-
cen insbesondere durch sog. Peer-Bera-
terinnen und -Berater, aber nicht nur. 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
weist unendlich viele Facetten auf, de-
ren Erfassung einer besonderen und 
auf die individuellen Gegebenheiten 
intensiv eingehenden Auseinanderset-
zung bedarf. Nicht jede seit jeher zum 
Einsatz gebrachte Leistung ist mit Blick 
auf die persönlichen Teilhabeziele ziel-
führend, nicht jeder besondere Teilha-
bedarf ist von den Akteuren der Leis-
tungsgewährung bereits hinlänglich er-
fasst. Die unabhängige Beratung stellt 
eine wichtige Ergänzung zur trägerüber-
greifenden Beratung und zur Teilhabe- 
und Gesamtplanung dar und kann ent-
scheidend zur Verwirklichung der per-
sönlichen Teilhabeziele beitragen.

Die unabhängige Teilhabeberatung 
ersetzt nicht die trägerübergreifende 
Beratung durch die Träger der Rehabi-
litation selbst. Diese ist im Gesetzesent-
wurf ein wenig verloren gegangen. Hier 
muss insbesondere auch mit Blick auf 
den Wegfall der Gemeinsamen Servi-
cestellen nachgebessert werden.

Im Vertragsrecht der Eingliede-
rungshilfe (Kapitel 8 SGB IX-E) 

sind an verschiedenen Stellen Möglich-
keiten zur Abweichung durch die Län-
der vorgesehen. Wie bewerten Sie die-
se Abweichungsmöglichkeiten?

Aus meiner Sicht handelt es sich um 
sinnvolle Optionen, die einer weiterge-
henden Gefahr einer Regionalisierung 
keinen Vorschub leisten. Die Leistun-
gen der Eingliederungshilfe sind bereits 
heute sehr vielfältig und unterscheiden 
sich von Träger zu Träger. Dies liegt am 
sog. “offenen Leistungskatalog” und an 
den insgesamt sehr offenen Regelun-
gen zum Leistungserbringungsrecht, 
das nur auf wenigen Rahmenbestim-
mungen gründet. Will man diese offe-
ne Leistungsstruktur, die die konkrete 
Ausgestaltung der Leistungsinhalte der 
Praxis, insbesondere dem Vertragsrecht 
überlässt, dann muss man auch die Fol-
gen respektieren, die in der nicht ganz 
unbeachtlichen Heterogenität der Teil-
habeleistungen in Deutschland liegen.

Sehr geehrter Herr Richard, herzlichen 
Dank für das interessante Interview. 

Beantwortete die Fragen:

 

roBert richArD
Ministerium für Arbeit, Soziales 
und integration Sachsen­Anhalt, 
Magdeburg

Stellte die Fragen:

pD Dr. phil. AnDreAS weBer
Master of public health, forscht zu Bar­
rierefreiheit, teilhabe, rehabilitation, 
Arbeit und Gesundheit sowie rechtswir­
kung am institut für Gesundheits­ und 
pflegewissenschaft der Martin­Luther­
universität halle­wittenberg
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gesetzes (BGG) wurde die Partizipati-
on durch Verbände behinderter Men-
schen ausdrücklich als Aufgabe des 
Bundes anerkannt.3

Auch die Rechtsprechung, die ein dis-
kursiver Prozess ist, beruhe auf Bera-
tungsvorgängen in der mündlichen Ver-
handlung sowie nicht öffentlich durch 
die Richterinnen und Richter. Partizi-
pation und Zugang bei diesen Prozes-
sen werden durch das Gerichtsverfas-
sungsgesetz gewährleistet und durch 
Art. 13 UN-BRK geschützt.4 Proble-
matischer seien jedoch die Regelun-
gen für die Richterinnen und Richter 
selbst. Hier bestehe zwar ein Benach-
teiligungsverbot, verschiedene Barrie-
ren (z.B. notwendige Dolmetscher bei 
nicht öffentlichen Beratungen) bestün-
den aber weiterhin.

Schließlich sei Beratung auch ein 
wichtiger Bestandteil im Verwaltungs-
handeln, bei dem es um das Ausführen 
und die Konkretisierung von Gesetzen 
geht. § 25 Verwaltungsverfahrensgesetz 
und §§ 14, 15 Sozialgesetzbuch (SGB) I 
sehen daher spezielle Beratungspflich-
ten vor. Beratung bzw. Mitwirkung ist 
jedoch für alle Beteiligten notwendig, so 
dass es auch ausgeprägte Mitwirkungs-
pflichten der Bürgerinnen und Bürger 
z.B. zur Ermittlung des Sachverhalts 
oder im Rahmen von Begutachtungen 
gebe. Ebenso besteht auch ein Recht, bei 
belastenden Entscheidungen sowie im 
Rahmen eines Widerspruchverfahrens 
angehört zu werden. Staatliche und ge-
sellschaftliche Verantwortung stünden 
somit im Hinblick auf Beratung in ei-
nem Ergänzungsverhältnis. Für behin-
derte Menschen setze dies jedoch vor-
aus, dass Kommunikation und Zugang 
ermöglicht und unterstützt werden, so 
wie es das BGG vorsieht.

Oftmals haben behinderte Menschen 
ungewöhnliche und komplexe Bedarfs-
lagen, so dass hier mehrere Behörden 
auch über die Grenzen der eigenen Zu-
ständigkeit hinaus gefordert seien. Da-
ran werde auch das BTHG nichts än-
dern. Hilfreich könnten die gemeinsa-
men Servicestellen sein, deren erweiterte 
Beratungspflicht jedoch mit dem BTHG 
aufgehoben werden soll. Schließlich lasse 

Beratung sich auch als private Dienst-
leistung, etwa in der medizinischen 
und anwaltlichen Beratung, einord-
nen. In diesem Bereich werde sie u.a. 
durch Berufspflichten (z.B. Abschluss 
einer Haftpflichtversicherung) regu-
liert. Darüber hinaus komme im So-
zialrecht der Selbsthilfe große Bedeu-
tung zu. Die Qualität werde dabei u.a. 
durch Qualifikationen und Erfahrun-
gen gesichert. Hier sei auch die Grenze 
der Selbsthilfe, es dürfe also nur soweit 
beraten werden, wie die eigenen Kom-
petenzen reichten. Insgesamt sei Bera-
tung in verschiedensten Bereichen die 
Grundlage von Entscheidungen. Eben-
so sei gute Beratung auch die Voraus-
setzung des Rechts. 

ii. BeRatung im Recht – 
deR entWuRF des Bthg 

Alfons Polczyk (Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales [BMAS]) wid-
mete sich in seinem Vortrag der ergän-
zenden unabhängigen Teilhabeberatung 
und gab einen Überblick über den aktu-
ellen Stand des BTHG. Der Regierungs-
entwurf, der sich derzeit im parlamen-
tarischen Verfahren befindet5, soll das 
ergänzende unabhängige Beratungs-
angebot künftig in § 32 SGB IX-Regie-
rungsentwurf (SGB IX-E) regeln.

Danach soll die Teilhabeberatung 
möglichst niederschwellig erfolgen. Ziel 
ist die Stärkung der Rolle der Leistungs-
berechtigten im sozialrechtlichen Drei-
eck und eine personenzentrierte Leis-
tungserbringung6, die auf den individu-
ellen Bedarf des Leistungsberechtigten 
ausgerichtet ist. Um individuell passen-
de Leistungen für den Einzelnen finden 
zu können, sei zunächst ein Überblick 
über das Angebot unter Berücksichti-
gung des individuellen Bedarfs erforder-
lich, hierbei helfe die objektive, unab-
hängige Beratung. Der Referent nannte 
als vier zentrale Vorteile einer externen 
Beratung Kompetenz, Kapazität/Ener-
gie, Objektivität und Sicherheit (Be-
rücksichtigung neuester Erkenntnis-
se und Qualitätsstandards). Er beton-
te, dass die Objektivität der Beratung 

insbesondere dann sichergestellt wer-
den müsse, wenn nach Qualität und Ei-
genschaften, wie den Vor- und Nachtei-
len einer Leistung gefragt werde. Dazu 
müsse die Beratung frei von Weisungen 
und Interessenkonflikten der beraten-
den Akteure erfolgen. Dies gestalte sich 
im Reha-Bereich besonders schwer. Das 
Einrichten freier Beratungsinstitutio-
nen allein genüge nicht, vielmehr sei-
en eine gut vernetzte Zusammenarbeit 
sowie das Überwinden von Hürden an 
den Schnittstellen der Beratung erfor-
derlich. Wesentlich sei hierbei die ge-
genseitige Akzeptanz und Anerken-
nung der Reha-Träger und ihrer Ent-
scheidungen. 

Ein klarer Auftrag zu unabhängiger 
Beratung ergebe sich aus § 14 SGB IX-E. 
Hieraus gehe auch hervor, dass Beratung 
für alle Menschen mit Behinderung zu-
gänglich sein muss, auch für solche, die 
besondere Hürden überwinden müssen. 
Die Anforderungen an eine unabhän-
gige Beratung fasste der Referent wie 
folgt zusammen:
• Vorhandene Strukturen müssen ge-

nutzt und weiter ausgebaut werden.
• Doppelstrukturen und parallele Be-

wertungen (Begutachtungen) sind zu 
vermeiden. 

• Beratung soll neutral und unpartei-
lich erfolgen.

• Der bzw. die Ratsuchende und seine 
bzw. ihre individuellen Bedürfnisse 
sollen im Zentrum stehen.

• Ziel der unabhängigen Teilhabebe-
ratung ist ein selbstbestimmtes Ent-
scheiden des bzw. der Leistungsbe-
rechtigten. 

Polczyk wies darauf hin, dass der Gesetz-
entwurf die Beratung „von Betroffenen 
für Betroffene“ (§ 32 Abs. 3 SGB IX-E) 
besonders hervorhebt, es sei eine offe-
ne Formulierung, die explizit auch An-
gehörige von Menschen mit Behinde-
rung einbeziehe. 

Neben den regionalen Beratungen in 
den Ländern und Kommunen sei ein 
überregionales Beratungsangebot un-
bedingt erforderlich, da aus den Haus-
haltsmitteln der Länder und Kommu-
nen meist zahlreiche verschiedene Maß-

nahmen finanziert werden müssten und 
in der Folge nicht in allen Regionen ein 
umfassendes Beratungsangebot gewähr-
leistet sei. Die geplanten Regelungen 
zur ergänzenden unabhängigen Bera-
tung beschrieb er insofern als entschei-
denden Schritt in die richtige Richtung.

iii. BeRatung als teilhaBe­
VoRaussetzung – empiRi­
sche eRkenntnisse

Prof. Dr. Gudrun Wansing (Univer-
sität Kassel) stellte Ergebnisse zweier 
Studien zur Beratung im Kontext des 
Persönlichen Budgets7 vor sowie ers-
te Ergebnisse einer bisher nicht abge-
schlossenen Begleitforschung zum Peer 
Counseling im Rheinland8. 

Allem voran betonte sie die enge Ver-
bindung von Selbstbestimmung und 
Teilhabe, zu deren Förderung das BTHG 
eine Reihe von Instrumenten bereithal-
te, z.B. das Wunsch- und Wahlrecht 
(§ 8 SGB IX-E), die personenzentrier-
te Ausrichtung der Eingliederungshil-
fe (z.B. § 95 SGB IX-E) und das Per-
sönliche Budget (§ 29 SGB IX-E). Es 
müsse jedoch im Entwurf des BTHG 
kritisch geprüft werden, inwieweit ein-
zelne Regelungen möglicherweise das 
Selbstbestimmungs- und Wahlrecht 
einschränken (z.B. Gemeinsame In-
anspruchnahme von Leistungen nach 
§ 116 SGB IX-E). Um selbstbestimmt 
leben zu können, müssten grundsätz-
lich zunächst Handlungs- und Ent-
scheidungsspielräume (Rechte, Infra-
struktur, Lebensentwürfe) bekannt sein 
und notwendige Ressourcen zur Ver-
wirklichung zur Verfügung stehen. Be-
ratung nehme hierbei eine Schlüssel-
funktion ein.

Hinsichtlich der Studien zum Per-
sönlichen Budget führte die Referen-
tin aus, dass diese einen hohen Infor-
mations- und Beratungsbedarf seitens 
der Leistungsberechtigten verdeutlich-
ten. Dies betreffe sowohl allgemeine 
Fragen zum Persönlichen Budget so-
wie konkrete Hilfestellungen im An-
trags- und Bewilligungsverfahren, bei 
der Bedarfsfeststellung, beim Abschlie-

ßen der Zielvereinbarung sowie wäh-
rend des Budgetbezugs. Erfragt werde 
die Beratung bei verschiedenen Stellen 
wie Ämtern/Behörden, Einrichtungen/
Diensten, Selbsthilfeorganisationen, ge-
setzlichen Betreuern sowie bei Familie 
und Freunden. Bei den unabhängigen 
Beratungsstellen zeigte sich eine hohe 
Zufriedenheit in alltagspraktischen An-
gelegenheiten. Die Beratungsarbeit der 
Leistungsträger sei hingegen weiterzu-
entwickeln, z.B. hinsichtlich der Bar-
rierefreiheit, der Qualifizierung sowie 
der Zusammenarbeit. 

Die Referentin ging anschließend 
auf die geplante Vorschrift zur ergän-
zenden unabhängigen Teilhabebera-
tung (§ 32 SGB IX-E) ein und warf 
verschiedene Fragen auf: Was bedeutet 
Unabhängigkeit? Welche Stellen kön-
nen beraten? Was ist Beratungsgegen-
stand, und sollte dieser wie vorgesehen 
auf Rehabilitations- und Teilhabeleis-
tungen nach dem SGB IX beschränkt 
werden? Wie erfolgt die Qualitätssi-
cherung, und wie kann eine nachhalti-
ge Finanzierung sichergestellt werden?

Daran anknüpfend stellte Wansing 
erste Ergebnisse der Begleitforschung 
eines Modellprojekts zum Peer Coun-
seling im Rheinland vor. Im Rahmen 
des Projekts werden Angebote des Peer 
Counseling in zehn Beratungsstellen in 
unterschiedlicher Trägerschaft mit un-
terschiedlichen Strukturen erprobt. Ziel 
der Begleitforschung ist es, Wirkungs- 
und Gelingensfaktoren zu identifizie-
ren sowie herauszufinden, wie das Kon-
zept des Peer Counseling umgesetzt 
wird und wer es in Anspruch nimmt.

Der Schwerpunkt der Beratungsstel-
len liege auf der Beratung von Menschen 
mit körperlichen, kognitiven und psy-
chischen Beeinträchtigungen. Die Be-
ratenden selbst haben ebenfalls über-
wiegend diese Beeinträchtigungsformen, 
nur selten hingegen Sinnesbeeinträch-
tigungen. Alle erhielten eine Schulung 
im Rahmen des Projekts, 2/3 der Be-
ratenden werden bei Beratungsgesprä-
chen unterstützt. Im Ergebnis konn-
ten 733 Gespräche ausgewertet wer-
den, wobei sich zeigte, dass diejenigen, 
die Peer Counseling in Anspruch neh-

men, überdurchschnittliche Bildungs-
abschlüsse vorweisen. Dies werfe die 
Frage auf, inwieweit es sich um ein se-
lektives Angebot handele. Die Motive, 
Peer Counseling-Stellen aufzusuchen, 
seien unterschiedlich und reichten von 
einfachem Gesprächsbedarf bis hin 
zur Unzufriedenheit mit anderen Be-
ratungsstellen. Ebenso breit gefächert 
seien die Themen, zu denen Beratung 
eingeholt wird. Diese umfassen z.B. 
Arbeit, Wohnen und Freizeit, medizi-
nische Fragen zu Medikamenten, Ärz-
ten und Therapien sowie Aspekte des 
Umgangs mit der Krankheit oder Be-
einträchtigung. Neben den Menschen 
mit Behinderung, nutzen auch Anger-
hörige das Angebot des Peer Counse-
ling, was wiederum die Frage aufwer-
fe, inwieweit auch Angehörige Peers 
sein könnten.

Zudem zeigte sich, dass man Men-
schen in stationären Wohnsettings 
fast gar nicht erreiche. Künftig sei zu 
prüfen, wie man diesen Personenkreis 
einbeziehen kann. Denkbar wäre eine 
aufsuchende Beratung, die Einbezie-
hung von Gremien der Interessens-
vertretung sowie die Begleitung von 
WohnheimbewohnerInnen zu Bera-
tungsstellen. Insgesamt bewerten die 
Befragten das Angebot als gut, wo-
bei lediglich 39 % angeben, ab sofort 
ausschließlich diese Form der Bera-
tung wahrzunehmen. Hieraus leitete 
die Referentin ab, dass Trägervielfalt 
anzustreben sei. Darüber hinaus seien 
bei der Schaffung unabhängiger Bera-
tungsstellen bereits etablierte Struktu-
ren zu berücksichtigen.

iV. kommentaR aus sicht 
deR inteRessenVeRtRetung 
BehindeRteR menschen 

Es folgte ein Kommentar von Uwe Fre-
vert (Verein zur Förderung der Autono-
mie Behinderter, fab e.V.). Der Referent 
verwies auf den enormen Kostenanstieg 
in der Eingliederungshilfe (EGH) und 
die damit einhergehenden Sparpläne der 
Bundesregierung. Das eigentliche Prob-
lem liege allerdings darin, dass sich der 
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Großteil der Eingliederungshilfeleistun-
gen, trotz des Grundsatzes „ambulant 
vor stationär“, im stationären Bereich 
konzentriere. So würden 84 % der EGH, 
77 % der Hilfen zur Pflege und 70 % der 
Leistungen der Pflegeversicherung für 
die stationäre Unterbringung ausgege-
ben. Demgegenüber sei der ambulante 
Bereich für behinderte Menschen völ-
lig unterentwickelt. Im Ergebnis gebe 
es kein finanzielles Problem, sondern 
eines der Verteilung der Gelder. In der 
Praxis zeige sich, z.B. im Rahmen der 
Beratung, der erhebliche Einfluss der 
Kostenträger auf die Organisation der 
Hilfegestaltung.

Dies veranschaulichte der Referent 
anhand praktischer Beispiele und stell-
te dar, dass Defizite in der Leistungsge-
währung häufig nur durch private Kom-
pensation oder starke Einbindung fa-
miliärer Hilfen ausgeglichen werden 
könnten. Das BTHG beschrieb er als 
Instrument zur Einsparung finanzi-
eller Mittel. Fraglich sei, ob durch die 
vorgesehene Regelung zur unabhängi-
gen Teilhabeberatung dieses problema-
tische Kürzungsvorhaben abgefedert 
werden solle.

Der Referent schloss mit der Dar-
stellung einzelner problematischer Re-
gelungsinhalte des BTHG, die künftig 
in der Beratung eine Rolle spielen wer-
den. Hierzu zähle die Zugangsrege-
lung des § 99 SGB IX-E und der damit 
möglicherweise einhergehende Weg-
fall des Bedarfsdeckungsprinzips. Be-
ratungsgegenstand werde ebenso die 
weiterhin bestehende Anrechnung von 
Einkommen und Vermögen (§ 135ff. 
SGB IX-E) sein. Zudem sei aufgrund 
der Regelung zum Mehrkostenvorbehalt 
(§ 104 SGB IX-E) mit einem Wegfall des 
Wunsch- und Wahlrechts im Rahmen 
der EGH zu rechnen. Als weitere künfti-
ge Beratungsthemen nannte Frevert u.a. 
die Vorschriften zum sog. „Zwangspoo-
len“ (§ 116 Abs. 2 SGB IX-E), den Weg-
fall des Wahlrechts zum beauftragten 
Kostenträger beim Persönlichen Bud-
get (§ 116 Abs. 1 SGB IX-E) sowie, dass 
Assistenz für ehrenamtliche Tätigkei-
ten nur noch durch ehrenamtliche As-
sistenzen erbracht werden könnten.9

V. diskussion 

In der anschließenden Diskussion wur-
de die Frage aufgeworfen, inwieweit eine 
kompetente Beratung trotz der unge-
klärten langfristigen Finanzierung er-
möglicht werden kann. Gefragt wurde 
zudem, inwieweit die Kompetenz der 
Beratenden beim Peer Counseling in 
den Vordergrund gestellt werden soll.

Laut Polczyk (BMAS) qualifiziert al-
lein das Vorliegen einer Behinderung 
nicht zu kompetenter Beratung. Die 
im Vortrag von Wansing aufgeworfene 
Frage, ob die unabhängige Beratung auf 
Leistungen des SGB IX beschränkt wer-
den könne, verneinte er, wesentlich sei 
ein lebensweltliches Ansetzen der Be-
ratung. Kritik an der Unterstützung der 
Peer-Berater durch Dritte wurde seitens 
der Selbsthilfe geäußert und gleichzei-
tig auf den Unterschied zwischen Peer 
Counseling und Peer Support verwie-
sen. Letztere könne eine wichtige Er-
gänzungsmöglichkeit bilden, da es sich 
häufig als Übergang zum engeren Peer 
Counseling anbiete. Zudem sei eine kla-
re Ausgestaltung der Unterstützerrolle 
in der Beratung erforderlich, hier be-
stünden derzeit noch Unsicherheiten 
und Lücken.

Claudia Tietz  (Sozia lverband 
Deutschland [SoVD]) ging auf Prob-
leme des Umfangs unabhängiger Be-
ratungsangebote ein. Die Erwartun-
gen an die unabhängige Beratung seien 
sehr breit gefächert, so solle sie bereits 
vor Antragstellung sowie während der 
Leistungserbringung erfolgen, zugleich 
aber auch Ansprüche an eine rechtliche 
Beratung erfüllen und erfordere daher 
ganz unterschiedliche Fachkompeten-
zen. Tietz warnte davor, den unabhängi-
gen Beratungsstellen zu viel zuzumuten 
und sie zu Ausfallbürgen anderer Ver-
pflichteter, wie der Rehabilitationsträ-
ger, werden zu lassen.

In diesem Zusammenhang wurde 
ebenfalls thematisiert, wie Peer Counse-
ling von dem abgegrenzt werden kann, 
was Selbsthilfe sein sollte und wie die 
allgemeine Beratungsstruktur künftig 
von der spezialisierten Beratung getrennt 
werden könne. Kritisiert und als unzu-

reichend bewertet wurde, dass der Ge-
setzesentwurf zum BTHG bisher ledig-
lich eine Hinweispflicht der EGH-Träger 
auf die Möglichkeit unabhängiger Bera-
tung im Gesamtplanverfahren vorsieht.

Polczyk erklärte hierzu, dass der un-
abhängigen Beratung eine ergänzende 
Eigenschaft zukomme und sie das von 
den Reha-Trägern durchzuführende 
Teilhabeplanverfahren nicht ersetzen 
kann und soll. Darüber hinaus spiele die 
Angehörigenberatung eine große Rolle 
und sei insbesondere bei Menschen mit 
Behinderung geboten, die besonders hil-
febedürftig oder nicht selbständig sind.

Vi. aRBeitsgRuppen (ag)

AG 1 „Beratungsansprüche und 
Beratungsstrukturen für Über-
gänge an Schnittstellen (Schule/
Beruf und Reha/Betrieb) 

In der von Prof. Dr. Katja Nebe (Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg) geleiteten AG präsentierte Kers-
tin Axt (Kompetenzzentrum für pass-
genaue Assistenzangebote [KompAss]) 
einleitend das KompAss-Projekt10 und 
berichtete aus der Praxis eines alter-
nativen Anbieters zur Werkstatt für 
behinderte Menschen (WfbM). Lang-
fristiges Ziel sei die Vermittlung einer 
sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung durch Kompetenztrainings und 
Trainingsplätze auf dem ersten Arbeits-
markt. Teilnehmen können ausschließ-
lich Menschen mit einem Persönlichen 
Budget. Aufgrund der ablehnenden Hal-
tung etablierter Reha-Träger, wie der 
Bundesagentur für Arbeit, gegenüber 
dem Persönlichen Budget, bestehen bis-
her nur Bewilligungen im Bereich der 
EGH. In der praktischen Arbeit habe 
sich gezeigt, dass das Persönliche Bud-
get auch die Leistungsberechtigten vor 
Herausforderungen stellt. Die Referen-
tin bewertete es dennoch als sehr gut, da 
es Transparenz schaffe. Für die Zukunft 
wünsche man sich Kooperationen mit 
weiteren Reha-Trägern. In der anschlie-
ßenden Diskussion zeigte sich der hohe 
Bedarf an alternativen Beschäftigungs-

formen zur WfbM sowie die Vielfalt der 
in den vergangenen Jahren aus diesem 
Bedarf heraus entstandenen Projekte.

Barbara Vieweg (Jenaer Zentrum 
für selbstbestimmtes Leben behinderter 
Menschen e.V. [JZSL]) veranschaulich-
te die aktuelle Situation von Menschen 
mit Behinderungen an Übergängen.11 
Tendenziell zeichne sich ein Rückgang 
von Förderschulen ab, stattdessen er-
folge die schulische Ausbildung junger 
Menschen mit Behinderung zunehmend 
in inklusiven Schulklassen. Die häufi-
ge Fehlannahme, die allgemeine schu-
lische Ausbildung bereite hinreichend 
auf die Ausbildung bzw. den Übergang 
von der Schule in das Berufsleben vor, 
führe zu Lücken in der Beratung und 
mache ein besonderes Beratungsange-
bot erforderlich. In den letzten Jahren 
hätten sich die Anforderungen hieran 
jedoch verändert, da viele Schulen aus 
der Initiative Inklusion12 heraus erwei-
terte Angebote bereithielten. In diesem 
Zusammenhang stellte die Referentin 
das Jenaer Zentrum für selbstbestimm-
tes Leben behinderter Menschen (JZSL) 
vor, welches genau hier anknüpfe und 
u.a. ein Beratungsangebot für Abgangs-
klassen der Schulen biete.

In der folgenden Diskussion wurde 
vor allem das Peer Counseling für den 
Übergang Schule – Beruf thematisiert. 
Im Gegensatz zu erwachsenen Ratsu-
chenden fehle es im Schulalter meist 
an den zur Beratung geeigneten Peers. 
Hier sowie grundsätzlich in Schnitt-
stellenbereichen könne der Peer Sup-
port13 eine besser geeignete Alternati-
ve bieten. Von großer Bedeutung für 
die selbstbestimmte Ausbildung jun-
ger Menschen mit Behinderung sei zu-
dem ein Recht auf falsche Entscheidung. 
Insofern dürfe keine zu strenge Über-
prüfung eines erreichten Erfolges vor-
genommen werden.

Als Schwachpunkt stellt sich in die-
sem Zusammenhang das Fehlen des 
Übergangs Schule – Beruf in der Reha-
Beratung heraus. Zudem müssten Koor-
dinierungsverpflichtungen unter Einbe-
ziehung der Schulen geregelt werden.14 
Schließlich wurde die Frage diskutiert, 
wie Arbeitgeber besser beraten und un-

terstützt werden können. Eine Möglich-
keit lasse sich in der Übertragung des 
Gedankens des Peer Counseling für Ar-
beitgeber sehen. Wesentlich sei zudem, 
die Aufklärungsarbeit für Arbeitgeber 
zu stärken, um Vorurteilen und rein hy-
pothetischen Barrieren vorzugreifen.15 

AG 2a „Partizipation im Arbeits-
leben – barrierefreie Wahlen im 
Arbeitsleben“ 

Einstiegsthese der Diskussion in der von 
Prof. Dr. Wolfhard Kohte (Zentrum für 
Sozialforschung Halle [ZSH]) geleiteten 
AG war, dass die derzeitigen gesetzlichen 
Regelungen in den Wahlordnungen zur 
Betriebsrats- und Schwerbehinderten-
vertretungs-Wahl hinsichtlich der ver-
schiedenen Unterstützungsmöglichkei-
ten defizitär und im Zuge des BTHG-
Entwurfs zu überarbeiten sind.

Menschen mit Behinderungen haben 
das Recht zur Wahl ihrer Interessen-

vertretungen. Dies ergibt sich aus dem 
Grundsatz einer allgemeinen Wahl. Um 
das aktive Wahlrecht ausüben zu kön-
nen, müssen Wahlverfahren in Um-
setzung von Art. 27 Abs. 1c UN-BRK 
barrierefrei gestaltet werden. Je nach 
Wahlverfahren können verschiedene 
Teilhabehürden für Menschen mit Be-
hinderungen auftreten. Förmliches bzw. 
vereinfachtes Wahlverfahren setzen in 
unterschiedlichem Maße auf Schrift-
lichkeit (z.B. durch Wahlausschreiben), 
Mündlichkeit, persönliche Anwesen-
heit bzw. die Fähigkeit, das Geschehen 
unmittelbar zu verfolgen. Hier gilt es, 
spezifische Barrieren zu überwinden, 
die vorwiegend für blinde und sehbe-
hinderte, gehörlose und schwerhörige 
oder für kognitiv oder in ihrer Mobi-
lität eingeschränkte Beschäftigte ent-
stehen. Gängige Hilfestellungen leisten 
hierbei u.a. Gebärden- oder Schriftdol-
metscher sowie Arbeitsassistenten. Auch 
die Anwendung Leichter Sprache oder 

Peer Counseling – Modellprojekt 

im kontext der umsetzung der un­Behindertenrechtskonvention 
erprobt das LVr­Dezernat Soziales in mehreren regionen des 
rheinlandes insgesamt zehn neue konzepte des peer counseling. 
Die vom LVr geförderten Anlaufstellen und Beratungsangebote des 
peer counseling richten sich zum einen insbesondere an Menschen, 
die im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen wesentlich behindert 
sind oder von einer solchen Behinderung bedroht sind. zum anderen 
richten sie sich an Menschen mit Behinderung, die an einer Schnitt­
stelle ihrer beruflichen entwicklung stehen. konkret an Schülerinnen 
und Schüler mit (Schwer­)Behinderung und sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die sich mit dem Übergang in den allgemeinen Ar­
beitsmarkt beschäftigen. Auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
rheinischen werkstätten für behinderte Menschen, die wege auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt suchen, zum Beispiel ein praktikum 
machen oder auf einem betriebsintegrierten Arbeitsplatz arbeiten 
möchten, können sich hier von „peers“, also anderen Menschen mit 
Behinderung und ähnlicher erfahrung, beraten lassen.

Die Förderung ist zunächst auf drei Jahre (1. Juni 2014 – 31. Mai 2017) 
befristet. Die zehn Beratungsangebote werden begleitend evaluiert.

Der zwischenbericht ist abrufbar unter: www.lvr.de/media/wwwlvrde/
soziales/menschenmitbehinderung/wohnen/dokumente_232/peer_
counseling/14­1361_Anlage_2_Anlagen_zum_zwischenbericht.pdf 

Quelle: www.lvr.de
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die Anpassung des Wahlverfahrens an 
die räumliche Situation können unter-
stützend wirken.16

In der Diskussion wurden insbeson-
dere die praxisnahen Probleme ange-
sprochen, die bei der Wahl und der 
Arbeit von Werkstatträten auftreten. 
So wurde herausgearbeitet, dass eine 
gesetzliche Verpflichtung zur Leich-
ten Sprache in besonderem Maße die 
Barrierefreiheit der Wahl gewährleis-
ten könnte. Zudem wurde überlegt, wie 
die Umsetzung Leichter Sprache sicher-
zustellen sei.

Hierbei war Konsens, dass das BMAS 
im BTHG verpflichtet werden sollte, 
bspw. ein Muster eines Wahlausschrei-
bens in Leichter Sprache abzufassen und 
die jeweiligen Wahlvorstände eben dieses 
auf ihr Wahlverfahren modifiziert aus-
zuhängen haben. Weiter wurde überlegt, 
dass auch gewählte Werkstatträte um-
fassend geschult werden müssten, um 
künftige Mitbestimmungs- und Mit-
wirkungsrechte sachgerecht ausüben zu 
können. Es wurde angeregt, dass für die 
Beratung zunächst das Integrationsamt 
zuständig sein sollte. Natürlich sei die 
Beratung auch ein Feld für Selbsthilfe-
organisationen und Gewerkschaften.

Ein weiterer Punkt in der Diskussi-
on war die geplante Neuregelung der 
Frauen-beauftragten. Kritisiert wur-
den das Fehlen von Budget und Ausstat-
tung sowie die unzureichende Anzahl 
von Frauenbeauftragten v.a. in größeren 
Betrieben, wobei gerade geistig behin-
derte Frauen in jedem Arbeitsteam Un-
terstützung bräuchten, da sie aufgrund 
geschlechterspezifischer Diskriminie-
rung nicht selten Gewalt bzw. sexuelle 
Belästigung erfahren.

Neben aller Kritik wurde letztlich da-
rauf aufmerksam gemacht, dass es er-
folgreiche Mischformen der Integrati-
on in den ersten Arbeitsmarkt gebe. Als 
Beispiel wurden hier Werkstatt-Abtei-
lungen in regulären Unternehmen ge-
nannt, die in Einzelfällen Übergänge 
zum ersten Arbeitsmarkt ermöglich-
ten. Gleichwohl wurde einheitlich ge-
fordert, Anreize und Unterstützungen 
für Übergänge in den ersten Arbeits-
markt zu stärken.

AG 2b „Partizipation im Arbeitsle-
ben – Werkstatträte“ 

Der Workshop 2b wurde von Mario 
Schreiner (Universität Kassel), Viviane 
Schachler (Diakonie Neuendettelsau) 
und Günter Ritter (Hephata Werk-
stätten Treysa) moderiert. Zum Ein-
stieg wurde die aktuelle Rechtslage zu 
Aufgaben und Funktionen der Werk-
statträte in der Werkstätten-Mitwir-
kungsverordnung (WMVO) dargestellt 
und diskutiert. Hierbei konnten Mög-
lichkeiten und Grenzen von Mitwir-
kungs- und Mitbestimmungsrechten 
aufgezeigt werden. In der Auseinander-
setzung wurde deutlich, dass Kompe-
tenzen und Gestaltungsmöglichkeiten 
deutlich hinter den Befugnissen von 
Betriebsräten in Betrieben des allge-
meinen Arbeitsmarkts zurückbleiben 
und die Werkstattleitungen in stritti-
gen Fällen – trotz einer möglicherwei-
se anderslautenden Empfehlung einer 
Schiedsstelle – ein endgültiges Entschei-
dungsrecht haben. Die Befugnisse des 
Werkstattrates seien in der Konsequenz 
als begrenzt zu beurteilen. Trotz die-
ser eingeschränkten Handlungsspiel-
räume sei es den Werkstatträten den-
noch gelungen, durch intensive sowie 
beharrliche Arbeit in der Interessens-
vertretung öffentlich sichtbar zu werden 
und einen Reformprozess zur Moder-
nisierung der WMVO anzustoßen, der 
schlussendlich Aufnahme in den Um-
setzungsprozess des BTHG gefunden 
habe (siehe Art. 22 BTHG).

An diese erste Phase des Workshops 
schloss sich eine Erläuterung der vorge-
sehenen Neuerungen, wie beispielswei-
se die Finanzierung von überregionalen 
Interessenvertretungen, in der überar-
beiteten Fassung der WMVO an. In die-
sem Zusammenhang konnte auch deut-
lich herausgestellt werden, dass die im 
Rahmen der WMVO-Neuordnung zu 
erwartenden sechs Mitbestimmungs- 
und neun Mitwirkungsrechte die Po-
sition des Werkstattrates mutmaßlich 
deutlich stärken werden. Auf diese Wei-
se werde wohl eine erweiterte Partizipa-
tion der Werkstattbeschäftigten durch 
ihr Vertretungsorgan möglich.

Nach der Erarbeitung der wichtigs-
ten Neuerungen erfolgten gemeinsa-
me Überlegungen dazu, welche Rah-
menbedingungen notwendig seien, da-
mit Werkstatträte in Zukunft – auf der 
Grundlage der neuen Verordnung – ef-
fektiver die Belange der Werkstattbe-
schäftigten vertreten können. Zusam-
menfassend wurde hierzu festgehalten, 
dass es notwendig sei, die Werkstatträte 
zu den gewandelten Rechten und Aufga-
ben zu schulen. Weiter seien engagier-
te Vertrauenspersonen unumgänglich, 
die auch im Konfliktfall die Interessen 
der Werkstatträte im Fokus behalten. 
Die in der neuen WMVO zu schaffen-
de Möglichkeit, dass die Vertrauens-
person künftig nicht mehr ausschließ-
lich eine werkstattinterne, sondern auch 
eine externe Person sein darf, trage die-
sem Anspruch Rechnung.

Ebenfalls sei eine grundsätzlich po-
sitive Einstellung und Offenheit der 
Werkstattverantwortlichen gegenüber 
der Selbstvertretungskompetenz von 
Menschen mit Behinderung und ko-
gnitiven Einschränkungen elementar, 
damit der Werkstattrat effektiv arbei-
ten könne. Die Fortführung einer in-
tensiven Öffentlichkeitsarbeit durch die 
Werkstatträte solle ebenfalls weiterhin 
erfolgen, um ein positives Image der 
Werkstatträte zu fördern.

Abschließend wurde thematisiert, 
welche Hintergründe zu der mit der re-
formierten WMVO vorgesehenen Ein-
führung von Frauenbeauftragten aus 
dem Kreis der weiblichen Werkstattbe-
schäftigten beitrugen und welche Un-
terschiede sich hieraus gegenüber der 
Berufung von Gleichstellungsbeauf-
tragen ergeben.

AG 3 „Unabhängige Beratung – 
Peer Counseling“

Prof. Dr. Gudrun Wansing und Micah 
Jordan (beide Universität Kassel) eröff-
neten die Diskussion über die Anforde-
rungen an unabhängige (Betroffenen-) 
Beratung17 mit einer Vorstellungsrunde, 
in der die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer zunächst ihre Befürchtungen und 
Erwartungen rund um die Regelungen 

zur unabhängigen Beratung im BTHG-
Gesetzesentwurf einbringen konnten. 
Während hierbei die Frage aufgewor-
fen wurde, wie etwa Menschen im sta-
tionären Kontext von Beratungsangebo-
ten profitieren könnten, wurde ebenso 
auf die ungleichmäßige Repräsentati-
on verschiedener Interessenvertretun-
gen und deren Auswirkungen auf die 
Teilhabe bestimmter Betroffenengrup-
pen, darunter vor allem Menschen mit 
geistiger Beeinträchtigung, aufmerk-
sam gemacht.

Anstelle einer defizitären, auf Aus-
grenzungserfahrungen basierenden Dif-
ferenzierung verschiedener Bedürfnis-
lagen wurde weiterhin eine ressour-
cen- und bedarfsorientierte Sichtweise 
gefordert. Ebenso wurde an dieser Stelle 
kritisiert, dass es gegenwärtig an einem 
„gemeinsamen Nenner“ der Interessen-
gruppen fehle. Im Rahmen derDiskussi-
on wurde hervorgehoben, dass die Fra-
gen nach den Inhalten, der Qualifizie-
rung und den Kompetenzen vorrangig 
aus der Betroffenenperspektive geklärt 
werden sollten, wobei erneut unterstri-
chen wurde, dass „Behindert Sein“ allei-
ne noch nicht für die Tätigkeit als Peer 
Counselor qualifiziere. Diskutiert wur-
den zudem Fragen nach der Haftung. 
Um die Interessen von Betroffenen und 
Leistungsträgern in Einklang zu brin-
gen, wurde weiterhin eine Vernetzung 
zwischen Beratungsangeboten und So-
zialleistungsträgern nahe gelegt. An-
knüpfend hieran wurde die Frage auf-
geworfen, inwieweit Peer Counselors 
möglicherweise als „Lotsen“ fungie-
ren könnten.

Mit Blick auf die noch auszugestalten-
de Förderrichtlinie der Bundesregierung 
nach § 32 Abs. 4 SGB IX-RegE wurde 
mit Blick auf die gemeinsamen Kern-
forderungen des Deutschen Behinder-
tenrates18 auf politischer Ebene für eine 
stärkere Vernetzung und Kooperation 
der unterschiedlichen Behindertenver-
bände bei der Formulierung von Qua-
litätskriterien des Peer Counseling plä-
diert. Zum anderen wurde auf die blei-
benden Regelungslücken hingewiesen, 
so beispielsweise die Frage nach der Zu-
gänglichkeit der Beratungsangebote.19 

Wenngleich einerseits auf den bleiben-
den Forschungsbedarf hingewiesen wur-
de, wurde andererseits in Frage gestellt, 
inwieweit sich der Erfolg unabhängiger 
Beratung überhaupt anhand objektiver 
Kriterien messen lasse.20 

AG 4 „Partizipation bei Sozialleis-
tungen“

Unter Leitung von Prof. Dr. Felix Welti 
und Diana Ramm (beide Universität 
Kassel) beschäftigte sich die AG mit 
der Partizipation bei Sozialleistungen. 
Ausgangspunkt dafür ist Art. 4 Abs.3 
UN-BRK. Impulsreferate führten in das 
Thema und die Diskussion ein.

Zunächst begann Christiane Möller 
(Deutscher Blinden- und Sehbehinder-
tenverband e.V., Forum behinderter Ju-
ristinnen und Juristen) mit einer Be-
griffsbestimmung. Die Partizipation 
fokussiere die Beteiligten, die teilhaben 
und einbezogen werden sollen. Es gehe 
der UN-BRK zufolge um aktive Beteili-
gung i.S.v. „Nichts über uns, ohne uns!“ 
und nicht lediglich um ein dabei sein. 
Sie ging zunächst der Frage nach, wie 
man zu Sozialleistungen gelangt. Hier 
seien die Beratung der Träger und ggf. 
ergänzende, externe Beratung, ein bar-
rierefreier Zugang (z.B. leichte Sprache) 
und Teilhabekonferenzen wichtige As-
pekte. Problematisch sei, dass dem Ent-
wurf des BTHG zufolge diese Konferen-
zen gegen den Willen der Betroffenen 
weggelassen werden könnten (§ 20 Abs. 1 
Satz 3 SGB IX-E). Danach stelle sich die 
Frage, wie Sozialleistungen ausgestaltet 
sind. Ein im BTHG geplantes „gezwun-
genes Poolen“ widerspreche dem zent-
ralen Prinzip der Selbstbestimmung. 
Darüber hinaus diene die Einbindung 
von Organisationen und Verbänden der 
Unterstützung des Einzelnen und ma-
che oft Engagement behinderter Men-
schen erst möglich. Schließlich gehe es 
auch darum, dass Sozialleistungen bar-
rierefrei ausgeführt werden.

Im Anschluss erläuterten Jens Nitsch-
ke (Bundesagentur für Arbeit, Nürn-
berg), Margarete Krause (VBG – Un-
fallversicherung, Duisburg), Günter 
Güner (Verwaltungsrat AOK Baden-

Württemberg; IG Metall) und Daniela 
Schneider (Landschaftsverband Rhein-
land) inwieweit die verschiedenen Leis-
tungsträger partizipative Elemente be-
reithielten. Beim Zugang zu Sozialleis-
tungen sei dies meistens die Beratung 
durch einen direkten Austausch wäh-
rend des Rehabilitations-Prozesses. Das 
Konzept sei dabei auf Transparenz, Ver-
bindlichkeit (für beide Seiten) und Er-
folgsorientierung ausgelegt. Ähnlich 
werde dies in individuellen Hilfeplan-
konferenzen gehandhabt. Oft würden 
auch Peers eingesetzt werden, die neben 
trägerunabhängiger Beratung insbeson-
dere moralische Unterstützung böten.

Auf struktureller Ebene gebe es ver-
schiedene Möglichkeiten der Partizipa-
tion wie etwa den Verwaltungsrat von 
Krankenkassen, beratende Ausschüs-
se der Bundesagentur, regionale Bei-
räte oder die Patientenvertretung. In 
der anschließenden Diskussion ging es 
insbesondere um die unterschiedliche 
Qualität der Partizipation. Festzustel-
len sei zwar eine vermehrte gesetzliche 
Regulierung seit der UN-BRK, was je-
doch nicht immer zu einer tatsächlich 
Partizipation führe. Kritisch wurden 
außerdem verschiedene Vorhaben des 
BTHG diskutiert, wie etwa der Mehr-
kostenvorbehalt und das beabsichtigte 
Poolen von Leistungen, was der Betei-
ligung und Selbstbestimmung der Be-
troffenen in der geplanten Form wi-
derspreche. 

AG 5 „Partizipation an der Gesetz-
gebung“ 

Als Ausgangspunkt der von Eva Nacht-
schatt (Universität Kassel) moderierten 
AG „Partizipation an der Gesetzgebung“ 
diente das Projekt „Observing Legisla-
tive Processes: Implementation of the 
CRPD“21 der Universität Innsbruck.22 
Ziel des Projekts war, festzustellen, ob 
und inwieweit die Verpflichtungen aus 
der UN-BRK erfüllt wurden.

Als Grundlage des Forschungspro-
jektes dienten Art. 4 Abs. 3 und Art. 
33 Abs. 3 UN-BRK. Nach diesen Be-
stimmungen müssen Menschen mit Be-
einträchtigungen in die Ausarbeitung 
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und Umsetzung von Rechtsvorschriften 
und politischen Konzepten zur Durch-
führung der UN-BRK und bei anderen 
Entscheidungsprozessen in Fragen, wel-
che Menschen mit Behinderungen be-
treffen, einbezogen werden. Hier sind 
die Vertragsstaaten aufgerufen (ver-
pflichtet), mit Menschen mit Behinde-
rungen über die sie vertretenden Orga-
nisationen in enger Konsultation und 
aktiver Einbeziehung zusammenzuar-
beiten. Nach Art. 33 Abs. 3 UN-BRK 
soll die Zivilgesellschaft, insbesonde-
re Menschen mit Behinderungen und 
die sie vertretenden Organisationen, 
in den Überwachungsprozess (Moni-
toringprozess) einbezogen werden und 
in vollem Umfang daran teilnehmen.

Nach einer allgemeinen Einführung 
in die Thematik, berichtete Nils Teif-
ke (BMAS) über den Entstehungspro-
zess des BTHG, insbesondere über den 
Beteiligungsprozess, welcher dem Ge-
setzgebungsverfahren im engeren Sin-
ne, vorgelagert war.23 Erwähnt wurden 
auch die Fachgespräche mit Vertretern 
der Praxis und der Wissenschaft so-
wie die Vorstudie zur Evaluation des 
SGB IX.24

Als weitere Referentin berichtete 
Claudia Tietz (SoVD) über die Parti-
zipation am Beteiligungsprozess zum 
BTHG aus Sicht der Verbände (Deut-
scher Behindertenrat). Aus den Vorträ-
gen ergaben sich Diskussionen über die 
Rolle der Verbände und deren Ausge-
staltung (Organisation von Menschen 
mit Behinderungen und für Menschen 
mit Behinderungen). Eine erforder-
liche (rechtliche) Verbindlichkeit der 
Beteiligung sowie die Verpflichtungen 
Deutschlands (Befähigung zur Teil-
nahme durch den Staat) wurden an-
geschnitten.

In diesem Zusammenhang kam auch 
der Geltungsbereich des Art. 4 Abs. 3 
UN-BRK zur Sprache, nicht nur in Ge-
setzgebungsprozessen, sondern auch in 
der Erarbeitung von anderen Rechtsvor-
schriften, bspw. Verordnungen, sollten 
in jedem Fall hinsichtlich einer Beteili-
gung mitgedacht werden. Im konkre-
ten Fall wurde die Eingliederungshil-
fe-Verordnung  erwähnt.
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Zu Art. 29 UN-BRK siehe Giese: „Nichts 
ohne uns über uns“ – Bürgerschaftliches 
Engagement von Menschen mit Behinde-
rungen und die UN-Behindertenrechts-
konvention; Forum D, Beitrag D28-2015 
unter www.reha-recht.de; 17.08.2015.
Siehe hierzu u.a. Ramm: Kurzbericht 
zur öffentlichen Anhörung zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Behindertengleichstellungsrechts am 25. 
April 2016 in Berlin; Beitrag D15-2016 
unter www.reha-recht.de; 29.04.2016 
sowie Ramm/Hlava: Der Entwurf eines 
Gesetzes zur Weiterentwicklung des Be-
hindertengleichstellungsrechts – Gesetz-
entwurf der Bundesregierung; Beitrag D4-
2016 unter www.reha-recht.de; 02.02.2016; 
weitere Informationen zum BGG sowie 
zum Thema Barrierefreiheit finden sich 
auf der Themenseite „Barrierefreiheit“ des 
Diskussionsforums Rehabilitations- und 
Teilhaberecht, abrufbar unter www.reha-
recht.de/themen/barrierefreiheit/.
Zu Art. 13 UN-BRK siehe Wenckebach: 
Gleichberechtigter Zugang zur Justiz – Zu 
den Verbesserungsmöglichkeiten des 
Nationalen Aktionsplans im Hinblick auf 
Art. 13 Abs. 1 UN-Behindertenrechtskon-
vention; Forum D, Beitrag D1-2015 unter 
www.reha-recht.de; 29.01.2015; siehe 
auch Ramm: Entwurf eines Gesetzes zur 
Erweiterung der Medienöffentlichkeit in 
Gerichtsverfahren und zur Verbesserung 
der Kommunikationshilfen für Sprach- 
und Hörbehinderte; Beitrag D40-2016 
unter www.reha-recht.de; 13.10.2016.
BT-Ds. 18/9522; Die 1. Lesung im Bundes-
tag erfolgte am 22.09.2016, die Befassung 
im Bundesrat am 23.09.2016. Weitere 
Informationen sind abrufbar unter www.
bundestag.de/mediathek, www.bundesrat.
de/DE/service/mediathek und www.reha-
recht.de/infothek/beitrag/artikel/erste-
lesung-zum-bundesteilhabegesetz.
Zur Personenzentrierung im BTHG 
siehe Schäfers: Personenzentrierung im 
Bundesteilhabegesetz: Trägt die Reform 
eine personenzentrierte Handschrift?, 
Beitrag D38-2016 unter www.reha-recht.
de; 04.10.2016.
Siehe hierzu: Metzler/Meyer/Rauscher/
Schäfers/Wansing (2007): Begleitung und 
Auswertung der Erprobung trägerüber-
greifender Persönlicher Budgets sowie 

Siehe auch Welti: Beratung im Recht – 
am Beispiel der Beratung für und durch 
behinderte Menschen; Beitrag D41-2016 
unter www.reha-recht.de; 18.10.2016.

1

Prognos AG (2012): Umsetzung und Ak-
zeptanz des Persönlichen Budgets, beide 
Abschlussberichte sind abrufbar unter 
www.bmas.de.
Peer Couseling beschreibt ein Beratungs-
konzept mit dem Ziel Empowerment 
durch die Beratung unter Gleichen herbei-
zuführen, siehe hierzu Jordan/Wansing: 
Peer Counseling: Eine unabhängige 
Beratungsform von und für Menschen mit 
Beeinträchtigungen – Teil 1: Konzept und 
Umsetzung; Beitrag D32-2016 unter www.
reha-recht.de; 11.08.2016; Der Zwischen-
bericht zum Projekt, das vom Landschafts-
verband Rheinland (LVR) gefördert wird, 
ist abrufbar unter http://www.lvr.de/
media/wwwlvrde/soziales/menschenmit-
behinderung/wohnen/dokumente_232/
peer_counseling/150716_Zwischenbe-
richt_1_PeerCounseling_final.pdf, der 
Abschlussbericht erscheint voraussichtlich 
im Mai 2017.
Aktuelle Fachbeiträge, in denen einzelne 
Aspekte des BTHG analysiert und bewer-
tet werden sowie zahlreiche Stellungnah-
men von Verbänden, in denen dringend 
umfassende Nachbesserungen gefordert 
werden, finden sich auf der Themenseite 
„Bundesteilhabegesetz“ des Diskussions-
forums Rehabilitations- und Teilhabe-
recht, abrufbar unter www.reha-recht.de/
themen/bundesteilhabegesetz, zusam-
menfassend siehe Schülle/Falk/Schimank: 
Kurzbericht zur Verbändeanhörung zum 
Referentenentwurf eines Bundesteilhabe-
gesetzes am 24.05.2016 in Berlin; Beitrag 
D22-2016 unter www.reha-recht.de; 
17.06.2016.
Nähere Informationen zu KompAss sind 
abrufbar unter www.lebenshilfe-ssw.de/
ueber-uns/fachbereich-arbeit.html; siehe 
auch das Interview mit Kerstin Axt und 
Uli Pfeiffer, in: RP-Reha, Heft 1/2016, 
S. 24-26.
Zur Unterstützung am Übergang Schule 
– Beruf siehe die Empfehlungen des 
Deutschen Vereins vom 23.09.2015. 
Abrufbar unter www.deutscher-verein.de/
de/empfehlungen-stellungnahmen-2015-
unterstuetzung-am-uebergang-schule-be-
ruf-empfehlungen-des-deutschen-vereins-
fuer-eine-gelingende-zusammenarbeit-an-
den-schnittstellen-der-rechtskreise-sgb-
ii-sgb-iii-und-sgb-viii-1859,604,1000.

html sowie www.reha-recht.de/infothek/
beitrag/artikel/empfehlungen-des-deut-
schen-vereins-zur-unterstuetzung-beim-
uebergang-von-der-schule-in-den-beruf.
Zur Initiative Inklusion siehe www.bmas.de/
SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikati-
onen/a743-flyer-initiative-inklusion.pdf.
Peer Support meint hier eine Beratung 
durch ehemalige Betroffene, die Schülern 
mit Behinderung als sog. Peer-Experten 
bzw. Arbeits-Experten aus der eigenen 
Erfahrung heraus unterstützend zur Seite 
stehen können. 
Weiterführend zur inklusiven Ausbildung 
behinderter junger Menschen siehe die 
Online-Diskussionsrunde „Fragen-Mei-
nungen-Antworten“ (FMA) zum Thema 
„Herausforderung inklusive Ausbildung“, 
abrufbar unter fma.reha-recht.de/index.
php/Board/59-Zur-Diskussion/ sowie 
zusammenfassend Grupp/Hahn: Heraus-
forderung inklusive Ausbildung – Zusam-
menfassung der Online-Diskussion im 
moderierten Forum Fragen – Meinungen 
– Antworten zum Rehabilitations- und 
Teilhaberecht (13. März bis 10. April 
2015); Forum D, Diskussionsbeitrag D24-
2015 unter www.reha-recht.de; 09.07.2015. 
Weiterführend siehe auch das Interview 
mit Barbara Vieweg, in: RP-Reha, Heft 
3/2015, S. 30 f.
Weiterführend siehe Kohte/Liebsch: 
Barrierefreie Betriebsratswahl: Bekannt-
machung von Wählerliste und Wahlaus-
schreiben; Beitrag B5-2016 sowie Kohte/
Liebsch: Barrierefreie Wahl zur Schwerbe-
hindertenvertretung: ergänzende Bekannt-
machung von Wahlunterlagen; Beitrag 
B6-2016 jeweils unter www.reha-recht.de. 
„Betroffenenberatung“ bezieht sich auf 
das sog. „Peer Counseling“, welches durch 
Professionalität und eigene Betroffenheit 

gekennzeichnet ist, siehe Konieczny, Be-
deutung und Chancen des Peer Counse-
ling für die Planung selbstbestimmter Un-
terstützungsarrangements von Menschen 
mit Behinderungen, Saarbrücken 2014, S. 
16, zit. nach Jordan/Wansing: Peer Coun-
seling: Eine unabhängige Beratungsform 
von und für Menschen mit Beeinträchti-
gungen – Teil 1: Konzept und Umsetzung, 
Beitrag D32-2016 unter www.reha-recht.
de, 11.08.2016, S. 2.
Siehe die „Sechs gemeinsamen Kernforde-
rungen zum Bundesteilhabegesetz“, abruf-
bar unter www.deutscher-behindertenrat.
de/ID182110.
Zielsetzung ist laut Gesetzesentwurf ein 
niedrigschwelliges Angebot, weshalb auf 
die Schaffung eines Rechtsanspruches 
verzichtet wurde, siehe den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung v. 22.06.2016, S. 252.
Siehe hierzu Braukmann/Heimer/Jordan 
u.a., Evaluation von Peer Counseling im 
Rheinland. Zweiter Zwischenbericht über 
das Modellprojekt des LVR, Berlin/Düs-
seldorf/Kassel, 31.05.2016, abrufbar unter 
www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/men-
schenmitbehinderung/wohnen/anlaufstel-
len/peer_counseling/peer_counseling_1.
jsp (letzter Abruf: 23.09.2016).
Sinngemäß: Projekt „Gesetzgebungs-
prozesse beobachten: Umsetzung der 
UN-BRK“.
Nähere Informationen siehe www.uibk.
ac.at/rtf/unbrk/.
Siehe hierzu http://www.gemeinsam-
einfach-machen.de/GEM/DE/AS/Bundes-
teilhabegesetz/_Functions/Startseite_Sit-
zungen_node.html.
Nähere Informationen siehe www.bmas.
de/DE/Service/Medien/Publikationen/
Forschungsberichte/Forschungsberichte-
Teilhabe/forschungsbericht-f392.html.
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Im Beteiligungsprozess zum BTHG 
waren zehn Verbände des Deutschen 
Behindertenrates vertreten. Dies wur-
de als positives Signal anerkannt, wo-
bei die Beteiligung für die Verbände 
auch einen erheblichen Kraftakt (finan-
zielle und personelle Ressourcen) dar-
stellte. Hervorgehoben wurde, dass im 
Beteiligungsprozess die tatsächlichen 
Entscheidungsträger in Bundestag und 
Bundesrat nicht beteiligt waren. Im jet-
zigen Verfahrensstadium gehe es darum, 
die Entscheidungsträger auf wenig ge-
glückte Regelungen und Formulierun-
gen hinzuweisen und zu sensibilisieren.

Ebenfalls zur Diskussion standen der 
Begriff der Partizipation und die unter-
schiedlichen Ausgestaltungen von Par-
tizipation. In der fortlaufenden Diskus-
sion wurden die Wichtigkeit der Trans-
parenz des Beteiligungsprozesses zum 
BTHG sowie des weiteren Vorgehens be-
tont. Ebenso müsse das Bewusstsein aller 
Beteiligten für ein gemeinsames Vorge-
hen geschärft werden, die Erwartungen 
(sowie deren Erfüllung) im Voraus klar 
abgesteckt und mögliche Grenzen der 
Beteiligung deutlich gemacht werden. 

Vii. statement zum 
FoRschungsBedaRF – 
diskussion im plenum

Die intensiven Diskussionen zu Bera-
tung und Partizipation boten wichtige 
Hinweise bzgl. des aktuellen Gesetzes-
verfahrens des BTHG. Sie zeigten außer-
dem, dass weiterhin großer Forschungs-
bedarf in diesen Bereichen sowie beim 
Zugang zum Recht und möglichen Aus-
gleichsmechanismen vor einem Klage-
verfahren (z.B. Schiedsstellen) bestehe. 
Als insgesamt wichtige Aspekte für die 
Beratung, aber auch das BTHG, wurden 
die Partizipation in Gesetzgebungspro-
zessen sowie die behinderungsübergrei-
fende Organisation und Beratung in der 
Diskussion aufgegriffen. 
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hansgeorg Ließem

RehaBilitatiVe WiRkung 
sozialeR pRozesse

Gruppenprogramm zur sozialen rehabilitation

Die Rehabilitation ruht in Deutschland 
auf drei Säulen: auf der medizinischen, 
beruflichen und sozialen Rehabilitati-
on.1 Wir bezeichnen sie insgesamt als 
„Leistungen zur Teilhabe“. Diese Leis-
tungen sind verschiedenen Leistungs-
trägern zugeordnet, wobei die Leis-
tungen zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft (soziale Rehabilitation), 
abgesehen von den seltenen Fällen ei-
nes Arbeitsunfalls oder eines Entschä-
digungsfalls, in die Zuständigkeit der 
Träger der Sozialhilfe fallen.2 Bei aller 
Nachrangigkeit, die das Kostenverhal-
ten der Sozialhilfeträger sonst immer 
prägt3, an dieser Stelle sind sie meist pri-
märer Rehabilitationsträger und stehen 
in der Verantwortung, diesen rehabili-
tativen Anspruch zu erfüllen.

Maßgeblich bei der Aufgabenerfül-
lung sind dabei u.a. die Regelungen des 
§ 55 SGB IX. Hier wird im Abs. 2, ei-
nem nicht abschließendem Katalog, 
aufgezeigt, was zur sozialen Rehabi-
litation gehören kann. Was psychisch 
behinderte erwachsene Menschen an-
betrifft, so werden folgende Leistungen 
unterschieden:
• Ziff. 3 „Hilfen zum Erwerb praktischer 

Kenntnisse und Fähigkeiten, die er-
forderlich und geeignet sind, behin-
derten Menschen die für sie erreich-
bare Teilnahme am Leben in der Ge-
meinschaft zu ermöglichen“,

• Ziff. 6 „Hilfen zum selbstbestimm-
ten Leben in betreuten Wohnmög-
lichkeiten“,

• Ziff. 7 „Hilfe zur Teilhabe am gemein-
schaftlichen und kulturellen Leben“. 

Die Sozialhilfe hat sich traditionell, 
spätestens seit Einführung des „Gel-
senkirchener Modells“ im Jahre 19204 
um die Häuslichkeit der psychisch Er-
krankten gekümmert. Nach Möglich-
keit sollten sie erst gar nicht in Kran-
kenhäusern behandelt werden, weil sich 
hierdurch ihre soziale Lebenslage eher 
verschlechtert (Verlust des Arbeitsplat-
zes und des sozialen Ansehens im di-
rekten Umfeld). Es war daher nach-
vollziehbar, dass man sich aus den drei 
Aufgaben die Ziffer 6, die Hilfen rund 
um das Wohnen herausgriff. Denn das 
entsprach schon seit langem der Ver-
waltungspraxis. Hier kannte man sich 
aus, wusste auch die eigenen Mitarbei-
terInnen gezielt einzusetzen. Hierbei 
blieb es (fast) bis heute.

Mit der stärkeren Ausrichtung der 
Wohnungsfürsorge an Leistungsan-
sprüchen der Rehabilitation stellt sich 
die Frage nach den Wirkungen der ein-
gesetzten Hilfen. Die Möglichkeiten, die 
Fallzahlen bundesweit zusammenzufü-
gen, eröffneten erstmalig die Chance, 
zumindest grob abzuschätzen, wie hoch 
die Rehabilitationsrate ist. Denn Reha-
bilitation bedeutet doch zumindest für 
einen Teil der Beteiligten Verbesserun-
gen in der sozialen Teilhabe und damit 
die Möglichkeit, das Rehabilitationspro-
gramm wieder zu verlassen.

Doch trotz aller technischen Mög-
lichkeiten wird die Erfolgsquote weder 
erfasst, noch irgendwo dokumentiert. 
Der bundesweit erhobene „Kennzah-
lenvergleich“, der nun für das Jahr 2014 
von der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

überörtlichen Sozialhilfeträger vorgelegt 
wurde5, erfasst „Plätze“, d.h. Plätze in 
Wohnheimen, Plätze im Ambulant Be-
treuten Wohnen. Und diese Plätze neh-
men Jahr für Jahr zu, im Wohnheim um 
jährlich 0,7 %, im Ambulanten Bereich 
um 7,6 %. Wer also gehofft hatte, durch 
die exorbitante Steigerung der ambulan-
ten Hilfeform würden die Wohnheime 
entlastet, der sieht sich getäuscht. Beide 
Hilfeformen wachsen weiter.

Ein großer Träger der Eingliederungs-
hilfe für Menschen mit psychischer Be-
hinderung in Niedersachsen6 wusste es 
ohne statistische Unterstützung: Wir ha-
ben in unserem Wohnheim wie auch im 
ambulanten Bereich viel zu viele Dauer-
nutzer. Die meisten KlientInnen nehmen 
wir in die Betreuung, ohne uns Gedan-
ken zu machen, bis wann wir sie wieder 
rehabilitiert entlassen wollen. Als sich 
2009 die Gelegenheit bot, ein eigenes Pi-
lotprojekt zu dieser Problematik beim 
niedersächsischen Sozialministerium 
zur Förderung einzureichen, entstand 
das Vorhaben, Selbstbestimmung und 
gesellschaftliche Teilhabe stärker in die 
Eingliederungshilfe für psychisch Be-
hinderte einzuführen.

Am 15. November 2009 begann die 
Projektphase, zunächst mit dem Ziel, 
die persönlichen Interessen von mindes-
tens 130 KlientInnen kennenzulernen. 
Selbstbestimmung setzt voraus, dass es 
beim Klienten Interessen gibt, deren Re-
alisierung ihm wichtig ist und über de-
ren weitere Ausgestaltung er selbst be-
stimmen möchte. Teilhabeprozesse bie-
ten umso mehr Anlässe, sich selbst zu 

bestimmen, wenn sie von diesen subjek-
tiven Interessen geleitet werden.

Die erste Erkenntnis des Projektes 
war, dass nach der Feststellung des Hil-
febedarfes eine „Potenzialanalyse“ bei 
der jeweiligen KlientIn erstellt werden 
muss. Hierbei geht es um diejenigen 
persönlichen Interessen, die inhaltli-
che Zugangsthemen für einen sozialen 
Rehabilitationsprozess werden können. 
Es geht weiterhin um die biografische 
Bedeutung dieser Themen sowie um 
die inneren und äußeren Widerstände, 
die einer gruppenmäßigen Bearbeitung 
der Interessen entgegenstehen könnten.

Als Grundlage der Potenzialanalyse 
wurde aus der Gemeinwesenarbeit das 
Instrument des „Aktivierenden Gesprä-
ches“ entlehnt und für die besondere 
Zielgruppe der psychisch erkrankten 
Menschen weiterentwickelt.7 Im Laufe 
des Projektes wurden mehr als 130 ak-
tivierende Gespräche geführt. Bei etwa 
90% der beteiligten KlientInnen konn-
ten die für eine Potenzialanalyse not-
wendigen Erkenntnisse gewonnen wer-
den. Bei ca. 10% der KlientInnen muss 
dieses Verfahren nach einer Phase der 
Einzelbegleitung wiederholt werden.

Wie bei allen Rehabilitationsprozes-
sen muss ein Mindestmaß an Potenzi-
al vorausgesetzt werden. Nicht jeder Er-
krankte ist zu jedem Zeitpunkt in der 
Lage, mit Erfolg an dieser gruppenmä-
ßigen Form der sozialen Rehabilitation 
teilzunehmen. 

gRuppenBezogenheit

Die Fähigkeit zur „vollen, wirksamen 
und gleichberechtigten Teilhabe“8 ent-
wickelt sich am besten in Gruppenpro-
zessen, die Interessen an gesellschaft-
lichen Kontakten aktivieren. Das ent-
spricht auch ganz den Erfahrungen in 
der beruflichen Rehabilitation, wo man 
auch den Grundsatz verfolgt: „Erst plat-
zieren, dann qualifizieren!“9 Erst eine 
konkrete Arbeitssituation herstellen, 
dann die hierfür angemessenen Kennt-
nisse und Fähigkeiten entwickeln. In 
die soziale Rehabilitation übertragen 
bedeutet dies: Erst eine soziale Situa-

tion herstellen, also den Einzelnen in 
eine Gruppe aufnehmen, dann seine 
sozialen Fähigkeiten verbessern. 

Im Laufe des Projektes wurden des-
halb annähernd 30 Reha-Gruppen in-
itiiert, deren thematische Inhalte sich 
im Rahmen der Potenzialanalysen er-
gaben. Da in die Gruppenbildung nicht 
nur Betreute der ambulanten Hilfe und 
der gesetzlichen Betreuung einbezogen 
wurden, sondern auch die KlientInnen 
der Tagesstätte und des Wohnheims 
ergab sich eine Beteiligung, die sich 
quer zu jenen Hilfeformen stellte, die 
sich aus der Hilfebedarfsplanung ergab.

Die im Projekt entwickelte Konzep-
tion einer sozialen Rehabilitation be-
dingt eine völlig neuartige Zuordnung 
von KlientInnen mit ihren inhaltlichen 
Interessen und den räumlichen und 
ausstattungsmäßigen Gegebenheiten. 
Während sich die Wahlmöglichkeiten 
in einer Tagesstätte beispielsweise auf 
bestimmte Arbeitsmöglichkeiten be-
schränkt, die sich aus der Raumsitu-
ation ergeben, geht die Projektleitung 
bei diesem Konzept  von den vorhan-
denen Interessen der KlientInnen aus 
und sucht hierzu passende räumliche 
Bedingungen. Die wichtigste Folge wa-
ren enorme Transportprobleme, die al-
lein deshalb hohe Kosten verursach-
ten, weil sich viele Widerstände der 
KlientInnen in Ängsten vor langwie-
rigen Hin- und Rückreisen äußerten. 
So mussten anfänglich in vielen Fäl-
len Taxis eingesetzt werden.

Im weiteren Verlauf des Projektes 
konnten die Kosten deutlich reduziert 
werden. Das lag ganz wesentlich an der 
Verhaltenssicherheit und der Willens-
stärke, die als Ausdruck des Rehabili-
tationserfolges immer mehr KlientIn-
nen in die Lage versetzten, öffentliche 
Verkehrsmittel zu nutzen. Zwischen 
den Gruppenmitgliedern entwickelten 
sich ferner Beziehungen, die gegensei-
tige Unterstützung selbstverständlich 
werden ließen. Außerdem übernahm 
eine Reha-Gruppe („Fahr-Service“) 
u.a. die Aufgabe, abgelegen lebende 
KlientInnen mit einem gruppeneige-
nen Fahrzeug zu den Gruppentreffen 
zu transportieren.

phasen deR sozialen Reha­
Bilitation

Zur besseren Begleitung und Steuerung 
des Rehabilitationsprozesses wurde das 
Gruppengeschehen in drei Phasen ein-
geteilt: die Phase unter dem Zugangsthe-
ma, die Phase unter dem Aktivierungs-
thema und die Phase im Teilhabemodus.

Gruppenphase mit Zugangsthemen

Die aktivierenden Interviews zeigen 
Themen auf, zu denen KlientInnen be-
reit sein könnten, sich mit anderen zu 
treffen, um dieses Thema zu bearbeiten. 
Wenn eine Klientin davon berichtet, dass 
sie sehr gerne malt, dass sie dies mög-
licherweise schon als Kind gerne getan 
hat oder aber während eines Klinikauf-
enthaltes den Zugang zum Malen gefun-
den hat, dann besteht eine berechtigte 
Hoffnung, dass sie eine Malgruppe auf-
suchen wird. Unsere Projekterfahrung 
zeigt, dass in der Tat das subjektiv be-
deutsame Thema die Entscheidung er-
leichtert, die eigene Isolierung zu über-
winden. Denn vielen fällt es keineswegs 
leicht, ihr persönliches Interesse in ei-
nen Gruppenzusammenhang zu stellen, 
etwas Persönliches dadurch zugänglich 
zu machen für die Wahrnehmung oder 
gar Kritik anderer Menschen.

Viele tun sich schwer, die teilweise be-
schwerliche Anreise zum Treffpunkt der 
Gruppe zu bewältigen. Manche fühlen 
sich manchmal stimmungsmäßig zu be-
lastet, um die gelegentlich spezifischen, 
manchmal aber auch ganz unspezifi-
schen Anforderungen eines Gruppen-
treffens auszuhalten. Verständlicher-
weise ist die Zusammensetzung der 
Gruppe für manche nicht ideal. Bei al-
lem Verständnis, das gemeinsame In-
teressen auslösen könnten, fühlen sich 
manche benutzt durch das dominante 
Auftreten einzelner Gruppenteilneh-
merInnen, welche die Gruppenatmo-
sphäre stark belasten können.

Gelingt es den ModeratorInnen10, 
trotz immer wieder auftretender Ab-
wesenheiten und interner Auseinan-
dersetzungen ein überwiegend gedeih-
liches Gruppenklima aufrecht zu er-
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halten, dann bilden sich innerhalb der 
Gruppe bestimmte Rollen heraus, mit 
denen einzelne KlientInnen ihre Zuge-
hörigkeit zur Gruppe konsolidieren. In 
der Freizeit- und Reisegruppe, zu denen 
rund 15 KlientInnen gerechnet wer-
den konnten, hat sich beispielsweise ein 
Kern von 6 KlientInnen herausgebildet, 
der sich zuständig fühlte für die Auf-
stellung eines mittelfristigen Gruppen-
programms und die Vorbereitung und 
Durchführung der einzelnen Gruppen-
veranstaltungen. Eine(r) dieser 6 Kli-
entInnen nahm die Aufgabe wahr, die 
Gruppe bei übergreifenden Planungs-
überlegungen beispielsweise in der Kli-
entenkonferenz zu vertreten.

Die Gruppe ist während dieser ers-
ten Phase noch ganz mit der sozialen 
Gestaltung und Organisation des Zu-
gangsthemas befasst, das sie zusam-
mengebracht hat. Dabei ist für einzel-
ne Gruppenteilnehmer der Inhalt der 
Gruppentreffen weiterhin zweitrangig. 
Sie empfinden das Gruppenleben, ihre 
Zugehörigkeit zu einem Kreis, der so-
zialen Austausch erlaubt, als wichtigste 
neue Errungenschaft. Manche gehören 
mehreren Gruppen an, wobei die sub-
jektive Bedeutung des jeweiligen Grup-
penthemas ganz unterschiedlich sein 
kann. Einzelne KlientInnen kreuzen 
in ganz vielen Gruppen einmal oder in 
großen Abständen auf, scheinen sich 
im Moment ganz wohl zu fühlen, ohne 
aber für sich eine Wiederholung des Be-
suches in Erwägung zu ziehen. Sie ge-
nießen es, ohne besondere persönliche 
Erwartungen und ohne spürbare Au-
ßenansprüche, sich nun aber endlich 
einmal zu entscheiden, von Gruppe zu 
Gruppe zu tingeln.

Gruppenphase mit Aktivierungs-
themen

Der Beginn dieser Phase wird durch 
Ideen gekennzeichnet, mit denen Grup-
penmitglieder zunächst spielerisch mit 
der Möglichkeit umgehen, das, was man 
gemeinsam tut, in einen gesellschaftli-
chen Zusammenhang zu bringen. Da 
erntet die Gartengruppe beispielswei-
se Radieschen; ein Gruppenmitglied 

schnappt sich zwei Gebinde, geht in den 
Ort und verkauft sie. Das erzielte Geld 
kommt in die Gruppenkasse. Die Grup-
pe beginnt, sich mit dem gesellschaftli-
chen Bedarf zu beschäftigen, den die ei-
gene Tätigkeit erfüllen könnte. Viele in 
der Nachbarschaft mögen Lebensmit-
tel, die frisch sind und am Ort unter 
Bedingungen produziert wurden, wel-
che die Natur nicht industriell zu ver-
ändern suchen.

Die Computergruppe nimmt sich 
vor, andere Gruppen zu besuchen, um 
diesen KlientInnen die Bedienung des 
selbst entwickelten Internet-Forums 
zu erklären. Die ModeratorInnen se-
hen aber schon über diesen Personen-
kreis hinaus: Sie denken an die vie-
len alten Menschen, die allein leben, 
weil Kinder und Enkel weit weg woh-
nen und die LebenspartnerIn verstor-
ben ist. Hier könnte das Internet viele 
Möglichkeiten der Kommunikation in-
nerhalb der Familie öffnen. Sie knüpfen 
Kontakte zu Gruppen, in denen sich alte 
Menschen bereits treffen. Weshalb nicht 
Menschen in der Nachbarschaft einla-
den, sich von der Computergruppe in 
die Handhabung der Internet-Technik 
einführen zu lassen?

In dieser Entwicklungsphase begin-
nen sich die Zugangsthemen zu verän-
dern. Sie füllen sich mit Wahrnehmun-
gen über gesellschaftliche Bedarfe. Die 
Pferde-Gruppe ist in ein Altenpflege-
heim eingeladen worden. Sie soll ein 
Pferd mitbringen, mit dem die dortigen 
BewohnerInnen Kontakt aufnehmen 
können. Die Gruppe hat bisher ihre ei-
genen Kontakte zu den Pferden gestal-
tet. Im Mittelpunkt standen ihre eige-
nen Empfindungen, ihre eigenen Re-
aktionen auf diese lebendigen Wesen. 
Nun wird sich die Gruppe in die Emp-
findungen von Altenheim-BewohnerIn-
nen einfühlen. Es ist zu überlegen, mit 
welchem der Pferde man den Besuch 
durchführen sollte. Wie gibt man die-
sen Menschen die Chance, zu eigenen 
Wahrnehmungen, ja sogar eigenen Be-
rührungen zu kommen? Aus dem Zu-
gangsthema „Ich und das Pferd“ wird 
das Thema „Anderen eine erlebnisreiche 
Begegnung mit dem Pferd ermöglichen“.

Ideen beginnen in der Gruppe zu blü-
hen: Lasst uns Kindergeburtstage ge-
stalten, mit Pferden, die wir mitbrin-
gen, mit Kuchen, die wir backen, mit 
Spielideen und Spielgestaltungen, die 
wir einbringen. Die vorweggenomme-
nen neuen Gruppensituationen erfor-
dern ganz andere Fertigkeiten und da-
mit persönliche Interessen, als sie durch 
das Zugangsthema aktiviert wurden. Die 
selbst entwickelten Projekte öffnen neue 
Türen zum eigenen Potenzial. Da stellt 
sich heraus, dass ein Gruppenmitglied 
hervorragend fotografieren kann. Es 
könnte der Geburtstagstafel anbieten, 
das ganze Ereignis fotografisch festzu-
halten. Das Vermögen, Kuchen zu ba-
cken, erfährt eine phantasievolle Auf-
wertung, indem kreative Entwicklun-
gen für spezielle Geburtstagskuchen 
ausgelöst werden. Andere denken über 
Festschmuck für die beteiligten Pfer-
de nach. Es entsteht eine ganze Ange-
botspalette, aus denen sich die Kunden 
das Gewünschte heraussuchen können.

Die im Projekt gewonnenen Erfah-
rungen verdeutlichen, dass sich nicht 
nur die Thematik bei diesen Gruppen 
verändert, wenn sie sich zu aktivieren 
beginnen, sondern auch die innere Aus-
richtung der Gruppenmitglieder. Wäh-
rend der ersten Gruppenphase sieht sich 
jedes Gruppenmitglied selbst im Fo-
kus seiner Mitarbeit. Wie gut komme 
ich an, wie wohl fühle ich mich, wer-
de ich respektiert, werden meine Ide-
en und Vorschläge aufgegriffen, finde 
ich Toleranz für mein Bedürfnis, mich 
sehr zurückzuhalten oder sehr domi-
nant aufzutreten?

In der Aktivierungsphase verlieren 
sich diese Fragen keineswegs, aber sie 
verschmelzen jetzt zusehends mit der 
Frage, wie kommen wir als Gruppe an, 
wie viel Aufmerksamkeit schenkt man 
uns, wie erfolgreich sind wir? Mit jeder 
erfolgreichen Aktivität der Gruppe ver-
dichtet sich dieser Identifikationspro-
zess. Gleichzeitig nimmt im Erfolgsfal-
le die Bereitschaft zu, die Besonderhei-
ten jedes einzelnen Gruppenmitgliedes 
stärker zu tolerieren. Erfolge der Grup-
pe spiegeln sich in der persönlichen 
Selbstwahrnehmung, stiften Selbstzu-

friedenheit und Lebensmut. Misser-
folge der Gruppe haben die genau um-
gekehrte Wirkung.  Sie lockern wie-
der die frische Identifikation mit der 
Gruppenaktivität. Keiner mag Verant-
wortung für Misserfolge übernehmen. 
Gruppenerfolge sind daher ein ganz ent-
scheidendes soziotherapeutisches Ins-
trument, um die vor Beginn der sozia-
len Rehabilitation bestehende  Apathie 
zu überwinden.

Die persönliche Erfahrung, dass es 
in der Gruppe nicht nur möglich ist, 
sich in anerkannter Weise mit eigenen 
Themen zu befassen, sondern auch eine 
gemeinsame Aktivität zu entwickeln, 
welche die Gruppenmitglieder in Aus-
tausch mit dem gesellschaftlichen Um-
feld bringt, weckt wieder frühere Vor-
stellungen über ein selbständiges Leben, 
in dem man beruflich tätig ist und von 
seinem Arbeitseinkommen leben kann. 
Die Gruppenerfahrung legt allerdings 
den Gedanken nahe, nunmehr nicht ir-
gendeine Arbeit anzustreben, sondern 
eine, für die man sich berufen fühlt. 
Diese Berufung kann mit dem Grup-
penthema zusammenhängen, muss es 
aber nicht. Manchmal entwickelt man 
in der Gruppenarbeit eine frühere Lei-
denschaft, die man erfolgreich in Ver-
bindung mit der Gruppenarbeit bringt. 
Eine Klientin beispielsweise aktiviert 
sich in der Pferdegruppe, weil das Zu-
sammensein mit Tieren ihr sehr viel 
bedeutet, bringt aber hierbei ihr Talent 
für die Fotografie ein. Diese Beschäfti-
gung steht nicht im Fokus der Gruppe, 
lässt sich aber wunderbar mit dem Pfer-
de-Thema verbinden. Der Einfluss der 
Klientin auf die Aktivierungsthemen 
der Gruppe schließt immer wieder die 
Notwendigkeit von Fotografien mit ein.

Während der Gruppenphase, die von 
Aktivierungsthemen gekennzeichnet 
ist, entstehen ganz persönliche Ent-
wicklungsbestrebungen, die von den 
ModeratorInnen dahingehend unter-
stützt werden, dass Kontakt mit der 
Arbeitsagentur bzw. mit dem Jobcen-
ter aufgenommen wird, um die Mög-
lichkeiten einer individuell ausgerich-
teten Berufsvorbereitung bzw. Berufs-
qualifizierung zu klären. Diese soll nicht 

– wie zumeist üblich - in einem fremd 
bestimmten Kursus oder gar in einem 
Berufsbildungswerk stattfinden, son-
dern weiterhin in dieser Gruppe. Es 
treten lediglich weitere Hausaufgaben 
hinzu, die sich idealerweise in Verbin-
dung mit Aktivitäten der Gruppe ent-
falten können. Die KlientIn bleibt wei-
terhin im Lebensraum der aktivieren-
den Gruppe, sie beschäftigt sich jedoch 
zusätzlich mit Aufgaben, die auf ihr zu-
künftiges Leben gerichtet sind. Sie be-
wegt sich mit einer Zielorientierung, 
die auf die letzte Phase der aktivieren-
den Arbeit gerichtet ist: die Phase der 
sozialen Selbständigkeit.

Gruppen im Teilhabemodus

Je stärker sich Gruppen in die Phase der 
Aktivierungsthemen begeben, umso 
konkreter entstehen Bilder darüber, wie 
sich eine derartige Gruppenphase lang-
fristig stabilisieren könnte. Betrachten 
wir die Aktivierungsidee der Compu-
tergruppe. Wenn es gelingt, nach einer 
Lernphase des Trainings von Mitkli-
entInnen in der Nutzung des Internets 
Kontakte aufzubauen zu einer Gruppe 
von SeniorInnen in der Nachbarschaft, 
könnte sich hieraus eine fruchtbare Zu-
sammenarbeit ergeben. Möglicherweise 
interessiert sich die Volkshochschule für 
dieses Angebot und nimmt die Internet-
Hilfestellung in ihr Programm auf. Aus 
dieser zunächst mehr pädagogischen 
Aufgabe entsteht vielleicht das mit den 
alten Menschen gemeinsam entwickel-
te Unternehmen, das schon bestehende 
gruppeninterne Internet-Forum für die 
alten Menschen am Ort zu nutzen. Hier-
durch könnte ein Kontakt raum entste-
hen, in dem laufend Verabredungen für 
gemeinsame Unternehmungen getrof-
fen werden. Mit der Zeit wird das Fo-
rum auch für Regelungen während auf-
tretender Krankheitszeiten genutzt. Es 
werden gegenseitige Dienstleistungen 
verabredet. Man geht füreinander ein-
kaufen, besucht sich, bis der Gesund-
heitszustand wieder ein normales selb-
ständiges Leben ermöglicht.

Die Computergruppe, die im Ent-
wicklungsstand des Zugangsthemas 

lernen wollte, besser mit dem Internet 
umzugehen und dabei Menschen ken-
nenzulernen, die ähnliche Interessen 
verfolgen, die in der Aktivierungspha-
se verschiedene Projekte ausprobiert 
hat, um den gesellschaftlichen Bedarf 
an eigenen Aktivitäten zu testen, über-
nimmt in einem oder mehreren sozia-
len Feldern sozial sinnvolle und dauer-
haft notwendige Aufgaben. Die Wahr-
nehmung dieser Aufgaben machen den 
Einsatz öffentlicher Mittel, um entspre-
chende Dienste zu sichern, überflüs-
sig. Weil diese Dienste durch persönli-
che Beziehungen und nicht durch einen 
professionell beschränkten Auftrag er-
ledigt werden, entsteht eine hohe Qua-
lität. Auch wenn die hieran beteiligten 
KlientInnen hierdurch nicht den Status 
eines Sozialhilfeempfängers verlassen 
werden, ergibt sich für den Kostenträ-
ger eine ganz beträchtliche Erfolgsrech-
nung. Die von KlientInnen gebildeten 
Gruppen geben im Teilhabemodus durch 
ihre gesellschaftsbezogene Arbeit vieles 
von den Leistungen an die Allgemein-
heit zurück, die ihnen zum Lebensun-
terhalt und zur Mitarbeit in den Grup-
pen gewährt werden.

Andere Gruppen streben Aktivitäten 
an, die außerhalb öffentlicher Dienst-
leistungen wirtschaftliche Marktnischen 
ausnutzen. Eine derartige Marktnische 
ist das Angebot, Geburtstage für Kinder 
originell und voller Überraschungsef-
fekte zu gestalten.

Ein Teil der KlientInnen wird spätes-
tens während dieser Phase ihre eigene 
persönliche Perspektive für ein durch 
berufliche Tätigkeit wirtschaftlich un-
abhängiges Leben erkennen. Die Grup-
pe wird diese Entwicklung nach Kräf-
ten unterstützen und den KlientInnen 
weiterhin die notwendige soziale Wär-
me schenken, die sie zur Bewältigung 
der neuen Anforderungen immer wie-
der brauchen. Es ist unbedingt zu ver-
meiden, dass es bei jeder Entwicklungs-
phase zu Beziehungsabbrüchen kommt, 
wie das heute noch vielfach hingenom-
men werden muss. Mit dem Wechsel des 
Kostenträgers bzw. des Hilfeprogramms 
darf nicht ein Wechsel der Bezugsper-
sonen einhergehen. Hier sind die Leis-
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Der Autor:

hAnSGeorG LieSSeM
Berufsverband der Soziotherapeuten 
e.V., hennef

Projekt „Gesetzgebungs-
prozesse beobachtet: 
Imple mentierung der UN-
Behindertenrechtskonven-
tion“ abgeschlossen 

Das Projekt beinhaltet einen klassisch 
rechtswissenschaftlichen bzw. theore-
tischen sowie einen empirisch-sozial-
wissenschaftlichen Teil. Zunächst wur-
den mittels Interpretation der UN-BRK 
und internationaler Literaturrecherche 
erarbeitet, in welcher Form die von Art. 
4 Abs. 3 UN-BRK geforderte Einbin-
dung von Menschen mit Behinderun-
gen in den Gesetzgebungsprozess erfol-
gen kann bzw. erfolgen muss, um den 
Kriterien der UN-BRK zu entsprechen.

Darauf aufbauend bildeten empiri-
sche Erhebungen den Kern des Pro-
jekts. Durch Befragung der beteiligten 
Personen mittels Fragebögen und Inter-
views sowie begleitender Beobachtung 
der Gesetzgebungsprozesse (Teilnah-
me an Sitzungen der diversen Arbeits-
gruppen) wurde nachgezeichnet, in-
wiefern die verpflichtende Einbindung 
von Menschen mit Behinderungen bzw. 
deren Vertretern tatsächlich erfolgt ist. 
Dazu wurden nicht nur Mitarbeiter der 
für die legistischen Änderungen zustän-
digen Ministerien befragt, sondern ins-
besondere auch Betroffene (Selbstver-
treter, Vertreter von Sachwalterverei-
nen und Behindertenverbänden etc.). 
Der Fokus lag dabei zwar auf der Im-
plementierung der UN-BRK in das ös-
terreichische Recht. Im Rahmen eines 
Vergleiches wurden aber mit der gleichen 
Herangehensweise die entsprechenden 
Vorgänge in Deutschland, Neuseeland 
und Australien beobachtet.

Quelle/weitere Informationen: 
→ www.uibk.ac.at/rtf/unbrk 

inteRnationale neWs 
und VeRanstaltungen

tungsträger gefordert, entsprechende 
Vernetzungen herbeizuführen. Das Sozi-
algesetzbuch IX schafft hierfür vielfälti-
ge strukturelle Möglichkeiten, die noch 
viel zu wenig praktisch genutzt werden.

Gruppen im Teilhabemodus haben 
daher zwei Aufgaben: Sie nehmen aktiv 
und wirksam am gesellschaftlichen Le-
ben teil, erfüllen auf ihre Weise öffent-
liche Aufgaben oder nutzen marktwirt-
schaftliche Nischen. Gleichzeitig erfüllen 
sie Heimatfunktionen für Gruppenmit-
glieder, die sich auf eine gruppenunab-
hängige berufliche Tätigkeit vorbereiten.

leistungsVeReinBaRung

Die klassischen Instrumente der Ein-
gliederungshilfe zur verbesserten Teil-
habe von psychisch Behinderten sind auf 
die Stabilisierung der Wohnungssitua-
tion gerichtet.11 Die ambulanten Hilfen 
kümmern sich bei Vereinsamung und 
sozialer Isolierung, welche die Selbstän-
digkeit bedrohen. Die Tagesstätte bietet 
ein Programm an, das wie eine beruf-
liche Tätigkeit den Alltag strukturiert, 
ohne die in den betroffenen Fällen die 
Selbständigkeit nicht erhalten werden 
kann. Das Wohnheim ersetzt vorüber-
gehend die selbständige Wohnsituation 
mit dem Ziel, sie wieder erreichbar wer-
den zu lassen. 

Das Projekt beschäftigte sich mit den 
weiteren gesetzlichen Aufträgen, die im 
Rahmen der Hilfen zur Teilhabe gefor-
dert werden, nämlich mit den „Hilfen 
zum Erwerb praktischer Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur gesellschaftlichen Teil-
habe von Menschen mit Behinderun-
gen“12 sowie mit den „Hilfen zur Teil-
habe am gemeinschaftlichen und kul-
turellen Leben“13.

Es ist daher folgerichtig, dass im Rah-
men des Projektes zur langfristigen Si-
cherung der Projektergebnisse mit den 
Kostenträgern eine neue Leistungsver-
einbarung ausgehandelt werden muss-
te. Sie soll es ermöglichen, ergänzend 
zu den bestehenden Instrumenten die 
Effekte der von der Eingliederungshil-
fe zu leistenden sozialen Rehabilitati-
on deutlich zu erhöhen. Hierdurch soll 

es auf breiter Front zu einer rascheren 
Einbeziehung der Instrumente anderer 
Rehabilitationsträger kommen. Der ge-
samte Rehabilitationsprozess soll besser 
gestalt- und steuerbar werden. 

Im Juni 2016 wurde die Leistungsver-
einbarung gem. § 75 Abs. 3 SGB XII für 
die Leistung „Ambulante soziale Reha-
bilitation in Gruppen“ mit dem Land-
kreis Northeim geschlossen. Ihr können 
nun weitere Träger der Eingliederungs-
hilfe beitreten. Der Grundsatz „Erst so-
ziale Situationen herstellen, dann sozi-
al rehabilitieren!“ hat seine erste prakti-
sche Umsetzung gefunden. Nachahmer 
sind willkommen.

Der Autor hat das hier geschilderte Pi-
lotprojekt von Beginn an bis zu seinem 
Ende 2013 geleitet. Manche der in die-
ser Darstellung gefundenen Formulie-
rungen sind in internen Papieren vom 
Autor schon während des Projektes auf-
geschrieben worden. Sie wurden jedoch 
bisher nicht veröffentlicht.

So steht es im § 5 SGB IX.
Gem. § 6 Abs. 1 Ziff. 7 SGB IX.
Gem. § 2 SGB XII.
Zum Gelsenkirchener Modell siehe 
F. Wendenburg: Offene psychiatrische 
Fürsorge vom kommunalen Fürsorgeamt 
aus, in: O. Bumke, G. Kolb, H. Roemer, 
E. Kahn: Handwörterbuch der psychi-
schen Hygiene und der psychiatrischen 
Fürsorge, Berlin-Leipzig: Verlag Walter de 
Gruyter 1931, S. 134 ff.

1

2

3

4

Einzusehen unter www.lwl.org/spur-
download/bag/2016-02-02-bericht2014.
pdf.
Das Albert-Schweitzer-Familienwerk in 
Uslar.
Siehe hierzu: R. und H. Hauser: Die kom-
mende Gesellschaft. Handbuch für soziale 
Gruppenarbeit und Gemeinwesenarbeit, 
Pfeiffer: München 1971, S. 431 ff. sowie 
M. Lüttringhaus, H. Richers: Handbuch 
Aktivierende Befragung. Konzepte, Erfah-
rungen, Tipps für die Praxis, Bonn: Verlag 
Stiftung Die Mitarbeit 2007.
Präambel des UN-Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen vom 13. Dezember 2006, in: 
Bundesgesetzblatt Jahrgang 2008 Teil II 
Nr. 35, S. 1420.
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilita-
tion (BAR): Arbeitshilfe für die Rehabi-
litation und Teilhabe psychisch kranker 
und behinderter Menschen, Frankfurt am 
Main: Selbstverlag 2010, S. 18 sowie 41ff.
Die professionellen Begleiter der Gruppen 
werden „ModeratorInnen“ genannt, um 
den Teilnehmern zu verdeutlichen, dass 
sie selbst die Handelnden in der Gruppe 
sind.
Entsprechend §§ 53 SGB XII in Verbin-
dung mit § 55 Abs. 2 Ziff. 6 SGB IX.
Gem. §§ 53 SGB XII in Verbindung mit 
§ 55 Abs. 2 Ziff. 3 SGB IX.
Gem. § 55 Abs.2 Ziff. 7 SGB IX.

5

6

7

8

9

10

11

12

13

Begleitforschung zum 
Modellprojekt „Unterstüt-
zung zur Selbstbestim-
mung“ in Österreich 

Das in Österreich 2014/15 durchgeführ-
te Modellprojekt „Unterstützung zur 
Selbstbestimmung“ erprobte im Sinne 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
Möglichkeiten, eine gesetzliche Vertre-
tung in Form von Sachwalterschaft zu 
vermeiden und durch ein erweitertes 
Clearing vorab alternative Unterstüt-
zungen zu erschließen. Die begleiten-

 „The right to work“: 
Internationale Kon-
ferenz zum Recht auf 
Arbeit für Menschen 
mit Behinderungen, 
März 2017 in Kassel 

Auf der internationalen Tagung 
„Das Recht auf Arbeit für Men-
schen mit Behinderung – Inter-
nationale Perspektiven“ vom 8. 
bis 10. März 2017 in Kassel wol-
len Expertinnen und Experten 
aus dem In- und Ausland die Umset-
zung von Inklusion im Arbeitsleben 
beleuchten. 

Seit über 10 Jahren gibt es die Kon-
vention der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behin-
derung. Wie ist es mit dem Menschen-
recht auf Arbeit im Sinne der Konven-
tion bestellt? Wie „offen, inklusiv und 
zugänglich“ ist das Arbeitsumfeld für 
Menschen mit Behinderungen? Der in-
ternationale Blick soll das Bewusstsein 
für das Recht auf Arbeit behinderter 
Menschen als Menschenrecht schär-
fen und Ideen zur Umsetzung geben. 

de Evaluationsstudie des Instituts für 
Rechts- und Kriminalsoziologie bietet 
Erkenntnisse zum komplexen Zusam-
menwirken von persönlicher Lebenssi-
tuation und privatem Umfeld, der ein-
gebundenen öffentlichen und sozialen 
Institutionen sowie der jeweiligen re-
gionalen Infrastruktur an Unterstüt-
zungsangeboten.

Der Forschungsbericht ist online ab-
rufbar unter

→ www.irks.at/assets/irks/
Publikationen/UzS_ebook.pdf

Die Tagung wird vom Forschungs-
verbund für Sozialrecht und Sozialpo-
litik (FoSS) der Hochschule Fulda und 
der Universität Kassel in Kooperation 
mit dem International Center for Deve-
lopment and Decent Work (ICDD) der 
Universität Kassel und der Hochschu-
le der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung (HGU) veranstaltet. Ge-
fördert wird die Tagung vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales.

Informationen zum Programm und zur 
Anmeldung finden Sie in Kürze unter: 

→ www.the-right-to-work.com



inFothek inFothek

RP Reha  4/2016 6160

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu Bundesrats-Anträgen (428/1/16) 
veröffentlicht 

Das Kabinett hat am 12.10.2016 im Zuge des parlamentari-
schen Gesetzgebungsverfahrens eine Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zum Bundesteilhabegesetz 
– BTHG beschlossen. Darin widerspricht die Regierung 
zahlreichen Auffassungen und Empfehlungen des Bundes-
rats. Einige Vorschläge wurden zur Prüfung angenommen. 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sind folgende Ter-
mine vorgesehen: 
07. November 2016 – Anhörung im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales
01. Dezember 2016 – Zweite und dritte Lesung im Bundestag
16. Dezember 2016 – Zweite Befassung im Bundesrat
01. Januar 2017 - Inkrafttreten erster Teile des Bundesteil-
habegesetzes.

aktuelles aus deR pRaxis 
deR RehaBilitation

Öffentliche Anhörung zum Dritten Pflege-
stärkungsgesetz (PSG III)  im Ausschuss 
für Gesundheit

Am 17. Oktober 2016 fand die öffentliche Anhörung des Aus-
schusses für Gesundheit zum PSG III statt. Das Bundeska-
binett hat den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Stärkung 
der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer 
Vorschriften (Drittes Pflegestärkungsgesetz – PSG III) be-
schlossen. Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes-
rats. Die Regelungen des PSG III sollen ganz überwiegend 
zum 1. Januar 2017 in Kraft treten.

Die Dokumentation der Anhörung ist auf den Seiten des 
Deutschen Bundestages abrufbar unter: 

→ www.bundestag.de 

Flexi-Renten-Gesetz – Erste Lesung im 
Bundestag und öffentliche Anhörung des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales

Die erste Lesung des Bundestags sowie die öffentliche An-
hörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales fanden am 
29. September 2016 und 17. Oktober 2016 statt. Das „Gesetz 
zur Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Re-
habilitation im Erwerbsleben (kurz: Flexi-Renten-Gesetz)“ 
soll dazu beitragen, ältere Beschäftigte länger im Erwerbs-
leben zu halten. Ziel ist, die Gesundheit und Erwerbsfähig-
keit der Versicherten durch verbesserte Leistungen der Prä-
vention, Rehabilitation und Nachsorge zu schützen und zu 
sichern, damit sie im Erwerbsleben gesünder älter werden.

Der Gesetzentwurf (BT-Drs. 18/9787), die Dokumentati-
on der 1. Lesung (Plenarprotokoll 18/193 v. 29.09.2016) sowie 
die Materialien zur öffentlichen Anhörung (Ausschuss-Drs. 
18(11)762 v. 14.10.2016) sind online abrufbar unter:

→ www.bundestag.de
→ www.portal-sozialpolitik.de

Hench-Preis für Befragung zu Kommunika-
tionsbarrieren von Menschen mit Rheuma-
erkrankungen

Die Diplom-Psychologin Dr. Juliane Lamprecht und die Di-
plom-Soziologin Anja Thyrolf sind auf dem 44. Kongress der 
Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh) in Frank-
furt am Main mit dem Nachwuchspreis der Hans-Hench-
Stiftung und der DGRh ausgezeichnet worden. Dieser ist mit 
2.000 Euro dotiert. Die beiden Wissenschaftlerinnen, die am 
Institut für Rehabilitationsmedizin der Medizinischen Fakul-
tät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg forschen, 
haben den Preis für ihre Online-Befragung von Rheumabe-
troffenen erhalten. Anhand der Befragung konnten sie zei-
gen, dass die Teilhabe am sozialen Leben für Menschen mit 
Rheuma insbesondere aufgrund von kommunikativen Pro-
blemen in Gesprächen, welche die Betroffenen aufgrund ih-
rer Erkrankung oftmals führen müssen, gefährdet ist.

→ http://web.uk-halle.de 

Internetportal ramp-up.me zur Planung 
barrierefreier Veranstaltungen online

Ramp-Up.me ist ein Projekt des Ruby Berlin e.V. und der So-
zialhelden. In den drei Rubriken „Veranstaltungsort“, „Pro-
gramm“ und „Kommunikation“ finden Interessierte zahlrei-
che Tipps zur barrierefreien Gestaltung von Veranstaltungen. 

Der Internetauftritt ist aufrufbar unter:
→ www.ramp-up.me  

ForseA kritisiert Bundesteilhabegesetz 
als nicht konform mit UN-BRK und Grund-
gesetz

Das Forum selbstbestimmter Assistenz behinderter Men-
schen ForseA e.V. äußert scharfe Kritik am Verlauf der ers-
ten Lesung des Bundesteilhabegesetzes im Bundestag. Aus 
vielen Stellungnahmen und auch aus eigenem Wissen müs-
se den Abgeordneten der Großen Koalition klar sein, dass 
der Gesetzentwurf nicht nur die Behindertenrechtskonventi-
on verletze, sondern auch Verfassungsrechte, heißt es in der 
Veröffentlichung, die an Abgeordnete des Deutschen Bun-
destags geschickt wurde. (Quelle: ForseA e.V.)

Das ForseA-Papier ist abrufbar unter 
→ www.forsea.de 

Referentenentwurf für ein Gesetz zur Er-
mittlung von Regelbedarfen veröffentlicht

Am 29. August 2016 hat das BMAS den Referentenentwurf 
für ein Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen veröffent-
licht. Mit dem Gesetz wird u.a. die Zuordnung zu den Regel-
bedarfsstufen neu geregelt. Erwachsene Menschen mit Be-
hinderung, die Anspruch auf Leistungen der Grundsiche-
rung haben und bei ihren Eltern leben, haben nun dauerhaft 
Anspruch auf den vollen Regelsatz.

→ www.lebenshilfe.de
→ www.portal-sozialpolitik.de 

Gesetzentwurf zur Stärkung der Heil- und 
Hilfsmittelversorgung beschlossen

Ende August 2016 hat das Bundeskabinett den Entwurf ei-
nes „Gesetzes zur Stärkung der Heil- und Hilfsmittelversor-
gung“ (Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetz – HHVG) be-
schlossen. Mit dem Gesetz soll angesichts steigender Zahlen 
älterer, chronisch und mehrfach kranker Patientinnen und 
Patienten verstärkt auf Prävention und Rehabilitation gesetzt 
werden, heißt es dazu in einer Mitteilung des Gesundheits-
ministeriums. Ziel sei außerdem eine bessere Versorgung mit 
Hilfsmitteln. (Quelle: Bundesministerium für Gesundheit)

Der Bericht zur Verbändeanhörung ist abrufbar unter:
→ www.reha-recht.de

Neue Broschüre des BMAS zum Bundes-
teilhabegesetz

Im September 2016 hat das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) eine Broschüre über das geplante Ge-
setz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz, BTHG) 
herausgegeben. Die Publikation beschreibt die – aus Sicht 
des BMAS – angestrebten Vorteile durch das Bundesteilha-
begesetz. (Quelle: BMAS)

Die Broschüre ist abrufbar unter
→ www.bmas.de 

Auszeichnung für langjähriges Enga-
gement: Dr. Hans-Martin Schian wird 
Ehrenmitglied der DVfR

Für seine langjährige engagierte Mitarbeit in der Deutschen 
Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) und seinen außeror-
dentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung des Rehabilita-
tionssystems in Deutschland hat die Mitgliederversamm-
lung der DVfR am 14. Oktober Herrn Dr. med. Hans-Mar-
tin Schian zum Ehrenmitglied ernannt. Zugleich wurde der 
76-Jährige zum Ehrenherausgeber des Diskussionsforums 
Rehabilitations- und Teilhaberecht berufen, das er im Jahr 
2003 mitbegründet hatte.

→ www.dvfr.de

Stellungnahme des Deutschen Vereins zum 
Bundesteilhabegesetz mit Vorschlag zur mo-
dellhaften Erprobung von Neuregelungen

In seiner Sitzung am 27.09.2016 hat das Präsidium des Deut-
schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V. eine 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf eines Bundesteilhabege-
setzes beschlossen. Darin betont der Verein, dass die gleich-
berechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und 
die inklusive Ausrichtung der Regelsysteme weiterzuentwi-
ckeln sind.

→ www.deutscher-verein.de 
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Auf den Seiten des Diskussionsfo-
rums Rehabilitations- und Teilha-
brecht (www.reha-recht.de) finden 
sich verschiedene Beiträge zum Bun-
desteilhabegesetz und weiteren The-
men dieser Ausgabe.  

Kohte/Liebsch: Barrierefreie Betriebs-
ratswahl – ergänzende Bekanntma-
chung von Wahlunterlagen; Beitrag 
B6-2016 unter www.reha-recht.de; 
24.10.2016: In dem Beitrag befassen sich 
die Autoren mit barrierefreien Wahlen 
zur Schwerbehindertenvertretung und 
der ergänzenden Bekanntmachung von 
Wahlunterlagen. Sie gehen zunächst auf 
die Regelungen der Wahlordnung zum 
Betriebsverfassungsgesetz (WO BetrVG) 
ein. Laut dieser ist ein Abdruck des 
Wahlausschreibens an geeigneten, den 
Wahlberechtigten zugänglichen Stellen 
auszuhängen. Zudem besteht die Mög-
lichkeit, das Wahlausschreiben ergän-
zend mittels der im Betrieb vorhande-
nen Informations- und Kommunikati-
onstechnik bekannt zu machen.

Im Gegensatz hierzu sieht die Wahl-
ordnung der Schwerbehindertenvertre-
tungen lediglich den Aushang des Wahl-
ausschreibens vor. Einige Gerichte und 
Kommentatoren leiten hieraus ab, dass 
jegliche elektronische Bekanntmachung 
bei der Wahl der Schwerbehindertenver-
tretung zu unterbleiben habe. Die Auto-
ren widersprechen dieser Ansicht und 
sehen eine planwidrige Regelungslücke. 
Im Ergebnis sei § 3 Abs. 4 Satz 2 WO 
BetrVG bei der Wahl zur Schwerbehin-
dertenvertretung analog anzuwenden. 

Dies gebiete auch der in der Behinder-
tenrechtskonvention verankerte Grund-
satz der barrierefreien Wahl. 

Welti: Beratung im Recht – am Bei-
spiel der Beratung für und durch be-
hinderte Menschen; Beitrag D41-2016 
unter www.reha-recht.de; 18.10.2016: Im 
Beitrag thematisiert der Autor die Rolle 
und Bedeutung von Beratung im Recht. 
Er betrachtet dafür zunächst die Wortge-
schichte der Begriffe Rat und Beratung, 
von deren ursprünglichen Bedeutung bis 
hin zu ihrer aktuellen Verankerung in 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK). Im Weiteren geht er auf die 
Ausgestaltung und Normierung von Be-
ratung im Rechtsstaat ein. Diese umfas-
se in der Gesetzgebung neben der Be-
ratung von Gesetzentwürfen auch die 
Beteiligung von Menschen mit Behin-
derungen am politischen Leben. In der 
Rechtsprechung sei sie sowohl auf Seiten 
der Spruchkörper als auch der Rechts-
suchenden relevant. 

Im Weiteren betrachtet der Autor ihre 
Rolle als öffentliche, gesellschaftliche 
und private Dienstleistung. Er schließt 
mit einem Ausblick, wonach Beratung 
für das Recht und dessen Verwirkli-
chung eine zentrale Bedeutung habe, 
jedoch nicht allein von den Rechtswis-
senschaften erfasst werden könne.

Welti: Sonderregelung für pflegebe-
dürftige behinderte Menschen in Be-
hinderteneinrichtungen § 43a SGB XI 
verstößt gegen Grundgesetz und UN-
BRK; Beitrag D36-2016 unter www.reha-

recht.de; 27.09.2016: Im Beitrag befasst 
sich der Autor mit der für Menschen 
in Behinderteneinrichtungen gelten-
den Sonderregelung in § 43a SGB XI 
und überprüft deren Verfassungsmä-
ßigkeit und Vereinbarkeit mit der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK). Welti prüft die Verfassungsmä-
ßigkeit der Regelung anhand des Rechts 
auf Freizügigkeit (Art. 11 GG) und auf 
ein unabhängiges Leben (Art. 19 UN-
BRK), der allgemeinen Handlungsfrei-
heit nach Art. 2 Abs. 1 GG, des Rechts 
auf Gesundheit (Art. 25 UN-BRK) so-
wie auf soziale Sicherheit und angemes-
senen Schutz (Art. 28 UN-BRK). Eben-
so prüft er eine Verletzung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes nach Art. 3 
GG und Art. 5 UN-BRK. Im Ergebnis 
stellt der Autor eine Unvereinbarkeit 
sowohl mit dem Grundgesetz als auch 
der UN-BRK fest. 

Abschließend erfolgt ein politischer 
Ausblick, wonach die Sonderregelung 
auch den Bestrebungen zur Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderung 
sowie zu einer vom Leistungsort gelös-
ten Personenzentrierung der Teilhabe-
leistungen zuwider laufe. Hier sei eine 
Berücksichtigung der Interessen sowie 
der Wahlfreiheit von Menschen mit Be-
hinderungen gefordert.

Walling: Die rehabilitationsrelevanten 
Regelungen der Formulierungshilfe 
des BMAS zum Flexi-Renten-Gesetz; 
Beitrag D39-2016 unter www.reha-recht.
de; 07.10.2016: Fabian Walling beschäf-
tigt sich in diesem Beitrag mit dem ak-

aus dem

tuellen Entwurf eines Gesetzes zur Fle-
xibilisierung des Übergangs vom Er-
werbsleben in den Ruhestand und zur 
Stärkung von Prävention und Rehabi-
litation im Erwerbsleben (Flexirenten-
Gesetz). Durch das Gesetz sollen älte-
re Beschäftigte länger im Erwerbsleben 
gehalten und individuelle Gesundheits-
risiken erkannt und vermieden werden. 

Der Autor geht auf die einzelnen re-
habilitationsrelevanten Regelungen des 
Gesetzentwurfes ein. Dazu zählen eine 
Neufassung von § 10 Abs. 1 SGB VI zu 
den Persönlichen Voraussetzungen für 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben, die Einführung der neuen §§ 14, 15a 
und 17 SGB VI, mit denen Prävention, 
Kinderrehabilitation sowie Nachsorge 
zu Pflichtleistungen der Rentenversiche-
rung werden. Zudem erfolge eine ent-
sprechende Anpassung des § 31 SGB VI. 
Abschließend führt Walling noch of-
fenstehende und wünschenswerte Re-
gelungen auf, so eine Klarstellung zur 

Übernahme von rehabilitationsbeding-
ten Reisekosten, die Zuständigkeiten im 
Kinderrehabilitationsverfahren ebenso 
wie eine bestehende Regelungslücke im 
Unfallversicherungsrecht

Jordan/Wansing: Peer Counseling: Eine 
unabhängige Beratungsform von und 
für Menschen mit Beeinträchtigungen 
– Teil 1: Konzept und Umsetzung; Bei-
trag D32-2016 unter www.reha-recht.de; 
11.08.2016: Micah Jordan und Gudrun 
Wansing befassen sich in ihrem Beitrag 
mit dem Konzept des Peer Counselings. 
Im ersten Teil des Beitrags gehen die 
Autorinnen u.a. auf die rechtlich Ent-
wicklung, Konzept und Ziele von Peer 
Counseling ein. Nach dem aktuellen 
Referentenentwurf für ein Bundesteil-
habegesetz (BTHG) soll die unabhän-
gige Teilhabeberatung, insbesondere in 
Form von Peer Counseling-Angeboten, 
gefördert werden (§ 32 SGB IX neu). 
Auch die UN-Behindertenrechtskon-

vention verweist bereits auf die Wirk-
samkeit und Bedeutung dieser Metho-
de. Durch die Verbindung von Professi-
onalität und eigener Betroffenheit bietet 
sie die Möglichkeit, niedrigschwellig 
selbstgesteuerte Lösungs- und Bewäl-
tigungsstrategien in allen Lebensberei-
chen zu initiieren. Mittlerweile gibt es 
in Deutschland zahlreiche Peer Coun-
seling-Angebote mit der Bestrebung 
nach Professionalisierung und Quali-
tätssicherung. Die Autorinnen schlie-
ßen mit dem Fazit, dass trotz der Vortei-
le dieser Beratungsform fraglich bleibe, 
wie sie mit den inhaltlichen Einschrän-
kungen des § 32 SGB IX zu vereinen sei 
und wie einheitliche Qualitätsstandards 
hergestellt werden können.

Schülle/Falk/Schimank: Kurzbericht 
zur Verbändeanhörung zum Referen-
tenentwurf eines Bundesteilhabege-
setzes am 24.05.2016 in Berlin; Kurz-
bericht zur Verbändeanhörung zum 
Referentenentwurf eines Bundesteil-
habegesetzes am 24.05.2016 in Berlin; 
Beitrag D22-2016 unter www.reha-recht.
de; 17.06.2016: Die Autorinnen Mir-
jam Schülle, Angelice Falk und Cindy 
Schimank berichten von der Verbände-
anhörung zum Referentenentwurf ei-
nes Bundesteilhabegesetzes (BTHG), die 
am 24. Mai 2016 im Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (BMAS) in 
Berlin stattfand. Nach der Begrüßung 
und einleitenden Darstellung der bis-
her laut gewordenen Kritik am vorge-
legten Referentenentwurf vom 26. April 
2016 durch Wolfgang Rombach, folg-
ten die Stellungnahmen der anwesen-
den Verbändevertreter. Nach der vom 
BMAS festgelegten Reihenfolge wur-
den zunächst die Regelungen der Ein-
gliederungshilfe (Teil 2 SGB IX-RefE), 
anschließend die allgemeinen Verfah-
rensvorschriften (Teil 1 SGB IX-RefE) 
und zum Schluss das Schwerbehinder-
tenrecht (Teil 3 SGB IX-RefE) disku-
tiert. Im Verlauf der Anhörung wurde 
vor allem die geplante Neuregelung der 
Eingliederungshilfe von den Verbän-
devertretern einheitlich stark kritisiert 
und deutlich als Verschlechterung der 
bisherigen Rechtslage hervorgehoben.

DVfR plant FMA zum Betrieblichen Eingliederungs-
management 

Voraussichtlich von ende november bis Mitte Dezember können sich 
interessierte im rahmen der online­Diskussionsrunde „Fragen – 
Meinungen – Antworten“ zu rechtlichen und praktischen Fragen des 
Betrieblichen eingliederungsmanagements austauschen. Der genaue 
termin und erste Anregungen für inhaltliche Diskussionspunkte wer­
den bald auf den Seiten des Diskussionsforums veröffentlicht (www.
reha­recht.de). Die Diskussion wird abrufbar sein unter www.reha­
recht.de/diskussionen.

Beobachtung, Analyse und Kommentierung 

Mit dem neuen kooperationsprojekt „partizipatives Monitoring der 
aktuellen entwicklung des rehabilitations­ und teilhaberechts“ un­
terstützt die DVfr den aktuellen reformprozess des rehabilitations­ 
und teilhaberechts auf zivilgesellschaftlicher ebene.

Das Monitoring konzentriert sich auf den Schwerpunkt teilhabe am 
Arbeitsleben und begleitet • die Vorbereitung des Bundesteilhabege­
setzes (BthG) und die reform des SGB iX, • ihre implementierung in 
das Verwaltungshandeln und die rehabilitationspraxis, • die wirkun­
gen neuer bzw. weiterbestehender regelungen in der praxis.

An dem projekt wirken expertinnen und experten aus rechts­ und 
Sozialwissenschaften, Sozialmedizin/Begutachtung, psychologie und 
rehabilitationsmedizin mit.
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neueRscheinungen und 
liteRatuRempFehlungen

Fuchs/Hirsch/Ritz, Werkstätten-
recht in den Sozialgesetzbüchern, 
im zugehörigen Verordnungsrecht 
und den EU-Richtlinien – Kommen-
tar
Das Werk stellt die gesetzlichen Vor-
schriften zum Werkstattrecht und des-
sen untergesetzlichen Vorschriften nach 
dem neuesten Stand unter Einbeziehung 
des korrespondierenden Leistungs- und 
Sozialversicherungsrechts dar.
Erscheinungsjahr 2017, ISBN 978-3-
8006-4919-8, Vahlen, rund 800 Seiten, 
ca. 79,- €

Bundesvereinigung Lebenshilfe 
e.V., Kinder mit Behinderung und 
Fluchterfahrung – Eine Praxishilfe 
für Kindertageseinrichtungen
Gemeinsam mit der Lebenshilfe iKi-
ta gGmbH Berlin hat die Bundesverei-
nigung Lebenshilfe eine 20seitige Bro-
schüre als Praxishilfe entwickelt, die sich 
an Leitungen und Fachkräfte im Kita-
Kontext richtet. Darin sind Informati-
onen zu Rechtsgrundlagen und wichti-
gen Netzwerken ebenso zu finden wie 
Hinweise zu konzeptionellen Aspekten, 
die in diesem Zusammenhang von Be-
deutung sind. 
Die Broschüre finden Sie kostenlos 
zum Download unter www.lebenshil-
fe.de/de/themen-recht/artikel/BVLH-
Flucht-und-Behinderung-Praxishilfe-
fuer--KiTas.pdf

Dornis, Zuwanderer in Betreu-
ungs- und Unterbringungsverfah-
ren. Leitfaden für die gerichtliche 
und behördliche Praxis
Der Leitfaden beschreibt die kommuni-
kativen Besonderheiten und speziellen 
Rechtsfragen, die in betreuungsgericht-

lichen Verfahren für Menschen mit Mi-
grationshintergrund auftreten. Er rich-
tet sich an Richterinnen und Richter, 
Mitarbeitende in Behörden oder Ver-
fahrenspflegerinnen und -pfleger in Be-
treuungs- und Unterbringungssachen. 
2016, ISBN 978-3-415-05632-9, Boor-
berg, 141 Seiten, 24,80 €

 
Landeshauptstadt Wiesbaden, 
Leitfaden für eine barrierefreie 
Verwaltung
Das Ziel des Leitfadens ist es, Bürgerin-
nen und Bürgern der Stadt den erfor-
derlichen Schriftverkehr mit den Behör-
den in einer für sie verständlichen und 
lesbaren Form zu übermitteln. Für die 
volle und wirksame Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft ist der Zugang zu In-
formation und Wissen eine grundlegen-
de Bedingung. Dabei sollen Standards 
für barrierefreie Formate entwickelt, er-
probt und implementiert werden, aber 
auch das Bewusstsein in der Bevölke-
rung und Mitarbeiterschaft gestärkt. 
Der Leitfaden steht zum Download 
bereit unter www.brk.hessen.de/aw/
home/Modellregionen/~bke/Wiesba-
den

Deutsche Vereinigung für Rehabi-
litation (DVfR), Diskussionsbeitrag 
aus  der DVfR zum Regierungsent-
wurf des „Gesetzes zur Stärkung 
der Teilhabe und Selbstbestim-
mung von Menschen mit Behinde-
rungen – Bundesteilhabegesetz 
(BTHG)“, Stand 02.09.2016
Mit der aktuellen Stellungnahme zum 
Regierungsentwurf beteiligt sich die 
DVfR an der Diskussion zum BTHG. 
Der Verband fordert wesentliche Nach-
besserungen des Gesetzesentwurfs, geht 

auf verschiedene Themenkomplexe ein 
und stellt mögliche Lösungen vor. Der 
Diskussionsbeitrag wurde im Rahmen 
des Ad hoc-Ausschusses „Weiterent-
wicklung der Eingliederungshilfe“ er-
arbeitet. Die DVfR unterstreicht in dem 
Papier ihre Sorge, dass zwei zentra-
le Leistungsgrundsätze der Eingliede-
rungshilfe mit dem BTHG zur Dis-
position gestellt werden: das Prinzip 
umfassender Bedarfsdeckung und das 
Prinzip der Befähigungsgerechtigkeit. 
Beide Prinzipien sind für die Einglie-
derungshilfe in ihrer bisher rehabilita-
tiven Ausrichtung prägend und müs-
sen auch erhalten bleiben.
Die Stellungnahme steht zum Down-
load bereit unter: www.dvfr.de/file-
admin/download/Stellungnahmen/
DVfR_zum_BTHG-Regierungsent-
wurf.pdf

Monitoring-Stelle UN-Behinder-
tenrechtskonvention, Stellungnah-
me: Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
überarbeiten – Anmerkungen 
zum BTHG aus menschenrechtli-
cher Perspektive anlässlich der 
Ersten Beratung des Gesetzent-
wurfs im Deutschen Bundestag am 
22.09.2016
Gegenstand der Stellungnahme ist der 
„Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen (Bun-
desteilhabegesetz – BTHG)“ in der vom 
Bundeskabinett am 28.06.2016 beschlos-
senen und dem Deutschen Bundestag 
am 05.09.2016 übersandten Fassung.
Die Stellungnahme steht zum Down-
load bereit unter www.institut-fuer-men-
schenrechte.de/publikationen/show/stel-
lungnahme-bundesteilhabegesetz-bthg-
ueberarbeiten

VeRanstaltungen

01. Dezember 2016
Frankfurt am Main

02. und 03. März 2017
Berlin

08. bis 10. März 2017
kassel

09. bis 11. März 2017
Frankfurt am Main 

20. bis 22. März 2017
Frankfurt am Main

08. und 09. Mai 2017
Berlin

11. bis 13. Mai 2017
karlsruhe

9. Kongress für Versicherungsmedizin und Begutachtung
Der jährlich stattfindende Kongress wird vom Institut für Versicherungsmedizin 
veranstaltet. Titel der diesjährigen Veranstaltung ist „Das ‚gute Gutachten‘ aus
medizinischer und rechtlicher Sicht“. → www.ivm-med.de

11. Hans-Böckler-Forum zum Arbeits- und Sozialrecht 
Die Tagung wird von der Hans-Böckler-Stiftung und dem Hugo Sinzheimer 
Institut für Arbeitsrecht in Kooperation mit dem DGB veranstaltet. Im Panel 1 
(2.3. 14–18 Uhr) wird rund um das BTHG und berufliche Teilhabe im Betrieb 
referiert und diskutiert. → www.dgbrechtsschutz.de

The right to work
Auf der internationalen Tagung „Das Recht auf Arbeit für Menschen mit Behinde-
rung – Internationale Perspektiven“ werden Expertinnen und Experten aus dem 
In- und Ausland die Umsetzung von Inklusion im Arbeitsleben beleuchten.
 → www.calendar.boell.de

19. Symposion Frühförderung 2017
Die Vereinigung für Interdisziplinäre Frühförderung e.V. (VIFF) wird das Symposi-
on unter dem Motto „Bewährtes erhalten – Neues integrieren“ veranstalten und 
will Raum für die Auseinandersetzung mit den aktuellen Herausforderungen und 
die Reflexion von Chancen sowie Erfordernissen bieten.  

→ www.viff-fruehfoerderung.de

26. Reha-Kolloquium 2017
Das Kolloquium wird von der Deutschen Rentenversicherung Bund, der Deut-
schen Gesellschaft für Rehabilitationswissenschaften (DGRW) und in diesem 
Jahr der Deutschen Rentenversicherung Hessen veranstaltet. Das Kolloquium 
steht unter dem Titel „Prävention und Rehabilitation in Zeiten der Globalisierung“ 
und zielt auf den Austausch zwischen Reha-Wissenschaft und Reha-Praxis. 

→ www.deutsche-rentenversicherung.de

Arbeit inklusiv gestalten
Die Tagung wird im Rahmen des Kooperationsprojektes „Partizipatives Monito-
ring der aktuellen Entwicklung des Rehabilitations- und Teilhaberechts“ durch-
geführt. Diskutiert werden aktuelle Maßnahmen zur inklusiven Gestaltung des 
Arbeitsmarktes. Zum Adressatenkreis zählen u.a. Leistungsträger und -erbrin-
ger, Institutionen wie Schulen und Hochschulen, Arbeitgeber, Kammern und be-
triebliche Interessenvertreter. Weitere Informationen finden sich in Kürze unter
  → www.reha-recht.de

REHAB 2017
Die internationale Fachmesse für Rehabilitation, Therapie und Prävention bietet 
eine Plattform zum Austausch zwischen Herstellern, Fachhändlern, Therapeu-
ten, Medizinern, Pflegefachkräften, Dienstleistern und Vereinen sowie Menschen
mit Handicap und deren Angehörige. → www.rehab-karlsruhe.com
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VoRschau
RP Reha 1/2017

studieren mit Behinderung 
und chronischer erkrankung

Die themen (Auswahl):
• rechtliche rahmenbedingungen für die Übergänge 

behinderter Menschen, insbesondere zur hochschule
• Studieren mit Behinderung – Leistungspflichten der 

Bundesagentur für Arbeit
• inklusion und Studium in der praktischen umsetzung
• Gesetzeswirkungen bei der beruflichen integration 

schwerhöriger, ertaubter und gehörloser Menschen 
durch kommunikation und organisation (Ginko)

• kurzbericht zum weltkongress von rehabilitation 
international (ri) in edinburgh

Die RP Reha 1/2017 erscheint im Februar 2017.
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»gelungener Kommentar.
Rechtsdienst der Lebenshilfe 1/14, zur Vorauflage

hat sich in Wissenschaft und Praxis endgültig als unverzichtbares Standardwerk etabliert. 
Kein Wunder, dass er vielgepriesen und immer häufiger als der Beraterkommentar schlechthin 

in SGB IX-Fragen bezeichnet wird.
Dr. Michael Karpf, br 3/14, zur Vorauflage

wiederum hervorragend und auch für Nichtjuristen laienverständlich gelungen.
Bernhard Hackenberger, schwbv.de 12/13, zur Vorauflage«

Reformauflage zum 
neuen Bundesteilhabegesetz

»gelungener Kommentar.

2017NEU

Dau | Düwell | Joussen
Sozialgesetzbuch IX
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
Lehr- und Praxiskommentar
5. Aufl age 2017, ca. 1.400 S., geb., ca. 128,– €
ISBN 978-3-8487-3375-0
Erscheint ca. 2. Quartal 2017
nomos-shop.de/27932

Das neue Bundesteilhabegesetz wird zum Jahresende erwartet. 
Es stellt die größte Reform des Behindertenrechts seit Einführung 
des SGB IX dar. Die Reformauflage 2017 des LPK-SGB IX reagiert 
hierauf in allen Bereichen. Vor dem Hintergrund der inklusiven 
Anforderungen durch die UN-Behindertenrechtskonvention werden 
sämtliche Auswirkungen kommentiert und kritisch auf ihre Folgen 
für die Praxis überprüft.




